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Der Umgang mit den aktuel-
len Protesten – Sti chwort Fri-
days for Future bzw. neue 
EU-Urheberrichtlinie – ist für 
den Bürgermeister auch so 
etwas wie eine Lehrstunde 
in Demokrati e. So zu tun, als 
sei alle Welt verpfl ichtet, den 
Forderungen nachzukommen, 
hält er für übertrieben.  S. 11
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CSU: Mit einem gemeinsamen Programm ein klares Signal für Europa setzen. Bild: CSU

CSU-Europa-Parteitag in Nürnberg:

„Kompass statt  Chaos“
Gemeinsames Europawahlprogramm von CDU und CSU einsti mmig verabschiedet

Zwei Monate vor der Europawahl hat die CSU auf einem 
kleinen Parteitag in Nürnberg ein deutliches  pro-europä-
isches Zeichen gesetzt. Die Delegierten billigten einsti m-
mig das gemeinsame Wahlprogramm von CDU und CSU 
für die Wahl am 26. Mai mit dem Titel „Unser Europa 
macht stark. Für Sicherheit, Frieden und Wohlstand.“

Gemeinsam mit ihrem Spit-
zenkandidaten Manfred Weber 
machen die Schwesterparteien 
den Menschen ein Angebot für 
ein bürgerliches Europa, das al-
len dient. 

Programm für ein freies und 
sicheres Leben in Europa

„Europa soll jedem nützen, 
ganz konkret erfahrbar sein und 

Chancen bieten – auf ein freies 
und sicheres Leben“, heißt es. 

Das Europawahlprogramm 
enthält u.a. folgende Forderun-
gen: 

1. Echter EU-Grenzschutz: 
Unser Europa kontrolliert wir-
kungsvoll seine EU-Außengren-
zen durch einen schnellen Aus-
bau der Grenz- und Küstenwa-
che Frontex zu einem echten 
Europäischen Grenzschutz mit 
unmitt elbaren Eingriff srechten 
und mindestens 10.000 zusätzli-
chen Grenzschützern. Gleichzei-
ti g wollen wir mit unserem Mar-
shallplan mit Afrika Fluchtursa-
chen bekämpfen.

2. Türkei-Beitritt sgespräche
beenden  Unser Europa kennt 
seine Grenzen. Deshalb werden 
wir die EU-Beitritt sgespräche 
mit der Türkei beenden. Statt  
einer EU-Mitgliedschaft  setzen 
wir auf eine ehrliche Partner-
schaft  mit der Türkei.

3. Handlungsfähige Außen-
politi k  Damit nicht länger ein-
zelne Staaten aus egoisti schen 
Moti ven Europas Handlungsfä-
higkeit lähmen können, wollen 
wir in der Außen- und Verteidi-
gungspoliti k in der EU zu Mehr-
heitsentscheidungen kommen. 
Gleichzeiti g setzen wir uns für 

eine echte Energieunion ein, da-
mit unser Europa auch auf die-
sem Feld nicht erpressbar ist.

4. Gemeinsame europäische
Streitkräft e  Damit sich unser 
Europa gegen die neuen Bedro-
hungen des 21. Jahrhunderts 
selbst verteidigen kann, schaf-
fen wir bis 2030 gemeinsame Eu-
ropäische Streitkräft e. Wir wol-
len die militärische Zusammen-
arbeit in Europa stärken, ohne 
dabei die nati onalen Streitkräf-
te zu ersetzen. Als ersten Schritt  
bauen wir eine schlagkräft ige 
Cyber-Brigade auf, um Cyberat

(Fortsetzung auf Seite 4)

ri t a s r Ka in  ssit n :

Cybersicherheit stärken
und weiterentwickeln

Initi ati ve „Online – aber sicher “ gestartet  Start von Passwortcheck
Die Cybersicherheit im Freistaat Bayern wird weiter ge-
stärkt und deutlich weiterentwickelt. In der heuti gen Mi-
nisterratssitzung hat das Kabinett  die unter Federführung 
des Bayerischen Staatsministerium für Digitales erarbeite-
te Initi ati ve „Online – aber sicher “ gestartet. 

Ein Schwerpunkt des umfas-
senden Maßnahmenpakets der 
Staatsregierung ist, die Bür-
gerinnen und Bürger, Unter-
nehmen und Kommunen beim 
Schutz ihrer Daten zu unterstüt-
zen und im konkreten Ernstf all 
schnell und unbürokrati sch zu 
helfen. Hierfür setzt die Staats-
regierung auch auf verti eft e 
und engere Kooperati on der Si-
cherheitsbehörden, vergleich-
bar einem Lagezentrum im Kri-

sen- bzw. Rett ungsfall. Außer-
dem soll künft ig der digitale Ein-
bruch genauso bestraft  werden, 
wie der analoge. 

Die Initi ati ve „Online – aber si-
cher “ enthält fünf Säulen:

 Prä enti on  

Durch einen neuen Passwort-
check soll die Sicherheit eines 
gewählten Passworts schnell 
und einfach überprü  ar ge-
macht werden. Dieser ist ab 
heute auf der Homepage des Di-
gitalministeriums unter folgen-
dem Link nutzbar: htt ps: www.
stmd.bayern.de service pass-
wort-check .

Durch eine breit angeleg-
te Informati onskampagne soll 
die Bevölkerung in allen Alters-
schichten für das Thema „Da-
tensicherheit“ stärker sensibili-
siert werden. Insbesondere an 
Schulen sollen die Digitalkom-
petenz bei Schülern und Leh-
rern gestärkt werden, zum Bei-
spiel durch einen neuen Euro-
päischen Computerführerschein 
im Bereich „IT-Sicherheit“. 

ber verschiedene Kanäle, 
unter anderem soziale Medien 
und die BayernLabs, sollen Bür-

ger durch verschiedene Infor-
mati onskampagnen prakti sch 
und anschaulich für IT-Sicher-
heit sensibilisiert werden. Ge-
plant sind beispielsweise Videos 
und Online-Vorträge.

Die IT-Sicherheit in Bayerns 
Kommunen soll unter anderem 
durch regionale IT-Sicherheits-
konferenzen für Kommunal-
bedienstete weiter ausgebaut 
werden. 

Bayerns Unternehmen wer-
den durch spezielle Förderpro-
gramme zur verstärkten Ent-
wicklung von IT-Sicherheitslö-
sungen und durch Kooperati on 
mit wissenschaft lichen Ein-
richtungen, zum Beispiel dem 
Fraunhofer AISEC, im Bereich 
IT-Sicherheit weiter gestärkt.

Bayerns kleine und mitt lere 
Unternehmen sollen insbeson-
dere zur Früherkennung von Ge-
fährdungslagen durch das Cy-
ber-Allianz-Zentrum gezielt be-
raten und geschult werden.

 Reakti on  

Für eine bessere Vernetzung 
von Unternehmen als potenti -
elle Angriff sziele soll eine neue 
virtuelle Pla   orm (Security 
Operati on Center) aufgebaut 
werden. Diese soll es bayeri-
schen Unternehmen künft ig er-
leichtern, ihre Firmennetzwer-
ke gegen Angriff e zu schützen, 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Moderner 
Bürgerdialog

Mit dem „Tag der Kommu-
nikation in Kommunen“ 
präsenti ert die Bayerische
GemeindeZeitung im Haus 
der Bayerischen Landkrei-
se Lösungen für die Her-
ausforderungen der Pro-
jektkommunikati on. 

Anhand von Fallbeispie-
len und Vorträgen ausge-
wählter Experten aus Wis-
senschaft , Wirtschaft , Me-
dien und Politi k vermitt elt 
das Seminar professionelle 
Kommunikati onsstrategien 
für den Bürgerdialog. 

Diskuti eren Sie mit uns 
am 11. April 2019 im Haus 
der Bayerischen Landkrei-
se in München. 

Eine Einladung zur Ver-
anstaltung liegt dieser Aus-
gabe der Bayerischen Ge-
meindezeitung bei.  r

lant  r l n  r nt rati nsk st n: 

Schlag ins Gesicht von 
Ländern und Kommunen 

Auf heft igen Widerstand stoßen bei Ländern und Kom-
munen die Pläne von Bundesfi nanzminister Olaf Scholz, 
den Bundeszuschuss zu den Flüchtlingskosten drasti sch 
zu kürzen. Bayerns Innen- und Integrati onsminister Joa-
chim Herrmann bezeichnete dieses mögliche Vorgehen als 
„völlig indiskutabel“   Sollte der Bund sich hier seiner Ver-
antwortung entziehen und diese massiven Kürzungen tat-
sächlich umsetzen, wäre dies aus seiner Sicht „ein verhee-
rendes Signal, vor allem an die Kommunen“.

Herrmann fürchtet einen 
deutlichen Rückschritt  bei der 
Integrati on, die maßgeblich von 
den Ländern und Kommunen 
gestemmt wird: „Diese radika-
len Kürzungen wären ein Schlag 
ins Gesicht derer, die sich darum 
bemühen, die Integrati on von 
Flüchtlingen voranzutreiben.“ 
Die Bayerische Staatsregierung 
warne davor, dass nach dem 
Haushaltsentwurf des Bundes-
fi nanzministers eine Halbierung 
der Flüchtlingsfi nanzierung und 
am Ende dann sogar eine annä-
hernde Dreiviertel-Kürzung der 
Mitt el droht. 

Anstelle der bisherigen Fi-
nanzmitt el für Bund und Län-
der in Höhe von rund 4,7 Milli-
arden Euro pro Jahr soll künft ig 

eine gestaff elte Flüchtlingspau-
schale treten. In der Folge sin-
ken die Integrati onsmitt el in den 
kommenden Jahren sehr deut-
lich ab. Ab dem Jahr 2022 wer-
den die Leistungen nach Berech-
nungen nur noch rund 1,2 Milli-
arden Euro und damit etwa 25 
Prozent der derzeiti gen Summe 
betragen. Die pauschalen Zah-
lungen für Asylbewerber, die 
Entlastung bei den Kosten der 
Unterkunft  und die Integrati ons-
pauschale sollen zukünft ig weg-
fallen. 

Wie der Präsident des Baye-
rischen Landkreistags, Landrat 
Christi an Bernreiter (Deggen-
dorf) betonte, sei die Kosten-
belastung der Landkreise und
kreisfreien Städte durch die 

Flüchtlingskrise bis heute enorm.
In den zurückliegenden Jahren
konnten sich die Kommunen
aber wenigstens größtenteils 
auf die Unterstützung ihrer 
übergeordneten Ebenen bei der 
Bewälti gung dieser gesamtge-
sellschaft lichen Aufgabe verlas-
sen. Das soll sich nun ändern: 
„Die bisherigen Leistungen wer-
den damit im großen Sti l gestri-
chen und die Kommunen stehen 
vor einem Milliardenberg, den 
sie dann mit kommunalen Mit-
teln schultern sollen.“ 

In keinem Verhältnis 
zur Realität

Für Bernreiter ist nicht nur 
der Sachverhalt als solcher ein 
Unding: „Die von Bundesfi nanz-
minister Scholz geplante Pau-
schale steht in keinem Verhält-
nis zu den tatsächlichen Rea-
litäten. Zudem ist es mir völlig 
unverständlich, wieso ausge-
rechnet die fl üchtlingsbeding-
ten Mehrkosten nicht mehr be-
zahlt werden sollen. Bundes-

(Fortsetzung auf Seite 4)

7. Bayerisches Wasserkraft Forum 2019
„Wasser. Kraft . Bayern.“ heißt es am 23. Mai 2019 in Töging am Inn beim 7. Bayerischen 
Wasserkraft Forum. Die Bayerische GemeindeZeitung als Veranstalter lädt hierzu politi sche 
und kommunale Entscheidungsträger, Behördenvertreter sowie Multi plikatoren und Wirt-
schaft svertreter aus den Regionen entlang der bayerischen Lebensadern ein.
Informati onen unter www.bayerisches-wasserkraft forum.de
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Anita Meinelt 

85368 Moosburg 
am 15.4.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günter Schuster 

84180 Loiching 
am 8.4.

Bürgermeister Alfred Wolz 
91635 Windelsbach 

am 10.4.

Bürgermeister Guido Belzl 
90602 Pyrbaum 

am 12.4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Landrat Christian Bernreiter 

94469 Deggendorf 
am 7.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stefan Breuer 

95145 Oberkotzau 
am 7.4.

Bürgermeister  
Thomas Loderer 
85521 Ottobrunn 

am 10.4.

Bürgermeister Robert Putz 
84337 Schönau 

am 16.4.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Marc Nitschke 

83234 Übersee 
am 17.4.

Landrat Thomas Eichinger 
86899 Landesberg a. Lech 

am 17.4.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thilo Wehner 
97647 Sondheim v. d. Rhön 

am 16.4.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Landrat Siegfried Walch 

83278 Traunstein 
am 8.4.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Kriminalitätsstatistik: 

Weniger Einbrüche, mehr Betrug
Die aktuelle Kriminalitätsstatistik ist für Innenminister Jo-
achim Herrmann wieder ein Beleg dafür, dass Bayern auch 
2018 wieder das sicherste Bundesland ist – obwohl die An-
zahl der Straftaten nach mehreren Jahren des Rückgangs 
wieder leicht anstieg. Laut Herrmann habe auch die Sensi-
bilisierung durch die „Me-Too-Debatte“ einen Einfluss auf 
den Anstieg der angezeigten Sexualdelikte. 

Die Sicherheitslage 2018 in 
Bayern ist laut aktueller Krimi-
nalitätsstatistik die zweitbeste 
in den vergangenen 30 Jahren 
gewesen – auch wenn der Re-
kordwert von 2017 nicht er-
reicht wurde. Je 100.000 Ein-
wohner wurden 4533 Straftaten 
registriert; 0,8 Prozent mehr als 
im Vorjahr. Die absolute Zahl der 
Delikte stieg um 1,3 Prozent auf 
gut 594.000. Nicht eingerech-
net sind hier die nicht krimina-
litätsrelevanten Verstöße gegen 
das Ausländer- oder Asylrecht. 
Bei einer leicht auf 64,5 Prozent 
gestiegenen Aufklärungsquo-
te sprach Herrmann von einer 
„insgesamt erfreulichen Situa- 
tion.“ Es sei der höchste Wert 
seit 13 Jahren. 

Mehr Betrüger, weniger 
Diebstähle und Einbrüche

Laut Statistik stammt das 
Plus an Straftaten vorwiegend 
aus Betrugsdelikten. Ihre Zahl 
stieg um 18,4 Prozent auf über 
36.400. Bei der Rauschgiftkri-
minalität gab es einen Zuwachs 
um acht Prozent auf gut 55.000 
Delikte, wobei die Zahl der Dro-
gentoten erstmals wieder deut-
lich zurückging, und zwar um 
73 auf 235. Rückläufig wa-
ren die Zahlen bei Diebstählen 
(-4,4%) und Wohnungseinbrü-
chen (-13,3%). 5.239 Einbruchs-
delikte, davon knapp die Hälfte 
unvollendete Versuche, stellten 
den niedrigsten Wert seit 2011 
dar, berichtete Herrmann. Die 
Bemühungen vieler Bürger ihre 
Fenster und Türen besser abzu-
sichern sowie die erhöhte Prä-
senz der Polizei hätten sich ge-
lohnt, so Herrmann. Der Anteil 
von Nicht-Deutschen und Zu-
wanderern an den Tatverdäch-
tigen ist hingegen weiter leicht 
gestiegen. Das dürfe „man nicht 
kleinreden“, es bestehe aber 
„kein Grund für eine Alarmstim-
mung“, sagte Landespolizeiprä-
sident Wilhelm Schmidbauer.

Mehr angezeigte  
Sexualdelikte

Als „besorgniserregend“ be-
zeichnete der Minister aber 
den Anstieg bei der Zahl an Se-
xualdelikten auf 8.626. Das wa-
ren 960 Anzeigen mehr als 2017 
(+12,5%). Hinter dem Anstieg 

vermutete Herrmann vor allem 
ein verändertes Anzeigeverhal-
ten nach der Verschärfung des 
Sexualstrafrechts Ende 2016 so-
wie eine Sensibilisierung durch 
die „Me-Too-Debatte“ und die 
Aufdeckung von Missbrauchs-
fällen in der katholischen Kirche.

Vor allem im Bereich sexueller 
Belästigung und Beleidigung gab 
es mehr Anzeigen, gut die Hälf-
te der Steigerung entfiel auf die-
sen Bereich. Man werde die Da-
ten aber noch genauer analysie-
ren und rasch reagieren, sollten 
sich Hinweise auf einen echten 
Zuwachs an Straftaten ergeben, 
kündigte Herrmann an. Der An-
teil nichtdeutscher Tatverdäch-
tiger stieg von 32 auf 35 Prozent, 
der von Zuwanderern von 15 auf 
15,9 Prozent.

In der Summe nahezu unver-
ändert blieb die Zahl der Ge-
waltstraftaten. Während die 
Fälle von Körperverletzung um 
2,6 Prozent auf knapp 73.500 
zurückgingen, stieg die Zahl 
der schweren Gewalttaten um 
1,9 Prozent auf 20.800 an. Gut 
ein Drittel der Tatverdächtigen 
stand dabei unter Drogen- oder 
Alkoholeinfluss. Deutlich zurück 
ging die Zahl der vollendeten 
Fälle von Mord und Totschlag. 
Sie sank von 220 auf 180. Die 
Aufklärungsquote stieg bei die-
sen Kapitalverbrechen auf 96,3 
Prozent.

Leicht gestiegene Anzahl 
nichtdeutscher Straftäter

Besonders ging Herrmann auf 
die Zahl nichtdeutscher Tatver-
dächtiger ein, deren Anteil an 
allen Verdächtigen leicht auf 
35,5 Prozent gestiegen ist. Da-
mit macht der Anteil der Straftä-
ter ohne deutschen Pass 12,6 
Prozent der Gesamtbevölke-
rung aus. Dafür nannte Herr-
mann mehrere Gründe wie et-
wa Einbruchsbanden aus Osteu-
ropa, die nicht zur bayerischen 
Bevölkerung zählen und nach 
ihrer Straftat das Land wieder 
verlassen. Die meisten nicht-
deutschen Straftäter kamen aus 
Rumänien. Auf 10,6 Prozent zu-
genommen habe aber auch der 
Anteil tatverdächtiger Zuwande-
rer. Diese begingen rund 43.000 
Straftaten. Knapp 10.000 davon 
ereigneten sich in Asylbewer-
berunterkünften. Bei Gewaltde-

likten war gut die Hälfte der Op-
fer ebenfalls Zuwanderer. Auch 
bei den Rauschgiftdelikten stieg 
der Anteil von Zuwanderern an 
den Tatverdächtigen um 29,4 
Prozent. Herrmann erklärte den 
Anstieg damit, dass in Asylbe-
werberunterkünften vermehrt 
kontrolliert werde: „Je mehr ich 
kontrolliere, desto mehr finde 
ich auch.“ Der überproportio-
nal hohe Anteil von Nicht-Deut-
schen an den Tatverdächtigen 
sei aber kein neues Phänomen. 
Bereits bevor eine hohe Anzahl 
von Flüchtlingen nach Bayern 
kam, lag der Anteil im Jahr 2014 
bei 28,6 Prozent.

Personal statt Reiterstaffel

Grünen-Fraktionschefin Katha- 
rina Schulze erklärte, der An-
stieg bei den schweren Gewalt-
taten sei „beunruhigend“. Sie 
mahnte in diesem Zusammen-
hang eine Präventionsstrate-
gie an. Zudem forderte Schul-
ze verstärkte Bemühungen um 
die Aufhellung des Dunkelfeldes 
bei verschiedenen Deliktfeldern 
und die gesonderte Aufnahme 
von Straftaten gegen Frauen in 
die Kriminalitätsstatistik. 

Stefan Schuster (SPD) sagte, 
die von Herrmann vorgelegten 
Zahlen seien „insgesamt positiv 
zu bewerten“. Bayerns Polizis-
ten leisteten eine hervorragen-
de Arbeit, doch sei die Belas-
tung noch immer zu hoch. Dies 
dokumentiere die weiterhin ho-
he Zahl an Überstunden. Im ers-
ten Halbjahr 2018 waren es über 
2,4 Millionen Überstunden. In 
diesem Zusammenhang kriti-
sierte Schuster, dass die bayeri-
sche Polizei immer mehr Aufga-
ben von der Staatsregierung zu-
geteilt bekomme. So werden die 
Polizeikräfte beispielsweise ver-
mehrt zur Grenzsicherung ein-
gesetzt. „Das ist und bleibt Bun-
desaufgabe“, sagte Schuster. „Es 
ist zwar löblich, dass die Polizei-
kräfte in Bayern generell aufge-
stockt werden, sie sollten aber 
auch für originäre Polizeiaufga-
ben in der Stadt und auf dem 
Land eingesetzt werden.“ Zu-
dem forderte er die Reiterstaf-
fel abzuschaffen und dafür mehr 
Personal im Streifendienst.

Auch der AfD-Abgeordne-
te Richard Graupner lobte die 
Arbeit der bayerischen Polizei. 
Diese zeichne sich durch die 
Spitzenwerte im bundesweiten 
Vergleich aus. „Nicht mit einem 
Schulterzucken hinnehmen“ 
dürfe man allerdings den über-
proportional hohen Anteil nicht-
deutscher Tatverdächtiger. 

Spezialkräfte  
gegen Cyberkriminalität

Alfred Grob (CSU) führte die 
guten Werte in der Statistik 
auf eine zielgerichtete Sicher-
heitspolitik in den vergangenen 
Jahren zurück. Beim Rückgang 
der Zahl der Wohnungseinbrü-
che sei der Erfolg von Präventi-
onskampagnen sogar messbar. 
„Insgesamt zahlt es sich aus, 
dass wir bei der Polizei in Qua-
lität und Quantität investiert ha-
ben“, sagte Grob. 

Der Freie Wähler Wolfgang 
Hauber – selbst langjähriger Po-
lizeibeamter – erklärte, die Sta-
tistik bestätige die Aussage der 
Staatsregierung, dass in Bayern 
zu leben heiße, sicherer zu le-
ben. Zur weiteren Verbesserung 
der Lage regte er an, wegen der 
wachsenden Bedeutung des 
über das Internet verübten Be-
trugs diesen in das Aufgabenge-
biet der Cyber-Spezialisten der 
Polizei zu überführen. Jede fünf-
te Straftat in Bayern war 2018 
ein Betrugs- oder Fälschungs-
delikt. Aus Polen und der Türkei 
versuchten beispielsweise soge-
nannte Call-Center per Telefon 
sich als Polizisten auszugeben 

Landtag kostet knapp 
14 Euro pro Bürger

und ältere Menschen zur Über-
gabe von Bargeld oder Schmuck 
zu überreden. Damit haben sie 
immer wieder Erfolg. Der Scha-
den liegt bei rund 13 Millionen 
Euro. Wie wichtig dieser Be-
reich ist, zeigte auch der aktu-
elle Fall eines Tatverdächtigen 
mit 105 verübten Mordversu-
chen. Der Mann hatte von Bay-
ern aus über das Internet junge 
Mädchen und Frauen unter Vor-
spiegelung eines Job-Angebots 
zu potenziell tödlichen Selbst-
versuchen mit Strom über- 
redet. „Wir brauchen hierfür zu-
sätzliche und speziell ausgebil-
dete Experten. Die Internetkri-
minalisten dürfen nicht einfach 
aus dem normalen Polizeidienst 
herausgeschnitten werden“, for-
derte Schuster.

Ein Fall in Unterfranken führ-
te zu einem erheblichen An-
stieg der Kriminalitätsrate in der 
Stadt Würzburg um elf Prozent. 
Doch Polizeipräsident Wilhelm 
Schmidbauer hatte dafür eine 
Erklärung parat: In Unterfran-
ken beschädigte ein „Autokrat-
zer“ mutwillig hunderte Fahr-
zeuge. „Ohne diesen Fall wür-
de Würzburg wohl nicht die rote 
Laterne halten“, sagte Schmid-
bauer. Neben Würzburg legte 
die Kriminalitätsbelastung auch 
in den Städten München (4,3 
Prozent) und Augsburg (0,7 Pro-
zent) zu. In Fürth (-8,1 Prozent), 
Bayreuth (-6,2 Prozent) oder 
Bamberg (-5,6 Prozent) gab es 
dagegen einen deutlichen Rück-
gang der Straftaten.  AS

Noch nicht einmal ein halbes Prozent an den Gesamt-
ausgaben macht der Landtagsetat aus. Für Landtags-
präsidentin Ilse Aigner ein Zeichen für den verantwor-
tungsvollen Umgang mit Steuergeldern.

Der Haushaltsausschuss des Bayerischen Landtags hat den 
Landtagsetat für die Jahre 2019/2020 gebilligt. Im Etat des 
Landtags enthalten sind die Kosten der Landtagsverwaltung, 
Baumaßnahmen, des Datenschutzbeauftragten, die Frakti-
onszuschüsse, Parteienfinanzierung, Abgeordneten-Diäten 
und die Bezahlung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
Abgeordneten. 

Verantwortungsvoller Umgang mit Steuergeldern

Insgesamt beträgt der Anteil des Landtagsetats 2019/2020 
an den Gesamtausgaben des bayerischen Staatshaushalts 
0,28 Prozent. Damit kostet das Parlament, die Herzkammer 
der Demokratie, jeden bayerischen Bürger 13,43 Euro im 
Jahr. „Die Tatsache, dass diese Zahl seit Jahren konstant nied-
rig bleibt, zeigt wie verantwortungsvoll der Landtag mit dem 
Geld der Steuerzahler umgeht“, erklärte Landtagspräsidentin 
Ilse Aigner. 

Der Topf ist im Vergleich zu 2018 allerdings angewachsen – 
und zwar um 42,5 Millionen Euro. Ein Teil des Geldes wird be-
nötigt um den Zuwachs des Landtags von 180 auf 205 Abge-
ordnete und von vier auf sechs Fraktionen zu kompensieren, 
erläuterte sie vor dem Ausschuss. Zudem müssten dringend 
notwendige technisch-energetische Sanierungen und damit 
verbundene grundlegende Baumaßnahmen in den Basis- und 
Kellergeschossen des Landtagsgebäudes finanziert werden. 
„Ich begrüße es sehr, dass sich alle Fraktionen darin einig sind, 
die überfälligen Arbeiten am altehrwürdigen Maximilianeum 
zu unterstützen und die Betriebssicherheit des Gebäudes für 
die Zukunft zu sichern“, sagte Aigner. AS

Vielfalt kann ländliche Räume stärken 
Konferenz „Land.Zuhause.Zukunft“ der Robert Bosch Stiftung in Berlin 

Vorhandene Potenziale besser erschließen und neue Bewohner 
gewinnen, ist angesichts des demografischen Wandels das Ziel 
zahlreicher Kommunen in ländlichen Regionen. Eine Möglichkeit 
ist die Aufnahme und Integration von Flüchtlingen. Welche Chan-
cen und Herausforderungen hierfür bestehen, zeigte die Konfe-
renz „Land.Zuhause.Zukunft“ in Berlin.

Annette Widmann-Mauz, Be-
auftragte der Bundesregierung 
für Flüchtlinge, Migration und 
Integration verwies auf bezahl-
baren Wohnraum auf dem Land 
und die oft besseren Chancen 
auf einen Arbeitsplatz in mittel-
ständischen Betrieben. Trotz-
dem zögen Neueinwanderer 
früher oder später tendenziell 
lieber in Städte. Die Argumente 
für die Stadt seien weitgehend 
einheitlich: Dort gibt es etablier-
te und herkunftsbezogene Netz-
werke und Angebote.

Integrationsmaßnahmen

Derartige Angebote und Struk- 
turen könnten in ländlichen Ge-
bieten durch eine übergreifende 
Zusammenarbeit von verschie-
denen Trägern übernommen  
werden, so Widmann-Mauz.Kon- 
krete Integrationsmaßnahmen, 
wie Sprachkurse für unterschied- 
liche Zielgruppen, oder Angebo-
te für Frauen und Eltern spielten 
eine enorme Rolle. Die Politike-
rin schlug vor, den Kommunen 
möglichst viel Kompetenz bei 
den Kursen zu geben. „Die Ak-
teure vor Ort kennen Angebot 
und Nachfrage am besten.“ 

Lebensverhältnisse  
lebenswert gestalten

Der Bund investiert 2019 über 
720 Millionen Euro in Integrati-
onskurse. Zusätzliche Integrati-
onsmaßnahmen werden mit 227 
Millionen Euro bezuschusst. Al-
lerdings beeinflusst nicht allein 
das Geld den Erfolg von Inte- 
grationskursen. Widmann-Mauz 
zufolge hängt erfolgreiche In-
tegration im ländlichen Raum 
maßgeblich davon ab, ob es 
insgesamt gelingt, hierzulande 
gleichwertige Lebensverhält-
nisse zu schaffen. Denn warum 
sollten Geflüchtete oder Neu-
zuwanderer dort wohnen oder 
bleiben, wo Einheimische seit 
Jahren wegziehen?

Fragen und gute Ideen für die 
vielfältigen Herausforderungen 
bearbeitet die Robert Bosch 

Stiftung in ihrem Förderpro-
gramm „Land.Zuhause.Zukunft 
– Integration und Teilhabe von 
Neuzuwanderern in ländlichen 
Räumen“. Dafür führte die Stif-
tung 2017 knapp hundert Inter-
views mit unterschiedlichen Ak-
teuren in sieben Landkreisen. In 
sechs Landkreisen werden nun 
bis Juni 2019 verschiedene An-
sätze in der Praxis ausprobiert.

Zielgruppe für die Pflege

Der Landkreis Coburg be-
schäftigte sich beispielsweise 
mit dem Schwerpunkt Flüchtlin-
ge und Migranten als Zielgrup-
pe für die (Alten-)Pflege. Schnell 
zeigte sich, dass viele kleine Trä-
ger überfordert sind, den Men-
schen beim Ankommen zu hel-
fen. „In der Regel endet die An-
werbung bei der Anwerbung“, 
so das Zwischenfazit der Teil-
nehmer. Dabei ist Integration 
mehr als Integration in den Ar-
beitsmarkt. „Interkulturelle In-
tegration heißt für uns aber 
auch, dass wir bei einer 60-Bet-
ten-Einrichtung einen Kosova-
ren, einen Philippiner, einen Sy-
rer und einen Vietnamesen be-
schäftigen. Da fragt man sich, 
wie wir das Thema kulturelle 
Öffnung im Alltag umgesetzt be-
kommen, auch bei den pflege-
bedürftigen Menschen“, stell-
te Martina Berger vom Landrat-
samt Coburg fest. Eine Idee sei, 
alle Pflegekräfte aus dem Land-
kreis an einen Tisch zu bringen 
und zusätzlich die einheimische 
Bevölkerung auf die Zuwande-
rung vorzubereiten.

Mehr  
Entscheidungsbefugnisse

Im Rahmen der Berliner Kon-
ferenz wurden in diversen Work-
shops praxisbezogene Wün- 
sche und konkrete Empfehlun-
gen formuliert. Deutlich war 
die Forderung nach mehr Ent-
scheidungsbefugnissen, zumal 
es nicht den einen ländlichen 
Raum gibt, der stellvertretend 
für alle steht, sondern die An-

forderungen in jedem Landkreis 
unterschiedlich sind. Beim The-
ma Integrationspolitik und In-
tegrationskonzepte wurde bei-
spielsweise deutlich, dass mehr 
Kompetenzen für kommuna-
le Integrationszuständige ge-
wünscht sind, zum Beispiel bei 
der Jugendarbeit. Für die Fach-
kräftesicherung im ländlichen 
Raum ist ein Ausbau der Infra-
struktur unverzichtbar. Und bei 
Orientierungskursen für Zuwan-
derer sollten gemeinsame Wer-
te und ein pluralistisches Bild 
vermittelt und keine normative 
Nachhilfe in Sachen Wertever-
mittlung gegeben werden.

Professorin Dr. Petra Ben-
del von der Friedrich-Alexan-
der-Universität Erlangen-Nürn-
berg schlug ein europaweites 
Matching-Verfahren vor. Kom-
munen könnten auf freiwilliger 
Basis vorab ein Integrationspro-
fil erstellen und dieses mit den 
Bedürfnissen, Kenntnissen und 
Fähigkeiten der Geflüchteten in 
den Hotspots in Griechenland 
und Italien abgleichen. „So kann 
man auch viel besser darauf ein-
gehen, was die einzelnen Men-
schen möchten, können und wo 
sie leben wollen.“ Dies würde 
zudem die Innovationskraft der 
Kommunen stärken, Strukturen 
verstetigen und die Mitsprache 
fördern.  DK

Bayern bekommt vier neue 
Gesundheitsregionen plus 

Das Interesse am Förder-
programm Gesundheitsregio-
nenplus von Bayerns Gesund-
heitsministerin Melanie Huml 
hält weiter an. Die Ministerin 
übergab nunmehr die symboli-
schen Förderbescheide an vier 
neue Teilnehmer. Dabei handelt 
es sich um die Landkreise Fürth, 
Nürnberger Land und Neu-Ulm 
sowie um Stadt und Landkreis 
Schweinfurt. Mit den neuen Re-
gionen werden aktuell 50 Ge-
sundheitsregionenplus bayern-
weit gefördert. 

Ziel der Gesundheitsregionen- 
plus ist es – zusammen mit der 
Kommunalpolitik – die Akteure 
des Gesundheitswesens vor Ort 
besser zu vernetzen – zum Bei-
spiel Krankenhäuser und nieder-
gelassene Ärzte.  r
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Haben ein ehrgeiziges Ziel im Blick: der Initiator der „1000 Schu-
len für unsere Welt“-Gemeinschaftsaktion, Landrat Stefan Rößle 
aus dem Landkreis Donau-Ries, Margret Kopp von der Aktion PiT – 
Togohilfe e.V. und Landrat Thomas Karmasin. 
 Bild: Landratsamt Fürstenfeldbruck

1000 Schulen  
für unsere Welt

Landrat Karmasin startet Spendeninitiative unter dem Dach 
der Gemeinschaftsinitiative

Ein Schulbauprojekt in Afrika kostet circa 50.000 Euro – in etwa 
soviel wie sich zum Beispiel für einen gebrauchten Porsche er-
lösen lässt. Mit einem sehr persönlichen Bericht erläuterte der 
Landrat des Landkreises Donau-Ries, Stefan Rößle, auf Einladung 
von Landrat Thomas Karmasin zusammen mit Kreisrätin Margret 
Kopp die Initiative „1000 Schulen für unsere Welt“. 

Rößle erzählte, wie er da-
zu kam, die Initiativen von Dr. 
Gerd Müller zu unterstützen. 
Der deutsche Entwicklungshil-
feminister aus Schwaben hatte 
in flammenden Reden bei den 
kommunalen Spitzenverbänden 
dafür geworben, die Menschen 
dabei zu unterstützen, dass in 
ihren jeweiligen Heimatregio-
nen Bleibeperspektiven entste-
hen. Denn tatsächlich gibt es 
viele Gründe, warum viele ih-
re Heimat, ihre Familien und 
Freunde, ihre Kultur, ihre Spra-
che hinter sich lassen um woan-
ders ihr Glück zu suchen – oder 
wenigstens zu überleben. 

Eine Idee wird geboren

„Zehn Schulen für Afrika, das 
schaffen wir bis zum Jahr 2020“, 
war Rössles Plan im Sommer 
2017. Alles sollte finanziert wer-
den aus privaten Spenden. Öf-
fentliche Gelder sollten nicht 
verwendet werden. Schon nach 
zehn Monaten konnte Rößle bei 
der Firma Taglieber in Ö ngen 
Schule Nr. 16 verkünden. Inha-
ber, Mitarbeiter und Geschäfts-
partner der Holzbaufirma legten 
dafür zusammen. 

Inzwischen kann der Landrat 
längst auf mehr als 30 Schulen 
blicken, die in seinem Umfeld 
entstanden. Eine Schule in Ma-
lawi hat Rößle gemeinsam mit 
seiner Familie privat selbst fi-
nanziert. Dafür opferte er sein 
persönliches Spaßauto. Eine an-
dere spendete ein ehemaliger 
Bürgermeisterkollege, der un-
genannt bleiben möchte  hin-
ter so mancher stehen Unter-
nehmen, Vereine, Verbände, ge-
meinsame Bürgeraktionen oder 
auch Privatpersonen, die in ih-
rem Umfeld persönlich sam-
meln. Häufig wird das Engage-
ment unterstützt durch die Rei-
ner Meutsch Stiftung Fly  Help. 

Die drei kommunalen Spit-
zenverbände – Städte-, Gemein-
de- und Landkreistag – haben 
im November 2018 das Startsi-
gnal für die deutschlandweite 
Gemeinschaftsinitiative „1000 
Schulen für unsere Welt“ ge-
setzt. Schirmherr ist Minister Dr. 
Gerd Müller.

Landkreis Fürstenfeldbruck 
macht mit

Jetzt ist auch der Landkreis 
Fürstenfeldbruck mit im Boot. 
Landrat Thomas Karmasin zeig-
te sich von der Konzeption und 
dem Erfolg der Initiative begeis-
tert und will mitmachen: „Ich 

möchte dieses Projekt unter-
stützen. Als Ziel schlage ich vor, 
dass mit Hilfe von Spenden aus 
dem Landkreis Fürstenfeldbruck 
innerhalb eines Jahres zehn 
Schulbauten finanziert werden 
können“, ho  Karmasin.

Im Landkreis Fürstenfeldbruck 
hat der Maisacher Verein Akti-
on PiT – Togohilfe e.V. eine auf 
langjährige Erfahrung gegrün-
dete ausgezeichnete Expertise, 
die er gerne für die Initiative zur 
Verfügung stellt. Margret Kopp, 
Vorsitzende des Vereins und 
Kreisrätin, hat sogar schon die 
Dörfer im Blick, die sehnsüchtig 
auf eine neue Schule warten – 
oder wenigstens überhaupt auf 
ein Gebäude, das man als Schu-
le bezeichnen kann.

Togohilfe kooperiert  
mit Stiftung l   elp

Die Togohilfe wird die Orga-
nisation und das Spendensam-
meln zusammen mit dem Land-
rat unter dem Dach der Gemein-
schaftsinitiative und in Koopera-
tion mit der Stiftung Fly  Help 
übernehmen. Margret Kopp 
zeigte Bilder von Strohhütten, 
in denen Unterricht abgehalten 
wird. Sie betonte: „Wir befrag-
ten die Menschen in Togo, was 
ihre eigenen Prioritäten sind. Al-
le waren sich darüber einig: Das 
Wichtigste für sie ist der Zugang 
zur medizinischen Versorgung. 
Gleich danach nennen sie den 
Zugang zur Bildung. Sie wissen, 
dass Bildung über die Zukunft 
entscheidet. Mich hat das sehr 
berührt, denn viele Erwachsene 
sind selbst noch Analphabeten. 
Dennoch ist für sie entschei-
dend, dass ihre Kinder zur Schu-
le gehen können.“

Allen Schulbauprojekten, die 
Margret Kopp vorschlägt, ist 
gemeinsam, dass die einheimi-
sche Bevölkerung engagiert ist 
und bereit, ihren Beitrag zu leis-
ten. Lehrer müssen vorhanden 
sein und das Dorf muss sich ver-
pflichten, für den Unterhalt der 
Schule zu sorgen.

Der erste Schritt ist bereits ge-
macht – nun gilt es, mit Hilfe der 
Spenden von Unternehmen und 
Bürgern die Pläne in die Tat um-
zusetzen. Der Landkreis Fürs-
tenfeldbruck soll so seinen Bei-
trag zur Stärkung der Bildung 
leisten. Nur durch Bildung las-
sen sich die eigenen Entwick-
lungskräfte der Menschen in 
den Ländern des Globalen Sü-
dens fördern.
www.1000schulenfuerunsere 
welt.de/ r

ualität des PNV weiter steigern
GZ-Interview mit Dr. Robert Frank VDV-Bayern  und Dr. Sandra Schnarrenberger LBO

Der Verkehr nimmt eine Schlüsselrolle in kologie, Wirtschaft 
und Gesellschaft ein. Mit seinem Fahrplan für mehr Mobilität in 
Bayern hat die Bayerische Staatsregierung Weichen für die Zu-
kunft gestellt. Unter anderem werden 100 Millionen Euro zusätz-
lich in den ö entlichen Nahverkehr investiert. Begrüßt wird die-
se Mobilitätso ensive sowohl von der VDV-Landesgruppe Bayern 
als auch dem Landesverband Bayerischer Omnibusunterneh-
men LBO , die beide insgesamt über 1.200 Verkehrsunterneh-
men im Freistaat vertreten. Welche Maßnahmen aktuell für ei-
ne sofortige  Verbesserung des PNV erforderlich sind, darüber 
sprachen die Präsidenten von VDV-Bayern und LBO, Dr. Robert 
Frank und Dr. Sandra Schnarrenberger, mit der Bayerischen Ge-
meindeZeitung.

GZ  Der PNV entwickelt sich 
in Deutschland zunehmend 
zum Rückgrat der Mobilität für 
die meisten Bevölkerungsgrup-
pen. Die Menschen verzichten 
gerade in den Städten und Bal-
lungsräumen bewusst auf den 
eigenen Pkw, weil das Nahver-
kehrsangebot sukzessive ver-
bessert und ausgebaut wird. 
Wie kann die Qualität des ÖP-
NV weiter gesteigert und wie 
können damit immer mehr 
Menschen zum Umstieg be-
wegt werden  

Dr. Frank  Die Qualität im ÖP-
NV kann in der Tat noch deut-
lich gesteigert werden: Die Ver-
besserung der Basis-Tugenden 
Zugänglichkeit, Zuverlässigkeit, 
Frequenz und Sauberkeit unse-
rer Fahrzeuge und Anlagen, sind 
ein Gebot der Stunde. Wird dies 
durch eine höhere Kapazität, 
Vernetzung mit anderen Ver-
k rss st m n  t itin rma-
ti n n  n  ss r n K m rt 
z.B. durch W-LAN und Vollklima-
tisi r n  r än t  st n t  

an n a  a r ast inn   
Daneben ist es aber auch eine 
Frage der eigenen Bequemlich-
keit und der Einschätzung der 
tatsächlichen Kosten der Nut-
zung des eigenen Pkws. Viele 

ns n s r n si  r i-
nen Ausbau des ÖPNV aus, be-

r n n a r l i iti  a-
r m i  t n  r si  ni t 
oder nur kaum in Frage kommt. 

Dr. Schnarrenberger  Das 
Thema Mobilität, Verkehrswen-
de und Digitalisierung auch un-
t r r ksi ti n  r tär-
k n  s ntli n rk rs 
wird in den nächsten Jahren das 
zentrale Kernthema sein. Ge-
meinsam mit unseren Unter-
nehmen wollen wir in Bayern 

n ilitäts an l k n s-
ri nti rt n  k nstr kti  mit-

gestalten. Der ÖPNV mit Bus-
sen ist in Bayern ein wesentli-
cher Bestandteil der Verkehrsin-
rastr kt r n  aranti rt i  

Anbindung von ländlichen Re-
i n n mit n stä tis n -

r i n  s ilt k n i  n  
it r  a rakti  ari an -

t  a  a r al  r r n-
 an i t n n   r rn  

Durch regelmäßige Haltestel-
l n i n n  timal  rn t-

n  n  stimm n  s ini-
nn t s s i  i  rkn n  

und Anbindung an die Schiene 
soll eine größtmögliche Mobili-
tät  nsti n n  a rakti n 
ari n si r st llt r n
GZ  Kurzfristige Lösungen der 

Verkehrs- und Umweltproble-
me in den Städten sind gefragt. 
Man denke hier an den Euro VI 
Diesel-Bus 

Dr. Frank  Unsere Dieselbusse 
mit Euro VI-Standard sind nicht 
der Verursacher der Verkehrs- 

n  m lt r l m  i  all n 
allein zahlenmäßig im Vergleich 
zu den Pkws und Lkws kaum ins 

i t  r  i  n l n  
von Fahrgästen und Vermeidung 

in r i l a l n in l a r-
ten im Pkw tragen sie hingegen 
ma li  r r in alt n  
zum Klimaschutz und zur Lärm-
minderung bei. Mehr ÖPNV bei 

l i iti n strikti n n r 
n  sin  i r i  r r rli-

che Lösung. 
Dr. Schnarrenberger  Schon 

heute tragen die Busunter- 
n m n in a rn r r in-
haltung bei. Wir können und 

ll n ns r n nt il am nt-

lichen Verkehr weiter erhöhen.
ss  n  a n n n ln i  

Verkehrsströme, vermeiden Indi-
vidualverkehr und schonen die 
Ressourcen – wir stehen bereit, 
noch mehr Fahrgäste vom Auto 

r n msti  in n ntli-
chen Nahverkehr zu gewinnen, 

a r ra n ir m r n s-
titi n n n  r  r r l-
der. Der weitaus größte Teil der 
Busse im Freistaat Bayern wird 

n ärti  mit i s lm t -
ren betrieben, andere Antriebs-
techniken wie Erdgas, Hybrid 
und Elektro machen zusammen 
keine drei Prozent aus. Rund 30 
bis 35 Prozent der eingesetzten 

i s l ss  r n r i-
n n m l r n li n i s l-
motor der Euro VI-Norm. Grund-
sätzlich verschließen wir uns 
ni t r isk ssi n  a  n  

m l r n li r  n l -
i n m st i n  i s  m ss n 

a r a  k n s ä i  r-
lässi  n  irts a li  s in

GZ  Der umwel reundliche 
Busverkehr ist also Teil der Lö-
sung. Seit etwa vier Jahren set-
zen die deutschen Verkehrsun-
ternehmen im städtischen Nah- 
verkehr batteriebetriebene Elek- 
trobusse ein, um den pro Fahr-
gast ohnehin schon geringen 
Emissionsausstoß im Linien-
busverkehr weiter zu senken. 
Wie sind hier Ihre Erfahrungen

Euro VI-Dieselbus ist 
Teil der Lösung

Dr. Frank  i  r a r n n 
i n  ass ir a  in m -

ten Weg sind. Aber nach wie vor 
handelt es sich um Vorserien-
a r  i  m in r n-

s a n  s r t r sin  r 
wir werden den Weg und die Er-
probung konsequent weiterver-

l n  r n mal: in -
ro VI-Dieselbus ist nicht Teil des 
Problems, sondern Teil der Lö-
sung. Die schnelle Modernisie-
r n  r ts n s n 
a  r   ist r ri ti  n-
sat  r än t r  in n s ri -

is n insti  in inn ati  n-
triebssysteme, der nicht nur den 

a ri tri n n l ktr s  
s n rn a  s nt tis  Kra -
st i ls it r n rati-

n  r nnst ll  n  asm -
t r m ass n s llt

Dr. Schnarrenberger  In eini-
gen bayerischen Städten (u.a. 
Burghausen, Bad Neustadt a. d. 
aal  la n r it l ktr s-

se im Testbetrieb. Allerdings ist 
in  k r risti  ä n k n-

 mst ll n  r s n 
a  l ktr ntri  n ärti  
noch nicht realisierbar, sowohl 
a s irts a li n als a  
l ist n s ä i n r n n  s 
wird also noch einige Zeit dau-

rn  is l ktr ss  ä n -
ckend zum Einsatz kommen kön-
nen. Der Euro 6 Motor neuester 

a art ist in n s rt r-
ar  i n t si  r  mini-

male Abgaswerte aus und ist au-
r r ntli  irts a li  r 

unsere privaten Busunterneh-
m n ist s i ti  ass i  r-
derung von Elektrobussen, die 

n ärti  an in  in sta -
na m  n n  a r n -
k lt ist  n  mi lstan s-
r n li r a s stalt t ir

GZ: Ein Hemmnis für weiteres 
Wachstum im städtischen P-
NV stellt vor allem der zuneh-
mende infrastrukturelle Mo-
dernisierungs- und Ausbaube-

darf dar. Es fehlen die finanzi-
ellen Mittel für die Erneuerung 
von Strecken, Haltestellen und 
Bahnhöfen. Was ist zu tun

Dr. Frank  a  s ist ri ti  
dass wir in den letzten Jahren 

r  i   rin n nan i l-
l n i l s l in n n rm n 
ani r n ssta  an ä  a-

ben, als auch nicht in dem Um-
an  n  n  a s a t a n  

wie es notwendig gewesen wä-
r  n m lant n -

s s n s  a  
rs kti is   r  r  r  

Jahr hat auch der Freistaat Bay-
ern das Problem erkannt und re-
a i rt  i  i  i l inst ll n  
im l a s alt  

i t  i ti  ist t t  ass i -
s  l r a  i s m i a  n n 

r i l  a r  r alt n l i n 
und nicht im nächsten Haushalt 

i r k r t r n      
Dr. Schnarrenberger  Ein 
i ti r nkt  m i  r-

kehrswende zu realisieren, ist, 
i  a r n t n i  n rastr k-

t r  s a n  i r r ra -
n ir in  na alti  inan-

zierung in den nächsten Jahr-
zehnten. Dies bedingt eine Er-

n  r i l  in  
sta il  lan risti  inan i r n  
ist ra ss t n  r a rakti  
Mobilitätsangebote im ÖPNV. 

it li k a  i  k n i n m-
lt  n  klima litis n i l  

n  ra s r r n n im r-
k rs r i  m ss n itna  -
s n n n n r n

uro ahresticket

GZ: Einen wesentlichen Bei-
trag zur Finanzierung des PNV 
leisten die Fahrgäste. Die Ver-
kehrsunternehmen investieren 
dabei eden Euro aus den Fahr-
geldeinnahmen direkt wieder 
in den Betrieb. Dafür sind die 
Ticketeinnahmen der Kunden 
eine zentrale Einnahme uel-
le. Nun gibt es auch in Bayern 
Bestrebungen, die Ticketprei-
se im PNV deutlich zu redu-
zieren. Angedacht ist zunächst 
ein 365-Euro-Jahresticket für 
Schüler und Auszubildende. Ih-
re Meinung  

Dr. Frank  i t i l r n  
und auch nicht notwendig! Das 
Schlimmste, was uns passie-
ren könnte ist, dass unsere Ver-
kehrsunternehmen in den Bal-
l n srä m n als akti n r-
rannt werden und in den Spit-
zenzeiten die vielen zusätzlichen 
Fahrgäste gar nicht mitnehmen 
können, weil unsere Fahrzeuge 
s n t t ll sin  l i t a  

i  ra  r i  rl sa s äl-
le regelmäßig, zuverlässig und 
a  i in m k an  r 
t r inna m n   r -

zent ersetzt? 
Dr. Schnarrenberger  Einen 

wesentlichen Beitrag zur Finan-
zierung des ÖPNV leisten in der 
Tat die Fahrgäste, deren Ticket- 

inna m n r i  rk rs n-
ternehmen eine unverzichtbare 
Einnahmequelle darstellen. Zur-
zeit gibt es auch in Bayern vie-
le Überlegungen, reduzierte Ti-
cketpreise im ÖPNV anzubieten. 

i r ir  s a r i ti  s in  
i  alan   n n  K n n-

r niss  s llt n s l st r-
stän li  r ksi ti n  n-
den, aber auch die Machbarkeit 

n  nat rli  i  inan i r n  
m ss n r  n  si rt 
sein. Sicher ist ein 365 Euro-Jah-
r sti k t in int r ssant s n -
bot. Allerdings ist zum gegen-

ärti n it nkt nä st 
mal sicherzustellen, dass auch 

i  n rastr kt r ä rl ist t 
ist  ss  n  a n n im stä ti-
schen Bereich sind heute bereits 
sehr gut ausgelastet und kom-
men in der Hauptverkehrszeit 
schon an ihre Kapazitätsgren-
zen. Wenn man mehr Verkehr 

ml nk n m t  a  n  
ann m ss n a  i  nts r -

chenden Maßnahmen und Rah-

m n in n n r r tr -
n r n  m i  n t n i-

gen Mehrkapazitäten bereithal-
ten zu können.

GZ  Die 2013 in Kraft getrete-
ne Novelle des Personenbeför-
derungsgesetzes PBefG  ent-
hält auch neue Regelungen zur 
Barrierefreiheit. Die Aufgaben-
träger werden darin verpflich-
tet, in den Nahverkehrsplänen 
die Belange von in ihrer Mo-
bilität oder sensorisch einge-
schränkten Menschen mit dem 
Ziel zu berücksichtigen, bis 
2022 eine vollständig barriere-
freie Nutzung der ö entlichen 
Nahverkehrsangebote zu errei-
chen. Wie stehen Sie dieser No-
velle gegenüber

Dr. Frank  Das ist grundsätz-
lich eine ebenso kluge wie rich-
ti  a na m   nk  a r  

ir r n im in li k a  i  
baulichen Maßnahmen hier ein-
a  m r it ra n   

Dr. Schnarrenberger  Das 
ma arri r r i it n  

Gleichstellung mobilitätsbeein-
trä ti t r rs n n st t -
r its s it i l n a r n a  r 
Agenda und gewinnt auch zu-
nehmend an Bedeutung im ÖP-
NV. Was die Fahrzeuge unserer 
Busunternehmen im ÖPNV an-
belangt, sind diese größtenteils 
s n mit in m li   mit 

in r i r rt nik a s -
sta t  r än n  i r  m ss 
a r a  i  n rastr kt r an 
den Haltestellen und Busbahn-

n n n K mm n n nt-
s r n  arri r r i stalt t 

r n  i ti  ist s  ra is -
rechte Lösungen gemeinsam vor 
Ort mit den Kommunen, den Be-

in rt n a ra t n n  n-
t rn m n  n n

Schwarzfahren ist  
Straftat estand

GZ  Stichwort Entkriminalisie-
rung des Schwarzfahrens  Wie 
beurteilen sie die Forderung 
des Deutschen Richterbun-
des, das Schwarzfahren im P-
NV über die Errichtung von Zu-
gangsbarrieren einzudämmen

Dr. Frank  Wie sollen die denn 
a ss n  rank n  i t -
ren oder Drehkreuze in bestehen-

 n rastr kt r n in n  
ist horrend teuer und hemmt 
a  n a r as l ss  in s 

ra t ns k nn n n  m ss n 
ir r in  an m ss n  K n-

trolldichte diesem Problem be-
gegnen, welches im Übrigen ein 
tra at stan  l i n m ss   
Dr. Schnarrenberger  Wir 

alt n in  ra st n  s 
ar a r ns  in r r -

n n s i ri k it r ni t i l-
r n  ar a r n m ss i-

n  tra at im inn  s tra -
setzbuches bleiben. Der Grund 
ist in a : s m ss r rs -
nen, die Leistungen in Anspruch 
n m n n  a r  a l n  
klare und abschreckende Konse-
quenzen geben. Die Forderung 
nach Zugangsbarrieren ist an 
Bushaltestellen kaum zu realisie-
ren und ist auch kontraproduk-
ti  r m int r r n  r a  
2022 gesetzlich normierten voll-
stän i n arri r r i n t-

n  r ntli n rk rs-
angebote.

GZ  Sharing-Angebote erfreu-
en sich in Städten wachsender 
Beliebtheit. Diese Angebote 
müssen möglichst gut und sinn-
voll mit dem ö entlichen Ver-
kehr verzahnt und digital ver-
netzt werden. Wie kann dies 
konkret funktionieren  

Dr. Frank  Der Ausbau von 
ar arin tati n n im rä m-

li n m l  i ti r Kn t n-
punkte ist grundsätzlich eine gu-
te Sache und im App-Zeitalter 
auch gut darstellbar. Anders ver-
hält es sich mit den sogenann-
t n r atin  st m n  i r 
m ss n ir a ass n  ass s  
 rts t n  a  it  
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Cybersicherheit...

„Kompass statt Chaos“ 

Schlag ins Gesicht von... 

(Fortsetzung von Seite 1)
zum Beispiel durch Austausch 
von Erfahrungen, regelmäßige 
Dialoge oder die Vernetzung mit 
Anbietern von IT-Sicherheitslö-
sungen. 

Weiter soll es vor allem für 
Bürgerinnen und Bürger und klei-
ne und mittlere Unternehmen 
künftig möglich sein, bei IT-Si-
cherheitsnotfällen noch schnel-
ler mit den zuständigen Stellen 
in Kontakt zu treten, z.B. über 
eine kostenlose IT-Hotline. Die-
se ist zentraler Ansprechpart-
ner und vermittelt den Anru-
fer je nach speziellem Einzelfall 
zum Beispiel an die Polizei, das 
Cyber-Allianz-Zentrum oder das 
Landesamt für IT-Sicherheit.

3. Repression durch eine  
Verschärfung des 
strafrechtlichen Rahmens: 

Ziel ist eine Anpassung des 
Strafrahmens für Straftatbe-
stände für die digitale Welt an 
die der analogen Welt (zum Bei-
spiel Einbruch, Raub, Hehlerei). 
Dazu wird Bayern im Bundes-
rat eine entsprechende Initiati-
ve anstoßen.

 oordination  

Bayerischen Behörden mit 
Cybersicherheitsaufgaben soll 
durch eine zentrale neue Infor-
mations- und Koordinationsplatt-
form, die „Cyberabwehr Bayern“, 
die Möglichkeit gegeben wer-
den, die Zusammenarbeit weiter 
zu verbessern und den erforder-
lichen schnellen und unkompli-
zierten Austausch von Informa-
tionen weiter zu beschleunigen. 
Ziel ist eine Art Lagezentrum für 
IT-Sicherheitsvorfälle.

5. Forderungen an den Bund: 

Cyberkriminalität kennt kei-
ne Landesgrenzen. Wir fordern 
deshalb vom Bund unter ande-
rem zeitgemäße Ermittlungsbe-
fugnisse (zum Beispiel Telekom-
munikationsüberwachung auch 
für Messenger-Dienste, oder 
Online-Durchsuchung) und die 
Verpflichtung von IT-Dienstleis-
tern, die Sicherheit ihrer Dienste 
und Produkte zu gewährleisten. 
Auch muss das geplante neue 
IT-Sicherheitsgesetz des Bundes 
die Belange der Länder ausrei-
chend berücksichtigen. r

(Fortsetzung von Seite 1)
tacken, Terrorismus, Bedrohung 
kritischer Infrastruktur und Des-
informationen europaweit er-
folgreich abwehren zu können. 

5. E ektiver Klima– und Um-
weltschutz  Unser Europa ist 
Vorreiter für weltweiten Klima- 
und Umweltschutz. Wir kon-
kretisieren die Ergebnisse der 
UN-Klimakonferenzen und set-
zen sie Schritt für Schritt in ganz 
Europa um. Das Vermüllen der 
Weltmeere und unserer Um-
welt mit Plastik bekämpfen wir 
gemeinsam mit einer EU-wei-
ten Plastikvermeidungsstrategie 
und internationalen Abkommen.

6. Geld stabil halten  Wir wol-
len die Bankenunion und die Ka-
pitalmarktunion unter Stabili-
tätsaspekten weiterentwickeln. 
Dabei müssen bestehende Risi-
ken im Bankensystem zunächst 
zwingend reduziert werden. Ins-
besondere sollen Staatsanlei-
hen nicht mehr als risikolos gel-
ten und von Banken –genauso 
wie andere Anlageformen –mit 
Eigenkapital unterlegt werden 
müssen. Bankenrettungen aus 
Steuermitteln lehnen wir ab. 
Bei allen Änderungen auf euro-
päischer Ebene müssen die Be-
sonderheiten unseres bewähr-
ten Drei-Säulen-Systems aus 
Privatbanken, öffentlich-recht-
lichen Banken und Genossen-
schaftsbanken erhalten blei-
ben. Eurobonds wird es in un-
serem Europa genauso wenig 
geben wie einen europäischen 
Finanzminister, eine europäische  
Arbeitslosenversicherung oder 
einen europäischen Mindest-
lohn. Die Schaffung eines euro-
päischen Währungsfonds unter-
stützen wir, damit die Finanz-
stabilität unseres Europas nicht 
vom Wohlwollen anderer Wirt-
schaftsmächte abhängig ist. Ei-
ne Abschaffung des Bargelds 
lehnen wir ab. 

. Eine kluge Handelspolitik  
Unser Europa schützt mit einer 
klugen Handelspolitik Gesund-
heit, Umwelt und Klima und si-
chert Verbraucher- und Sozial-
standards. Deswegen werden 
wir weitere faire Handelsab-
kommen abschließen und fer-
tig verhandelte Abkommen, wie 
etwa mit Kanada und Singapur 
umsetzen. Den Ausverkauf eu-
ropäischer Schlüsseltechnologi-
en an fremde Investoren wer-
den wir verhindern. Mit einer 
aktiven Handelspolitik können 
in den nächsten fünf Jahren fünf 
Millionen neue Zukunftsjobs in 
ganz Europa geschaffen und gut 
bezahlte Industriearbeitsplätze 
gesichert werden.

8. Digitalunternehmen fair 
besteuern  Unser Europa sorgt 
auch bei digitalen Großkonzer-
nen für faire Besteuerung. So 
wie die kleinen, mittelständi-
schen und regionalen Unter-
nehmen Steuern zahlen, müs-
sen auch global tätige Internet- 
riesen ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung gerecht werden.

. Ein europäischer Master-
plan gegen Krebs  Unser Euro-
pa wird mit einem europäischen 
Maßnahmenplan gegen Krebs 
bestehende Kapazitäten bün-
deln, Forschungsgelder gezielter 
einsetzen und Biomedizin so-
wie Big Data zusammenbringen. 
Denn nur mit vereinten Kräften 
kann uns der Zukunftstraum ge-
lingen, dass schlimme Krankhei-
ten wie Krebs bald der Vergan-
genheit angehören.

10. Unsere Nationen und Re-
gionen stärken  Unser Euro-
pa ist stolz auf seine National-
staaten und Regionen. Die Stim-
me der Kommunen und Regio-
nen werden wir deshalb achten 
und besser berücksichtigen. Die 
ländlichen Räume Europas stär-
ken wir gezielt und unterstüt-
zen eine europäische Regio-
nal- und Agrarpolitik, die klein-
strukturierte ländliche Räume 
fördert und die finanzielle Un-
terstützung besonders für unse-
re bäuerlichen Familienbetriebe 
sichert.

Klares Signal an die Bürger

Laut Bayerns Ministerpräsi-
dent und CSU-Chef Markus Sö-
der ist das gemeinsame Pro-

gramm ein klares Signal an die 
Bürger und an ganz Europa. Das 
Wahlprogramm habe einen kla-
ren Schwerpunkt: „Es geht da-
rum, dass wir als Europäer ei-
nen Fuß in der Tür behalten, da-
mit wir nicht zum Spielball ande-
rer werden. Wir müssen eigene 
Standards setzen.“ Ein zentraler 
Punkt des Wahlprogramms sei 
auch das Thema Migration. „Wir 
wollen ein Europa, das schützt 
und nützt. Wir wollen die rich-
tige Balance von Humanität und 
Ordnung.“

„Ich persönlich und wir als CSU 
sind nicht bereit, Neinsagern, Na-
tionalisten, Populisten und Extre-
misten diesen Kontinent zu über-
lassen“, machte der CSU-Chef 
deutlich. „Entweder Europa ver-
abschiedet sich von der Weltbüh-
ne mit dieser Wahl oder Europa 
kehrt kraftvoll zurück.“

Kampf gegen  
rechte ump acken

Manfred Weber, der die CSU, 
die Union und die EVP insge-
samt als Spitzenkandidat in die 
Wahl führt, rief zum Kampf ge-
gen „rechte Dump acken“ und 
Vereinfacher, gegen Nationalis-
mus und Egoismus auf. Europa 
dürfe nicht auseinandergerissen 
werden. Weber zeigte sich be-
reit, für Europa Verantwortung 
zu übernehmen: „Ich will Euro-
pa als Kommissionspräsident in 
eine gute Zukunft führen. Wir 
stehen in einem Wettbewerb, 
wie die Welt künftig aussieht. 
Nur mit einem selbstbewussten 
Europa können wir unsere euro-
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kanzlerin Merkel selbst hat 2017 
versprochen, dass man solche 
Selbstverständlichkeiten nicht 
in den Koalitionsvertrag schrei 
ben müsse. Wir hoffen natür-
lich, dass unsere Bundeskanz-
lerin hier einschreitet. Zudem 
werden wir uns die Rückende-
ckung unseres Ministerpräsi-
denten und unseres Bundesin-
nenministers holen, um für ei-
ne Beibehaltung der bisherigen 
Finanzierung zu kämpfen. Poli-
tische Zusagen müssen gelten.“

Auch der Bayerische Gemein-
detag hat die Bundesregierung 
nachdrücklich davor gewarnt, 
die Beiträge des Bundes zu den 
Integrationskosten – wie ge-
plant – drastisch zu reduzieren. 
„Wer hier den Rotstift ansetzt, 
gefährdet den Zusammenhalt 
der Gesellschaft und produziert 
langfristig zwangsläufig deutlich 
höhere Kosten“, hob der Präsi-

dent des Deutschen Städte und 
Gemeindebunds und Präsident 
des Bayerischen Gemeindetags, 
Dr. Uwe Brandl, hervor. „Integ-
ration ist ein Marathonlauf. Wer 
auf halber Strecke aus kurzfris-
tigen Sparerwägungen heraus 
aus diesem gesamtgesellschaft-
lichen Projekt aussteigt, gefähr-
det sehenden Auges den Erfolg. 
Das muss der Bundesregierung 
bewusst sein.“

esamtgesellschaftliche  
Aufgabe

Wer solche Überlegungen an-
stellt, kenne offenbar die Situ-
ation vor Ort nicht, fuhr Brandl 
fort. Hunderttausende von 
Flüchtlingen seien derzeit von 
einer echten Integration noch 
meilenweit entfernt. „Daran 
müssen wir arbeiten. Das kön-
nen die Städte und Gemeinden 
aber nur, wenn die ausreichen-
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nicht zu einer Kannibalisierung 
des ÖPNV kommt. Die Chancen 

r i italisi r n  r  i l  
Sharing-Angebote zu nutzen ist 
si rli  ri ti  a r am s-
ten durch eine Vernetzung und 
nt rati n mit m  n  

nicht gegen ihn. 
Dr. Schnarrenberger  Das 

ma ltim alität   
t ilt  ilität  st t s -
l im stä tis n als a   

im län li n r i  in ns -
r r ran  im k s r akt l-
l n litis n isk ssi n n  i l 
m ss s s in  n t  

n  an r  ilitätsk n t  
int lli nt  rn t n  m i  
Verkehrs- und Klimaprobleme 

 l s n  ar arin n t  
a rra rl i s st m  ark  
i  r ik   i nla n 

s ll n a  itra n  n -
al lit nst n s ntli-

n rk rs it r  r s-
s rn n  l ist n in n s nt-
li n itra  m Klima  n  

m lts t  
Moderne lT-gestützte Angebo-

t  asi rt  rtri s  
n  l i l  n t  i  n  

man rk r  l i s  
st m  nr ini nta is r 
arktsamm lta is i t n i r -

r its t  li k it n  i  s-
temvorteile des ÖPNV auch im 
kleinen Umfang zu realisieren. Im 
län li n a m n  in kl in r n 
tä t n s r n ar s ri nti r-

t  r rna  a rakti  r-
lässli  n  raktika l  i-
litätsk n t  r in  s r ar  

r ss r n  s ilitätsan-
ts r all  lk r n s r -

n  n  a  in n all n s-
rä m n sin  arin K n t   
nach Angebot eine sinnvolle Er-

än n  m st n n a -
verkehr.

GZ  Im Norden Münchens 
könnte in den kommenden Jah-
ren eine urbane Seilbahn einen 
wichtigen Lückenschluss im öf-
fentlichen Nahverkehrssystem 
bilden. Was halten Sie davon

Dr. Frank  Wenn die Machbar-
keitsstudie hier zu einem guten 
Ergebnis kommt: Warum nicht? 

ir s llt n ns t n  r arti  
neue Ideen oder Techniken vor-

ili  als als   ran mar-
ken. Wenn es auf der Straße zu 
voll und unter der Straße zu teu-

r ir  r a   lan  a -
rt  s ri t ni ts n i  t-
n  s ra ms  nn i  

rechtlichen und planerischen 
ra s r r n n l st r-

den können.
Dr. Schnarrenberger  Der 

a  in r r an n il a n im 
Münchner Norden ist sicher ein 
interessantes Gedankenspiel und 
k nnt  in  t  lt rnati  n  

r än n  m st n n 
öffentlichen Nahverkehr dar-
stellen. Vorteile sind sicher u.a. 

in rin r n r ra  
ein vom übrigen Verkehr unab-

än i r a r  rin  
missi n n n  in   is-

t n s ä i k it   i s s r -
kt in n n r alisi rt r-
n kann  ir  i  in ra  

gegebene Machbarkeitsstudie  
zeigen.  DK

ualität des PNV ...

päischen Werte in der Welt ver-
teidigen. Nur mit einem selbst-
bewussten Europa können wir 
den Internetriesen oder chine-
sischen Investoren sagen: Wer 
in Europa Geld verdienen will, 
der muss lernen, dass er sich an 
unsere Regeln halten muss. Wir 
dürfen uns nicht auseinander-
treiben lassen. Auf das Europa 
der Zerrissenheit werde ich mit 
einem Europa der Partnerschaft 
antworten. Ich will Brückenbau-
er sein.“

Trommeln für Europa

„Wir trommeln für Europa“, 
hob CSU-Generalsekretär Mar-
kus Blume hervor. In den ak-
tuellen, chaotischen Brexit-Ta-
gen behalte seine Partei ei-
nen klaren Blick. Die CSU stehe 
für „Kompass statt Chaos“. Sie 
strebe ein Europa an, „das uns 
stark macht und zusammen-
hält“. „Wir verstehen uns als die 
Volkspartei für Europa“, unter-
strich Blume.  DK

de Finanzausstattung gewähr-
leistet ist. Integration findet im-
mer vor Ort statt, die Finanzie-
rung ist aber eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe. Diese 
Herausforderung für unser Ge-
meinwesen kann nicht nach Kas-
senlage gestaltet werden. Was 
wir heute einsparen, werden wir 
morgen in vielfacher Höhe aus-
geben müssen. Durch misslun-
gene Integration, wenig Sprach-
kenntnisse und Entstehung von 
Parallelgesellschaften. Das kann 
niemand ernsthaft wollen“, er-
klärte der Präsident.

Es sei zwar richtig, dass die 
Zahl der Asylbewerber derzeit 
zurückgeht. Pro Jahr kommen 
aber immer noch etwa 160.000 
Personen nach Deutschland. 
Brandl zufolge entspricht dies 
der Bevölkerung einer Groß-
stadt. „Sie müssen unterge-
bracht und versorgt werden, es 
müssen Kitaplätze und Schul-
standorte geschaffen und die 
Menschen müssen integriert 
werden. Auch die Zahl der Ab-
schiebungen von Menschen, 
die eigentlich kein Bleiberecht 
haben, steigt nicht an, sondern 
nimmt ab. Außerdem steigt die 
Zahl der Geduldeten an. Dies 
verursacht erhebliche Kosten 
bei den Kommunen.“

Langfristige  erlässliche 
Übernahme der Kosten

„Wir erwarten nicht weniger 
Mittel, sondern eine langfristi-
ge, verlässliche Übernahme der 
Kosten, auch für die Gedulde-
ten. Gerade im Bereich Integra-
tion muss die Politik zeigen, dass 
sie zu verantwortlichem und 
verlässlichem Handeln in der La-
ge ist. Dies tut sie nicht, indem 
sie die Kommunen mit dieser 
Herkulesaufgabe praktisch allei-
ne lässt“, stellte Brandl fest. 

„Die derzeit vorliegenden Plä-
ne des Bundes für eine Flücht-
lingspauschale können die Städ-
te nicht akzeptieren“, machte 
Helmut Dedy, Hauptgeschäfts-
führer des Deutschen Städte-
tags, gegenüber der Deutschen 
Presse-Agentur deutlich. Der 
Bund würde damit seine Mittel 
deutlich reduzieren. Die Städ-
te erwarten vom Bund, dass er 
sich auch in Zukunft maßgeb-
lich an den Kosten der Länder 
und Kommunen beteiligt. Bei 
den derzeitigen Verhandlungen 
zwischen Bund und Ländern zur 
Flüchtlingsfinanzierung müssten 
außerdem die Aufwendungen 
für abgelehnte, aber geduldete 
Flüchtlinge berücksichtigt wer-
den, die in den Städten leben.

„Wir brauchen ab 2020 ei-
ne verlässliche, auf Dauer ange-
legte Finanzierungsregelung für 
die Unterbringung und Verpfle-
gung sowie die Integration von 
Flüchtlingen“, unterstrich Dedy. 
Denn in den Städten, in denen 
die Flüchtlinge leben, entscheide 
sich, wie schnell und gut die Inte-
gration gelingt. Ein gutes Beispiel 
für gelungene Finanzierung sei 
die vollständige Übernahme der 
Kosten der Unterkunft für an-
erkannte Flüchtlinge durch den 
Bund. „So kommen die Entlas-
tungen bei den Kommunen an, 
wo die Belastungen entstehen. 
Deshalb sollte diese Regelung 
beibehalten werden.“ Für al-
le anderen Elemente der Finan-
zierung gelte: „Bund und Länder 
müssen einen Weg finden, der 
den realen Aufwendungen der 
Kommunen für Flüchtlinge ge-
recht wird und die Ausgaben für 
Geduldete einbezieht.“

In gleicher Weise empört äu-
ßerten sich auch der Bezirksvor-
sitzende des niederbayerischen 
Landkreistags, Passaus Landrat 
Franz Meyer sowie der Vorsit-
zende des Finanzausschusses im 
Bayerischen Städtetag, Würz-
burgs Oberbürgermeister Chris-
tian Schuchardt. Die kommuna-
len Integrationskonzepte hätten 
das Ziel, Menschen mit und oh-
ne Migrationshintergrund die 
gleichen Chanchen zu ermögli-
chen.  DK

a ris r r i ta  in r :

Archive und Forschung
„Bayerischer Janus“ für Augsburger OB Dr. Kurt Gribl

Archive, Wissenschaft und Forschung arbeiten seit eher eng zu-
sammen. Hinzu kommt, dass sich Archive als Dienstleister für f-
fentlichkeit und Forschung verstehen. Der digitale Wandel erö -
net heute neue Möglichkeiten der Zusammenarbeit. Welche Wege 
sollen die Archive in der Kooperation mit der Forschung einschla-
gen  Mit dieser Frage beschäftigte sich der 11. Bayerische Archiv-
tag in Coburg, an dem 200 Archivare aus Bayern und Thüringen 
teilnahmen. Eingebettet in die Veranstaltung war die 52. Jahresta-
gung der Arbeitsgemeinschaft bayerischer Kommunalarchive.

Zum Auftakt der Veranstal-
tung referierte Prof. Dr. Eva 
Schlotheuber, Vorsitzende des 
Verbandes der Historiker und 
Historikerinnen Deutschlands,  
über „Das vergessene Gedächt-
nis? Archive und Wissenschaft 
im Dialog“. Die sich anschließen-
de Podiumsdiskussion mit Prof. 
Dr. Günter Dippold, 1. Vorsit-
zender Colloquium Historicum 
Wirsbergense - Heimat-und Ge-
schichtsfreunde in Franken e. V. 
(Lichtenfels), Dr. Wilhelm Füßl, 
Archiv des Deutschen Museums 
(München), Dr. Bernhard Grau, 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv 
(München), Dr. Andreas Heusler, 
Stadtarchiv München, Dr. des. 
Eva Karl, Mitarbeiterin des Pro-
jekts „Coburg in der ersten Hälf-
te des 20. Jahrhunderts“ des In-
stituts für Zeitgeschichte (Mün-
chen) sowie die Münchner His-
torikerin Franziska Walter unter 
der berschrift „Könnt ihr nicht 
oder wollt ihr nicht?“ bot die 
Möglichkeit, über die Situation 
der Archive zwischen Ansprü-
chen und Möglichkeiten zu de-
ba eren. 

Weitere Referate spannten den 
Bogen „von der Nutzung zur Ver-
netzung“ und befassten sich mit 
Zugangsregelungen zu Archiv- 
informationen, mit der Teilnah-
me an Projekten wie Coding da 
Vinci, mit Überlegungen zur Ein-
bindung der Öffentlichkeit im 
Rahmen der sog. Citizen Science 
sowie mit den Erfahrungen zu au-
tomatisierten Transkriptionen. 

Archivarinnen und Archiva-
re hatten bereits am Vortag an 
mehreren Spartensitzungen teil- 
genommen. Darüber hinaus 
verlieh in einer Abendveran-
staltung der Bayerische Staats-
minister für Wissenschaft und 
Kunst, Bernd Sibler, den „Bay-
erischen Janus“ als Anerken-
nungspreis für besondere Ver-
dienste um das Archivwesen an 

Augsburgs Oberbürgermeister 
Dr. Kurt Gribl.

Wie Sibler in seiner Laudatio 
betonte, „besitzt Augsburg ei-
nes der modernsten und bedeu-
tendsten Stadtarchive in ganz 
Deutschland. Mit dem Neubau 
des Archivs hat die Stadt ein 
deutliches Zeichen gesetzt für 
den hohen Wert und die große 
Bedeutung der Archivarbeit für 
unsere Gesellschaft. Herzlichen 
Dank für dieses beispielhafte En-
gagement!“

Mit Blick auf den Namen des 
Preises wies der Minister dar-
auf hin, dass Archive ebenso wie 
der römische doppelgesichtige 
Schutzgott Janus sowohl in die 
Vergangenheit als auch in die 
Zukunft blickten: „Archive ma-
chen uns das Gestern zugäng-
lich. Sie helfen uns, Entwicklun-
gen zu rekonstruieren und de-
ren Bedeutung für das Heute 
und Morgen zu erkennen. Sie 
sind wertvolle Schatzkammern 
unserer Geschichte und damit 
unserer Identität.“

Das Stadtarchiv Augsburg bie-
tet neben einem Magazintrakt, 
der eine Fläche von rund 3.200 
Quadratmetern hat, großzügige 
Räumlichkeiten für die Öffent-
lichkeit: zwei Lesesäle, Reper-
torienzimmer sowie eine flexi-
bel abtrennbare Fläche im Foyer 
für Ausstellungen, Vorträge und 
andere Veranstaltungen. Rund 
30 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter pflegen den umfassen-
den Bestand des Archivs der ge-
schichtsträchtigen Fuggerstadt 
und machen ihn den Besucherin-
nen und Besuchern zugänglich.

Mit dem „Bayerischen Janus“ 
honorieren die öffentlichen 
und privaten Archive besonde-
res Engagement und Verdiens-
te um das bayerische Archivwe-
sen. Die Auszeichnung wird alle 
zwei Jahre im Rahmen des Baye-
rischen Archivtags verliehen. DK
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k n sk n r ss a rn:

AKDB präsentiert Lösungen 
für eine digitale Heimat

Auf dem 5. Zukunftskongress Bayern, der in München unter dem 
Motto „Staat und Kommunen als digitale Heimat für Bürger und 
Wirtschaft“ sta and, präsentierten AKDB-Experten zwei der 
wichtigsten Treiber bei der Digitalisierung kommunaler Verwal-
tungen  Online-Bürgerdienste und E-Rechnung.  

In einem waren sich alle Refe-
renten auf dem 5. Zukunftskon-
gress Bayern einig: Die Digitali-
sierung ist absolutes Zukunfts-
thema und eine Riesenchan-
ce, vor allem für den ländlichen 
Raum. Sie macht Bayern wettbe-
werbsfähig und bietet Bürgern 
und Wirtschaft auch im Netz ei-
ne digitale Heimat. Denn gera-
de durch das Onlinezugangsge-
setz rücken Kommunen, die 90 

Prozent der Verwaltungsleistung 
stemmen, als Hauptansprech-
partner für Bürger und Unter-
nehmen in den Fokus.

Kommunen als  
digitale rganisationen

„Unsere Wirtschaft, unser Wohl-
stand und unser demokratisches 
Miteinander hängen vom Gelin-
gen der digitalen Transformati-

on ab“, stellte die erste Bayeri-
sche Staatsministerin für Digita-
les, Judith Gerlach, zur Eröffnung 
des Zukunftskongresses Bayern 
in ihrer Keynote klar. Bayerische 
Kommunen würden zu digita-
len Organisationen und digitale 
Prozesse beschleunigten die Or-
ganisationsentwicklung, so die 
Staatsministerin weiter. 

Zwei entscheidende Treiber 
auf dem Weg in die Digitalisie-
rung kommunaler Verwaltungs-
prozesse beleuchteten die Ex-
perten der AKDB mit Impulsvor-
trägen in den Fachforen-Sessions 
„E-Government“ und „E-Rech-
nung“: Online-Bürgerdienste und  
das E-Rechnungswesen – von 
der Antragstellung bis zum digi-
talen Archiv. 

Einheitliches Servicekonto

Torsten Frenzel, Bereichslei-
ter Projektmanagement und 
DevOps im Geschäftsfeld eGo-
vernment, machte sich in sei-
nem Vortrag für den Ausbau 
von Online-Services stark und 
unterstrich, dass die AKDB die 
Anforderungen des OZG erfül-
le. Er präsentierte in seinem Bei-
trag die Vorteile eines einheitli-
chen Servicekontos mit Postfach 
sowohl für Bürger (Bürgerkon-
to) als auch für juristische Perso-
nen (Unternehmenskonto). Mit 
dem Servicekonto biete die AK-
DB schon seit Jahren eine kom-
plett digitale Infrastruktur, mit 
der Bürger eine Vielzahl von On-
line-Diensten nutzen könnten. 
Auch die Interoperabilität des 

Servicekontos, also ein einheitli-
ches Nutzerkonto im OZG-Sinn, 
das für alle Online-Verwaltungs-
leistungen genutzt werden kann, 
sei bereits erfolgreich erprobt 
worden, so Frenzel. 

Analoge Prozesse straffen

Holger Gehringer, stellvertre-
tender Leiter des Geschäftsfelds 
Finanzwesen bei der AKDB, hob 
hervor, dass die E-Rechnung, die 
nächstes Jahr für alle Kommunen 
Pflicht ist, nur Teil eines größe-
ren Digitalisierungsprojekts sei. 
Er forderte Kommunen auf, ih-
re analogen Prozesse zu analy-
sieren und zu straffen, bevor sie 
die E-Rechnung einführen. „Die 
E-Rechnung entfaltet erst mit ei-
nem digitalen Dokumenten-Ma-
nagementsystem ihre ganze Wir-
kung“, so Gehringer. Die Vortei-
le ließen nicht lange auf sich war-
ten: Schnellere, transparentere 
Prozesse und eine große Kosten- 
und Zeitersparnis seien das Er-
gebnis. 

Weitere Schwerpunktthemen 
des eintägigen Kongresses, der 
im Haus der Bayerischen Wirt-
schaft in München sta and,  
waren die IT-Sicherheit, die Op-
timierung von Verwaltungspro- 
zessen, veränderte Anforderun-
gen an die Qualifikation kommu-
naler Mitarbeiter, sowie der Ein-
satz neuer Technologien wie KI, 
Chatbots und der Blockchain. 
Der Kongress wurde von der 
Fachpublikation Behörden Spie-
gel ausgerichtet und ist eine Aus-
tauschpla orm für aktuelle Ent-
wicklungen in der Digitalisierung 
von Staat und Kommunen. 

In einer anschließenden Frage-
runde stellten sich Experten den 
Fragen aus dem Publikum. Dies 
bestand aus fast 350 kommuna-
len IT-Entscheidern, Beschaffern 
und Multiplikatoren. r

Sprach sich für den Ausbau von Online-Services aus: Torsten Fren-
zel, AKDB-Bereichsleiter Projektmanagement und DevOps im  
Geschäftsfeld eGovernment. r

Neue sichere 
Datenaustauschpla orm 

Kostenfreie BayernBox für Kommunen und Landkreise  
des Freistaats ab sofort verfügbar

Das BayernNetz ist als Behördennetz des Freistaats mit gut 2.200 
angeschlossenen Standorten die zentrale Infrastruktur der staatli-
chen und kommunalen Verwaltung. Ab sofort bietet das Heimat-
ministerium den Kommunen in Bayern, Gemeinden, Verwaltungs-
gemeinschaften, Landkreisen und Bezirken, für einen sicheren 
Datenaustausch mit Partnern innerhalb und außerhalb des Baye-
rischen Behördennetzes eine neue Datenaustauschpla orm an.

Ausbau der Digitalen 
Verwaltung im Freistaat
Bayern geht als deutschlandweiter Vorreiter in der digitalen Ver-
waltung weiter voran. Der Ministerrat hat den weiteren Fahrplan 
zur Digitalisierung der Verwaltung beschlossen. Die wichtigsten 
Verwaltungsleistungen in Bayern sollen flächendeckend digital 
angeboten werden – und deutlich schneller, als vom Onlinezu-
gangsgesetz OZG  des Bundes gefordert. 

Dazu setzt Bayern auf einen 
Dreiklang aus:
1. OZG-Masterplan mit bayeri-
scher Roadmap 2020 

Die Ziele Bayerns gehen deut-
lich über die Vorgaben des OZG 
hinaus: Nach dem bayerischen 
Koalitionsvertrag werden bis En-
de 2020 die 54 wichtigsten Ver-
waltungsverfahren (zum Beispiel 
Beantragung Geburtsurkunde, 
KFZ-Zulassung, Gesundheitszeug-
nis, Hundesteuer, Wohnsitzmel-
dungen, Baugenehmigung, El-
terngeld, Mutterschaftsgeld, Un-
ternehmensanmeldung) flächen-
deckend als Online-Services für 
Bürgerinnen und Bürger und Un-
ternehmen zur Verfügung ste-
hen – das OZG fordert dies erst 
bis Ende 2022. Arbeitsgrundlage 
bildet der sog. OZG-Umsetzungs-
katalog.
2. Digitallabor Bayern und Regis-
termodernisierung

Im Digitallabor Bayern sol-
len Bürger und Unternehmen in 
gemeinschaftlichen Workshops 
mit IT-Entwicklern, Landkrei-
sen und weiteren Vertretern der 
Kommunen an digitalen Lösun-
gen für wichtige, bislang analoge 
Verwaltungsleistungen arbeiten.  
So sollen zum Beispiel bisherige 
Papier-Anträge und -Formulare 
in Webformulare umgewandelt 
werden - und dies möglichst ein-
fach und anwenderfreundlich 
mit Hilfe eines standardisierten 
digitalen „Werkzeugkastens“. 

Erprobung in Pilotlandkreisen

Die konkreten Leistungen bzw. 
Anträge Verfahren werden ge-
meinsam mit Pilotlandkreisen  
ausgewählt aus den Bereichen  
Straßenverkehrswesen, Gaststät- 
ten- und Gewerberecht, Umwelt- 
und Naturschutz, Gesundheits- 
und Veterinärwesen und Jagd- 

und Fischereiwesen. Als Ge-
meinschaftsprojekt mit dem In-
novationsring des Bayerischen 
Landkreistages werden die ge-
wählten Verwaltungsleistungen 
zunächst in diesen Landkreisen 
entwickelt und erprobt: Aschaf-
fenburg, Bad Tölz-Wolfratshau-
sen, Cham, Fürth, Kulmbach, 
Neu-Ulm und Passau. Die Ergeb-
nisse werden nach dem Grund-
satz „Einer für Alle“ den übrigen 
Landkreisen zur Verfügung ge-
stellt. 

Daten besser vernetzen

Gleichzeitig sollen bislang de-
zentral gespeicherte Verwal-
tungsdaten (zum Beispiel Mel-
deregister) besser vernetzt wer-
den. Die Modernisierung der Re-
gisterdaten soll den Aufwand für 
die Bürger verringern und die Zu-
sammenarbeit aller Behörden 
erleichtern. Künftig sollen häufig 
benötigte Angaben und Unterla-
gen nur noch einmalig vorgelegt 
werden müssen.
3. Unterstützung der Kommunen

Die Kommunen sind das Ge-
sicht der Verwaltung zu den Bür-
gern und Unternehmen. Bayern 
hat schon heute eine bundesweit 
führende Rolle bei der Digitalisie-
rung der Verwaltung. 

ber 1.900 Kommunen bie-
ten bereits Online-Dienste im 
BayernPortal an. ber das zen-
trale BayernPortal können Kom-
munen ihren Bürgern eine ein-
fache Anmeldung über die Bay-
ernID, die einfache und sichere 
Kommunikation mit den Behör-
den über einen Postkorb so-
wie das elektronische Bezahlen 
(ePayment) anbieten. Der Frei-
staat unterstützt seine Kom-
munen bei der Digitalisierung 
auch finanziell im Rahmen der 
OZG-Umsetzung. r

„Wir bieten unseren kommu-
nalen Gebietskörperschaften mit 
der BayernBox eine zentrale kos-
tenlose Infrastruktur an“, teilte 
Finanz- und Heimatminister Al-
bert Füracker mit. Diese ist vor 
allem für größere Datenmengen 

der BayernBox unterstützt der 
Freistaat die Kommunen und 
stellt Ihnen einen leicht zu nut-
zenden Baustein für die digitale 
Kommunikation zur Verfügung“, 
betonte Füracker. Der Zugriff für 
die Kommunen erfolgt über ei-
ne Weboberfläche und ist von je-
dem Gerät mit Internet-Browser 
schnell und einfach möglich.

Vorreiterrolle Bayerns

Gerade in Zeiten digitaler Ver-
netzung steigen die Herausforde-
rungen an die IT-Sicherheit enorm. 
Deshalb unterstützt der Freistaat 
auch in diesem Bereich die Kom-
munen. Bayern hatte als erstes 
Bundesland mit einer eigenständi-
gen IT-Sicherheitsbehörde auf im-
mer neue Gefährdungslagen der 
digitalen Welt reagiert. 

„Das LSI ist ein Anker der IT-Si-
cherheit in Bayern  Kernaufga-
be des LSI in Nürnberg mit sei-
nen Außenstellen in Würzburg 
und Bad Neustadt a.d.Saale ist 
die Gefahrenabwehr für staatli-
che IT-Systeme. Wichtigste Mis-
sion des LSI ist der Schutz des 
staatlichen Behördennetzes. Das 
LSI berät aber auch Kommunen, 
öffentliche Unternehmen sowie  
Bürgerinnen und Bürger in IT- 
Sicherheitsfragen“, stellte der 
Staatsminister fest. r

Staatsminister Albert Füracker. r

konzipiert, die nicht ohne weite-
res über E-Mails versandt wer-
den können. 

Anbieter der Lösung ist das 
IT-Dienstleistungszentrum des 
Freistaats Bayern (IT-DLZ), das  
bereits den Betrieb der Aus-
tauschpla orm für den staatli-
chen Bereich verantwortet. Dort 
wird die Lösung sicher und zent-
ral zur Verfügung gestellt. „Mit 

Mehr Helden auf www.akdb.de/helden

No 05

Wer hat 
eigentlich gesagt, 
Verwaltung sei 
langweilig?

Herrin der Lage. 
Dank CAP.

Zahlen, Daten, Fakten. Im Controlling kann 
manchmal der Überblick verloren gehen. 
Finanzverwaltungen müssen jedoch jederzeit 
in der Lage sein, korrekte Zahlen und Ausblicke 
zur fi nanziellen Situation zu liefern. Dabei hilft die 
Controlling- und Analyseplattform CAP der AKDB. 
Für Controller, die nie den Überblick verlieren!
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t i  s ati nal n rnm nt K m t n ntr ms:

Verwaltungsdaten 
besser nutzen

Die ö entliche Hand verfügt über eine Vielzahl von Daten und Infor-
mationen. Geburtsdatum, Wohnort, Familienstand – all das und noch 
viel mehr ist dem Staat bekannt und in verschiedenen Registern hin-
terlegt. Dennoch ist es fast  immer erforderlich, ein Verwaltungsver-
fahren aus eigenem Antrieb und unter Beibringung einer Vielzahl dem 
Staat bereits bekannter Daten und Informationen zu initiieren. Nicht 
selten müssen diese Daten händisch und unter Verwendung schriftli-
cher Formulare wieder und wieder beigefügt, geprüft und singulär un-
ter Inkaufnahme von Medienbrüchen verarbeitet werden. 

Ob und wie unter Berücksichti-
gung rechtlicher Standards Mehr-
werte einer datenbasierten Ver-
waltung gehoben werden können, 
zeigt eine Studie des Nationalen 
E-Government-Kompetenzzent-
rums (NEGZ) auf: „Data Driven Go-
vernment“ setzt sich zudem damit 
auseinander, wie rechtliche Anfor-
derungen erfüllt werden können.

Laut Studie können vorhande-
ne Daten unter Achtung der Da-
tensouveränität der Bürgerinnen 
und Bürger so verknüpft werden, 
dass daraus Leistungen generiert 
werden können, die sich in ih-
rem Nutzen von herkömmlichen 
Verwaltungsdienstleistungen ab-
heben. Technische Schnittstel-
len zwischen Systemen sind viel-
fältig vorhanden, sie sollten ver-
einheitlicht werden und über das 
Einverständnis der Bürgerinnen 
und Bürger nutzbar gemacht wer-
den für die digitale Kommunikati-
on zwischen den Ämtern (anstel-
le von Bescheiden und Belegen in 
Papierform). Der Variantenreich-
tum der Schnittstellen erhöht un-
nötig die Entwicklungsaufwände 

und verzögert damit die Digitali-
sierung.

Abweichungen der Datenbe- 
stände, beispielsweise bei Na-
mens- und Adressschreibweisen, 
werden durch manuelle Abschrif-
ten hervorgerufen und erschwe-
ren die Systemabfragen (z. B. zwi-
schen Melde- und Zulassungsre-
gistern). Durch technische Abglei-
che sollten diese vereinheitlicht 
werden können. Auch könnte ein 
zentrales Dashboard sowohl die 
Kommunikationsbeziehungen zwi-
schen Bürgerinnen und Bürgern 
und Verwaltung abbilden als auch 
der Bürgerin bzw. dem Bürger die 
Möglichkeiten bieten, den Zugriff 
auf seine Stammdaten zu regeln 
bzw. berechtigte Zugriffe nachzu-
vollziehen. Die Verwaltung kann 
dezentral auf Daten zugreifen, oh-
ne dafür parallele Strukturen und 
Silos bereitstellen zu müssen.

Abo-Modelle für wiederkehren-
de Bescheide wie etwa Parkbewil-
ligungen seien in der Lage, sowohl 
Bürgerinnen und Bürger als auch 
die Verwaltung zu entlasten. Da-
rüber hinaus eröffneten proakti-
ve Angebote Einsparpotenziale für 
alle Prozessbeteiligten und zeig-
ten eine wahrnehmbare Verbes-
serung der Services für Bürgerin-
nen und Bürger.

Noch weitergehender ist der 
Vorschlag eines Dashboards, das 
Daten der Bürgerin bzw. des Bür-
gers vorhält und eine Übersicht 
über Beziehungen von Bürgerin-
nen und Bürgern und Verwaltung 
bietet. Das Dashboard würde als 
zentrale Datenquelle fungieren 
und Bürgerinnen und Bürgern er-
lauben, ihre Daten freizuschalten 
und berechtigte nachvollziehen 
zu können. Auch Bescheide wür-
den automatisch dem Dashboard 
„zugestellt“. 

Dem Recht kommt der Unter-
suchung zufolge eine wichtige Be-
grenzungsfunktion zu, die sich et-
wa aus den Erwägungen des Da-
tenschutzes ergibt. Aber es hat 
nicht nur eine Begrenzungsfunkti-
on, sondern kann auch Grund und 
Gestaltungsmittel sein. IT-Sicher-
heit ist im Rahmen einer datenba-
sierten Verwaltung noch wichtiger. 
Sie bezieht sich nicht nur auf die Si-
cherheit der verwendeten Produk-
te und IT-Verfahren, sondern ganz-
heitlich auf die gesamte Organisa-
tion einschließlich der Amtsträger 
sowie der Bürgerinnen und Bürger.

Eine Aufgabe, die dem Verwal-
tungsverfahrensrecht in Zukunft 
stärker zufallen sollte, ist es, posi-
tiv auf die Dateninfrastruktur der 
Verwaltung einzuwirken und ins-
besondere Grundprinzipien der 
Datenhaltung zu formulieren, die 
in Standards weiter ausgearbei-
tet werden. 

Eine datenbasierte Verwaltung 
erlaubt es, Antragserfordernisse  
systematisch zu überprüfen. Es 
gibt verschiedene Möglichkeiten 
bis hin zur antragslosen automa-
tisierten Leistung, wie die Verfah-
ren bürgerfreundlicher, effektiver 
und e zienter und langfristig kos-
tengünstiger gehandhabt werden 
können. Kriterien der Überprüfung 
können dabei etwa die Informati-
onsgrundlage, die Folgen des Ver-
waltungshandelns, der Grad der 
notwendigen Beteiligung etc. sein.

Fazit: Es ist ökonomisch und ge-
sellschaftlich sinnvoll und infor-
mationstechnologisch wie recht-
lich möglich, die Potenziale einer 
datenbasierten Verwaltung zum 
Nutzen aller auszuschöpfen. De-
ren Möglichkeiten zeigen sich an-
hand konkreter Beispiele. DK

r alt n  nlin : 

Klappt die Umsetzung
Gerade erst haben die Kommunen die Neuerungen durch die eu-
ropäische Datenschutzgrundverordnung DSGVO  verkraftet, da 
stehen sie schon vor der nächsten Herausforderung  Gemäß dem 
Onlinezugangsgesetz OZG  müssen sie bis 2022 ihre Verwaltungs-
leistungen auch digital anbieten  der OZG-Umsetzungskatalog lis-
tet 5 5 solcher Leistungen auf. Um einen einheitlichen Zugang zu 
scha en, sollen außerdem die Online-Portale von Bund, Ländern 
und Gemeinden technisch zu einem Verbund verknüpft werden. 
Die Federführung für beide Pro ekte liegt beim IT-Planungsrat. 

Der Zeitplan ist ambitioniert, 
Zweifel an der pünktlichen Um-
setzung sind berechtigt, wie beim 
zweitägigen DATABUND-Forum 
in München deutlich wurde. Der 
DATABUND, Verband der mittel-
ständischen IT-Dienstleister und 
Softwarehersteller für den öffent-
lichen Sektor, organisiert diese Fo-
ren bereits seit 2011, um den fach-
lichen Austausch zu fördern und 
heiße Themen zu diskutieren.

nü ersichtliche Situation

Standpunkte zum geplanten  
E-Government lieferten beim dies-
jährigen Forum drei Impulsvorträ-
ge. Dr. Tobias Plate, Referatsleiter 
„Digitaler Staat“ im Bundeskanz-
leramt, stellte die Vorteile der Ver-
waltungsdigitalisierung für die Bür-
ger heraus: Sie sollen sich nicht 
mehr um Zuständigkeiten küm-
mern müssen, über ein Bundespor-
tal beziehungsweise den Portalver-
bund werden sie künftig immer zur 
richtigen Stelle geleitet. Die Au-
thentifizierung geschieht über ein 
sogenanntes Bürgerkonto. 

Derzeit sei die Situation je-
doch unübersichtlich, kommen-
tierte Frank Steimke, Leiter der 
Koordinierungsstelle für IT-Stan-
dards (KoSIT), die den IT-Pla-
nungsrat unterstützt. Es dürfe 
nicht nur darum gehen, Formu-
lare zu digitalisieren, im Fokus 
müssten vielmehr nutzerfreund-
liche Prozesse stehen. Dafür sei 
es nötig, die Daten „vernünftig zu-
gänglich“ zu machen. Nach seiner 
Beobachtung ist es manchen der 
zuständigen Stellen gar nicht be-

wusst, welche Zugriffsmöglichkei-
ten bereits heute bestehen. 

Sirko Sche er, Geschäftsführer 
von brain-SCC, berichtete aus den 
Kommunen, für die seine Firma 
Portale entwickelt. Nach seinen 
Worten ist die OZG vielen Gemein-
den noch gar nicht bekannt – ge-
schweige denn, welche Änderun-
gen sie bringt. Sche er forderte 
unter anderem die Einbeziehung 
der Fachverfahren in die Planung 
und Umsetzung, die Erstellung ei-
ner realistischen Zeitplanung und 
die finanzielle Unterstützung für 
die Kommunen. 

Keine gebratenen Tauben

In der Podiumsdiskussion wur-
den die Referenten dann noch 
deutlicher. Die Digitalisierungs-
projekte seien zu langsam und 
zu unbeweglich, zitierte Frank 
Steimke Stimmen aus der Pra-
xis. Oft brauche die Abstimmung 
zwischen Bund, Ländern und 
weiteren Beteiligten Zeit – „viel-
leicht zu viel Zeit“. Hier sei es 
nötig, verstärkt miteinander zu 
kommunizieren. Dr. Tobias Plate 
stimmte ihm zu: „Die Kommuni-
kationsstränge müssen verbes-
sert werden“, etwa zu den Her-
stellern oder zu den Kommunen. 
Gleichzeitig appellierte er an al-
le Beteiligten, Eigeninitiative zu 
ergreifen. Bei drängenden The-
men dürfe niemand warten, „bis 
ihm die gebratene Taube in den 
Mund fliegt“. Sirko Sche er wies 
darauf hin, dass die Standardi-
sierung – die vielfach als derzeit 
mangelhaft beurteilt wurde – ge-

meinsam mit den Software-Her-
stellern erreicht werden sollte: 
Diese würden bislang nicht be-
ziehungsweise nicht ausreichend 
einbezogen.

ritik am 
zentralistischen Ansatz

Weiterer Kritikpunkt war das 
Vorhaben des Bundes, bei der 
Digitalisierung der Verwaltung 
selbst Lösungen zu schaffen. Wä-
re es nicht besser, lediglich Rah-
men und Standards vorzugeben? 
Ist E-Government ohne Wettbe-
werb überhaupt möglich? Der DA-
TABUND-Vorstandsvorsitzende 
Stephan Hauber bekannte sich klar 
zum Wettbewerb: „Er ist die Basis 
unserer Gesellschaft.“ Das OZG sei 
in seiner Wirkung positiv zu be-
werten, doch die Lösungen seien 
leider festgeschrieben – für ihn 
der Grund, warum sich das E-Go-
vernment derzeit losgelöst von 
den gesamtgesellschaftlichen Di-
gitalisierungsprozessen entwick- 
le. Dabei gebe es schon bestehen-
de Lösungen, auf die aber „nicht 
einmal im Ansatz“ zurückgegrif-
fen werde. 

Auch Rudolf Schleyer, Vor-
standsvorsitzender der AKDB, kri-
tisierte den „zentralistischen An-
satz“ des Bundes, der dem födera-
listisch geprägten Grundgedanken 
des OZG zuwiderlaufe. Von den 
575 Verwaltungsleistungen wür-
den 460 von Ländern oder Kom-
munen vollzogen beziehungswei-
se umgesetzt. Es gebe zahlrei-
che Beispiele für dezentrale und 
erfolgreiche Lösungen, etwa die 
kommunalen Melderegister. 

Viele Kommunen verfügen au-
ßerdem bereits über gut funkti-
onierende Serviceportale. Dieter 
Rehfeld, Chef der Regio IT GmbH 
aus Aachen, bezeichnete sie als 
„Drehscheibe der Digitalisierung“. 
Sein Unternehmen habe sich für 
eine offene Technologie entschie-
den, um verschiedene Zugangs-

möglichkeiten zu schaffen: „Wenn 
das Thema Portal funktionieren 
soll, dann muss es natürlich ei-
nen Zusammenhang zwischen 
Landes- und Bundesportalen ge-
ben.“ Trotzdem habe jede Kom-
mune ihre eigene Identität, da-
her gehe es nicht ohne Wettbe-
werb. 

Möglicher Nutzen 
der lockchain

Professor Wolfgang Prinz vom 
Fraunhofer-Institut für Angewand-
te Informationstechnik (FIT) be-
schrieb schließlich den möglichen 
Nutzen der Blockchain. Transak- 
tionen ließen sich damit dezent-
ral, sicher und irreversibel abwi-
ckeln, weshalb sie sich gut für Be-
hörden eigne, etwa für Zertifizie-
rung, Prüfung und Registratur. 
Noch stehe diese Entwicklung al-
lerdings  am Anfang: Nötig sei zu-
nächst eine Identifikation relevan-
ter Blockchain-geeigneter Use Ca-
ses.

Die Situation rund um die Um-
setzung des Onlinezugangsge-
setzes (OZG) scheint derzeit un-
übersichtlich, gerade Kommu-
nen wissen oft noch nicht, was 
auf sie zukommt. Kritisch äußer-
ten sich viele Teilnehmer des DA-
TABUND-Forums 2019 zum zent-
ralistischen Ansatz bei der Umset-
zung des OZG, der Wettbewerb 
ausschließe, sowie zur mangeln-
den Kommunikation. In vielen 
Grundfragen waren sich die öf-
fentlichen und privatwirtschaft-
lichen Dienstleister auf dem Fo-
rum erstaunlich einig und verein-
barten einen engeren Austausch. 
Autoren  Eduard Heilmayr David 
Schahinian r

r n s i italrats: 

Vom richtigen Umgang mit Daten 
Der von der Bundesregierung berufene Digitalrat hat sich zu 
seiner dritten Sitzung in Berlin getro en. Schwerpunkt der von 
Kanzlerin Angela Merkel geleiteten Sitzung, an der neben Bun-
deswirtschaftsminister Peter Altmaier unter anderem auch die 
Staatsministerin für Digitalisierung, Dorothee Bär, teilnahm, war 
die Umsetzung konkreter Vorschläge zum Thema „Digitaler Staat 
und E-Government“. Zudem wurde vor allem das Thema „Daten 
und Gesellschaft“ erörtert.

Das Gremium stimmte darin 
überein, die Persönlichkeitsrech-
te des Einzelnen in Bezug auf sei-
ne Daten zu schützen, aber gleich-
zeitig Innovationen wie im Be-
reich der Gesundheit nicht zu ver-
hindern.

Die Digitalisierung bietet enor-
me Chancen, wenn sie klug ge-
staltet wird. Der Bundesregierung  
ist deshalb ein enger Austausch 
zwischen Politik und nationalen 
sowie internationalen Experten 
wichtig. Aus diesem Grund hat sie 
den Digitalrat berufen. Er ist be-
wusst als ein kleines, schlagkräfti-
ges Gremium eingerichtet. Er soll 
der Regierung die richtigen Fra-
gen stellen, fachlich unterstützen 
und, wo nötig, auch antreiben.

Anlässlich der Sitzung des Digi-
talrats sprach sich der Deutsche 
Landkreistag dafür aus, die Vor- 
aussetzungen für eine Verwal-
tungsdigitalisierung rascher zu 
schaffen. Laut Präsident Landrat 
Reinhard Sager „sind nach wie vor 
nicht alle Kernelemente des Por-
talverbundes geklärt, der künftig 
eine elektronische Verwaltung er-
möglichen soll. Ohne einen sol-
chen Rahmen für die IT-Architek-
tur zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen kann die Digitalisie-
rung nicht wirklich Fahrt aufneh-
men. Zudem brauchen wir einen 
echten Modernisierungsschub in 
der Verwaltung, der eine durch-

gängige elektronische Bearbei-
tung vom Antrag über das Verfah-
ren bis zum Bescheid ermöglicht. 
Das erfordert eine stärkere Be-
rücksichtigung kommunaler Be-
lange.“ 575 Verwaltungsleistun-
gen sollen bis 2022 online zur Ver-
fügung stehen. Nach Aussage des 
DLT-Präsidenten ist dies allein in 
Anbetracht der bislang abgelau-
fenen Zeit eine sehr ambitionier-
te Aufgabe.

Einzellösungen befürchtet

Vor allem ist es nach Sagers 
Worten bislang noch nicht gelun-
gen, sich im IT-Planungsrat auf ei-
ne einheitliche Basisinfrastruk-
tur für den Portalverbund zu eini-
gen. „Die Kommunen bauen der-
zeit eigene Bürgerportale aus und 
integrieren diese in Zusammenar-
beit mit den Ländern in die Län-
derportale. Wir befürchten er-
neut viele landesspezifische Ein-
zellösungen.“ Notwendig sei aber 
mehr Standardisierung, damit On-
line-Anwendungen mit den beste-
henden „dahinter liegenden“ Ver-
fahren auf kommunaler Ebene zu-
sammen passen und man nicht 
überall das Rad neu erfinden müs-
se. Zudem sei eine schlanke Da-
tenaustauschstruktur im Portal-
verbund grundlegend. 

Mit Blick auf die Alltagstauglich-
keit kommt es aus Sagers Sicht zu-

dem sehr grundlegend darauf an, 
benutzerfreundliche und rechts-
sichere Wege zum Nachweis der 
Identität zu finden. „Das ist eine 
große Hürde für die Akzeptanz 
bestehender digitaler Verwal-
tungsangebote. E-Government in 
Deutschland wird mit dem höchs-
ten Vertrauensstandard über den 
neuen Personalausweis (nPA) nur 
funktionieren, wenn dieser mo-
bil und ohne Lesegerät über das 
Smartphone als App-Lösung ver-
wendet werden kann. Alles ande-
re werden die Bürger als zu kom-
pliziert und nicht zeitgemäß ab-
lehnen.“

Um Bürger und Unternehmen 
zu entlasten, müsse es schließlich 
möglich werden, bei der öffent-
lichen Hand einmal vorhandene 
Daten flächendeckend zu nutzen. 
„Der Bund sollte jetzt zügig die 
rechtlichen und technischen Vor- 
aussetzungen für das ‚Once-On-
ly -Prinzip schaffen. Danach sind 
die Behörden verpflichtet, auf 
vorhandene Daten des Betroffe-
nen aus elektronischen Registern 
zurückzugreifen. Nicht mehr der 
Bürger oder das Unternehmen 
sollten Geburtsurkunden, Melde-
nachweise oder Handelsregister-
einträge vorlegen müssen, son-
dern diese sollten – wenn vom 
Antragsteller gewünscht – von 
der jeweiligen Behörde direkt in 
einem elektronischen Register 
abgefragt werden.“ Der DLT un-
terstütze daher die Überlegungen 
des Bundes, einen Kerndatensatz 
pro Person zu schaffen. „Wir kön-
nen uns eine grundsätzliche Aus-
richtung an dem österreichischen 
Modell mit bereichsspezifischen 
Personenkennziffern vorstellen“, 
unterstrich der Präsident. DK

r k las as rm ss  in i s a n:

Digitale Zukunft gestalten
Unter dem Motto „Wir bauen die Netze und gestalten Deutschlands 
digitale Zukunft“ fanden in Wiesbaden die Fiberdays 1  statt. Rund 
3.000 Fachbesucher aus dem In- und Ausland informierten sich bei 
den über 160 nationalen und internationalen Ausstellern über al-
le Aspekte rund um die zukunftssichere Glasfaser und nahmen zahl-
reich an den mehr als 100 Fachseminaren und Workshops teil.

Führende Köpfe aus der Tele-
kommunikationsbranche und Po-
litik berichteten, wie die nächs-
ten Schritte in Richtung flächen-
deckende Glasfasernetze als Basis 
für die Digitalisierung Deutsch-
lands aussehen werden. Bre-
ko-Präsident Norbert Westfal rief 
die Branche – ebenso wie der Vor-
standsbeauftragte der Deutschen 
Telekom, Dr. Dido Blankenburg 
– zu mehr Kooperationen beim 
Glasfaserausbau auf. Dabei liege 
der Schwerpunkt klar beim Glas-
faserausbau ohne die Inanspruch-
nahme von Fördermitteln: „Für 
die Breko-Netzbetreiber gilt das 
Primat des eigenwirtschaftlichen 
Ausbaus.“ Es dürfe keine Flutung 
des Markts mit Fördermitteln ge-
ben; vielmehr sollten diese wohl-
dosiert und nur punktuell einge-
setzt werden.

Le ens ualität or rt

DStGB-Hauptgeschäftsführer 
Dr. Gerd Landsberg zeigte die An-
forderungen und Chancen einer 
digitalen Stadt oder Gemeinde 
auf: Digitalisierung muss den Bür-
gerinnen und Bürgern, den Un-
ternehmen und der Lebensqua-
lität vor Ort dienen. Wichtig ist 
es, die Chancen in den Blick zu 
nehmen, anstatt nur über die Ri-
siken zu diskutieren. Fundament 
der Digitalisierung ist ein Glasfa-
sernetz und ein leistungsstarkes 
Mobilfunknetz. 

„Der flächendeckende Glasfa-
ser-Ausbau ist oberstes Gebot. 
Nur so können wir den wachsen-
den Anforderungen der Digitali-
sierung begegnen“, hob der hessi-
sche Digital-Staatssekretär Patrick 
Burghardt hervor. Er wies darauf 
hin, dass die Baupreise gestiegen 
seien und die Tie aukapazitäten 
an ihre Grenzen stießen. Daher 
sei es geboten, „uns dringend auf 
tie auschonende, innovative Ver-
legemethoden zu fokussieren und 
neue Lösungen zu suchen“.

Einen innovativen und praxis-
nahen Lösungsansatz für das ge-
nannte Problem hat der führen-
de deutsche Glasfaserverband 
mit der von ihm ins Leben gerufe-
nen Tie aubörse auf den Fiber-
days 19 gestartet. Die Tie au-
börse brachte Glasfaser ausbau-
ende Netzbetreiber und Tie au-
unternehmen zusammen, damit 
die vorhandenen Kapazitäten 
der Tie auer – auch kurzfristig 
und für kleine, schnell realisier-
bare Ausbauprojekte – überall in 
Deutschland optimal in Anspruch 
genommen werden können.

Die Tie aubörse wird künf-
tig als webbasierte Kontakt- und 
Auftragsbörse weiterentwickelt. 
Netzbetreiber können dort u.a. 
längerfristig angedachte Ausbau-
vorhaben ankündigen sowie kon-
kret geplante Ausbauprojekte 
einstellen. Tie auunternehmen 
wiederum können hier kurzfris-
tig freiwerdende Ressourcen be-
kanntgeben.

Auf der Smart City Plaza, ei-
nem eigenen Ausstellungsbe-
reich, konnten sich die Messe-
besucher in Vorträgen, inter-
aktiven Showcases und einer 
geführten Tour darüber infor-
mieren, was eine „smarte Stadt“ 
ausmacht. In Kooperation mit 
dem TÜV Rheinland und unter 
Schirmherrschaft des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes 
zeigte die Smart City Plaza kon-
krete und individuelle Ansätze, 
wie ein „Digitalisierungs-Fahr-
plan“ für Städte und Kommunen 
aussehen könnte.

Auch das Breitbandbüro des 
Bundes war – unter anderem mit 
einem eigenen Infomobil – wie-
der prominent vertreten: Exper-
ten des Bundesbreitbandbüros 
boten ebenso wie diverse Bundes-
länder mit ihren Breitbandkompe-
tenzzentren sowie Landesvertre-
tern fachkundige Beratung rund 
um das Thema Glasfaserausbau 
und Förderung an. DK
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Auch auf dem Land mit Highspeed 
im Internet unterwegs. 

 ein 
neuer 
  Heimvorteil

breitbandausbau@m-net.de

Klaus Schejna, Bürgermeister der Gemeinde Rodenbach, Richard  
Zebisch, Niederlassungsleiter von M-net, Sibylle Hergert, Geschäfts-
führerin der Breitband Main-Kinzig GmbH, Winfried Ottmann, Kreisbei-
geordneter, und Uwe Gütl vom M-net Vertriebspartner Eltrotec (v. l.) 
beim symbolischen Knopfdruck vor dem Rathaus Rodenbach. r

M-net startet Pilotprojekt mit 
100 Mbit/s im Main-Kinzig-Kreis

Schnelleres Internet für rund 8.500 Haushalte in Rodenbach, Freigericht und Hasselroth

Der lokale Telekommunikationsanbieter M-net startet ein Pilot-
projekt für drei Gemeinden im Main-Kinzig-Kreis und erhöht da-
bei die Internetbrandbreite von aktuell maximal 50 Mbit/s auf bis 
zu 100 Mbit/s im Download. Für das Pilotprojekt wurden die lo-
kalen Netze in den drei Ortschaften Rodenbach, Freigericht und 
Hasselroth mit neuen Netzwerkkomponenten aufgerüstet und 
ein neuer Sondertarif „Surf&Fon-Flat 100 Regio Spezial“ einge-
führt. Das Angebot steht ab sofort für rund 8.500 angeschlosse-
ne Haushalte in der Pilotregion zur Verfügung. Der neue Tarif ist 
ausschließlich über die M-net Vertriebspartner und M-net Medi-
enberater in der Region sowie ab Ende April auch über die Web-
site von M-net buchbar.

Um den Breitbandausbau im 
Main-Kinzig-Kreis weiter voran-
zutreiben, gehen M-net sowie die 
Breitband Main-Kinzig GmbH den 
nächsten wichtigen Schritt. Ge-
meinsames Ziel ist es, die verfüg-
baren Internetbandbreiten konti-
nuierlich zu erhöhen. Daher wer-
den im Rahmen eines Pilotpro-
jekts aktuell Anschlussraten von 
bis zu 100 Mbit/s bereitgestellt. 
Die technische Grundlage bietet 
das neue VDSL2 Übertragungs-
profil 35b ohne Vectoring, bei 
dem der Frequenzbereich für die 
Datenübertragung im Vergleich 

zum herkömmlichen VDSL von 17 
auf 35 Megahertz erweitert wur-
de. Über die im Main-Kinzig-Kreis 
ausgebaute Infrastruktur, bei der 
ein leistungsstarkes Glasfaser-
netz bis hin zu den lokalen Ver-
teilerkästen verlegt wurde, er-
möglicht der neue Standard bis 
zu 100 Mbit/s im Downstream 
sowie bis zu 20 Mbit/s im Up- 
stream.

Ausgereifte echnik

„Das Pilotprojekt ist für uns die 
konsequente Fortführung unse-

res Engagements im Main-Kin-
zig-Kreis“, erklärt Richard Ze-
bisch, M-net Niederlassungslei-
ter für den MKK. „Das Profil 35b 
ohne Vectoring bietet eine tech-
nisch ausgereifte und schnell um-
setzbare Möglichkeit, die Down-
load-Raten für unsere Kunden 
von 50 Mbit s auf 100 Mbit s zu 
verdoppeln. Schon wenige Tage 
nach der technischen Umsetzung 
können wir erste Auftragseingän-
ge verzeichnen und haben be-
reits erste Kunden auf den Spe- 
zialtarif umgestellt.“ 

Für einen weiteren möglichen 
Roll-Out der neuen Technologie 
in den regionalen Netzen von 
M-net gibt es derzeit noch keine 
konkreten Planungen; dieser ist 
nicht zuletzt abhängig von den 
Ergebnissen der laufenden Pi-
lotphase. Nach einem Testzeit-
raum von sechs Monaten wird 
das Pilotprojekt technisch aus-
gewertet und auch der tatsäch-
liche Kundenbedarf an höheren 
Bandbreiten in der Region ana-
lysiert. 

emeinsam das ürgernetz 
im  oran ringen

„Durch das gemeinsame En- 
gagement der Breitband Main- 
Kinzig GmbH mit M-net ist der 
Main-Kinzig-Kreis nach heutigen 
Maßstäben sehr gut mit Breit-
band-Internet versorgt. Im Zuge 
einer nachhaltigen Vorsorgepoli-
tik ist es aber auch wichtig, die In-
frastruktur für den Bedarf der Zu-
kunft vorzubereiten und rechtzei-
tig die technischen Weichen zu 
stellen, um das Bürgernetz weiter 
voranzubringen. Deshalb begrü-
ßen wir die Initiative von M-net, 
im Rahmen des Pilotprojekts neue 
Übertragungsreserven auszutes-
ten“, so Winfried Ottmann, Kreis-
beigeordneter und Vorsitzender 
des Aufsichtsrats der Breitband 
Main-Kinzig GmbH.

Zukunftsfaktor 
schnelles Internet

„Schnelles Internet wird für 
Kommunen immer mehr zum 
Zukunftsfaktor als Wirtschafts-
standort wie auch als Lebens-
raum“, ergänzt der Bürgermeis-
ter der Gemeinde Rodenbach, 
Klaus Schejna. „Wir freuen uns 
deshalb sehr, dass Rodenbach als 
eine der drei ersten Gemeinden 

für das Pilotprojekt ausgewählt 
wurde. Die Verdoppelung der 
zur Verfügung stehenden Band-

breiten für unsere Bürger ist ein 
wichtiger Schritt für die weitere 
Zukunftsfähigkeit der Region.“r

Breitbandausbau gewinnt 
an Dynamik

Neuer Besucherrekord: 500 Teilnehmer beim 8. Breitband-Symposium in Garmisch-Partenkirchen

Mit fast 500 Gästen aus dem In- und Ausland hat das diesjährige Breit-
band-Symposium in Garmisch-Partenkirchen einen neuen Besucher-
rekord aufgestellt. Die im achten Jahr in Folge von der vor Ort ansäs-
sigen Langmatz GmbH organisierte Veranstaltung hat sich längst als 
zentrale Pla orm der FTTH-Branche erfolgreich etabliert. „Die her-
vorragende Resonanz dieser Veranstaltung ist Ansporn für uns, ein 
solches Thema auf die Beine zu stellen“, betonte Stephan Wulf, Vorsit-
zender der Geschäftsleitung von Langmatz in seiner Begrüßungsrede. 

Am ersten Tag des Symposiums 
hatten die Teilnehmer Gelegen-
heit, sich in einer Vielzahl span-
nender Vorträge im Kongresshaus 
über den Stand der Digitalisierung 
in Deutschland und Europa so-
wie aktuelle Marktentwicklungen 
im Breitbandausbau zu informie-
ren. Das von der Vier-Schanzen-
Tournee bekannte Olympia-Skista-
dion wurde tags darauf von Lang-
matz zum Open House umfunktio-
niert. Dort präsentierte Langmatz 
in einem großen Zelt seine neu-
esten Produkte für den Glasfaser- 
ausbau gemeinsam mit den un-
terschiedlichen Angeboten der 
26 Partnerfirmen. Die Räume auf 
dem Schanzentisch, mit spekta-
kulärem Ausblick ins Tal, wurden 
für Workshops rund um den Breit-
bandausbau genutzt. Die Themen: 
„Richtiges Handling der Glasfaser 
im Installationsalltag“, „Alterna-
tive Verlegetechniken“ und „LWL 
Inhouse Verteilkonzepte“. Außer-
dem hatten die Teilnehmer die 
Möglichkeit, mit einem Shuttlebus 
in das nahe gelegene Langmatz 
Werk in Oberau zu fahren, um dort 
die verschiedensten Produktions-
abteilungen kennen zu lernen.

Geht es nach Dr. Iris Hense-
ler-Unger, Geschäftsführerin des 
Wissenschaftlichen Instituts für In-
frastruktur und Kommunikations- 
dienste GmbH (wik), gibt es in 
den nächsten Jahren drei wichtige 
Punkte auf dem Weg in die Giga-
bit-Welt: neue Technik, neue Kun-
den und neue Gesetze. Beim End-
kunden ist Glasfaser eine neue 
Technik, aber auch 5G – darüber 
hinaus würden noch weitere Mo-
bilfunk-Frequenzen in den Markt 
kommen. Ziele des Koalitions-
vertrags, wie Leitmarkt für 5G zu 
werden und eine lückenlose Mo-
bilfunkversorgung für den ländli-
chen Raum sicher zu stellen, sieht 
Dr. Henseler-Unger noch in weiter 
Ferne. Die Bundesregierung neh-
me dies alles sehr ernst, auch in 
Bezug auf die Förderung, jedoch 
„fehlt noch viel, das Breitbandziel 
2025 zu erreichen.“ Für die Un-
ternehmen bedeute die künftig 
auf Glasfaser beruhende Basisin-

frastruktur unzählige Möglichkei-
ten, neue Geschäftsmodelle und 
Wachstum. Die sich durch neue 
Gesetzesgrundlagen – vornehm-
lich von der EU – ergebenden neu-
en Rahmenbedingungen seien 
erstmal für alle gut. „Aber die Leu-
te warten ab“, sagte sie, „eventuell 
verbessern sich die Konditionen.“ 
Es müsse sich im Markt rechnen, 
so ihre Einschätzung. „Was im Ge-
setz steht, ist zunächst irrelevant.“

igitalisierung in uropa  
as eispiel stland

Wie sich die Digitalisierung in 
Europa entwickelt, zeigte Heiko 
Voss in seinem Vortrag am Beispiel 
Estlands. Der Geschäftsführer von 
Voss Telecom Services GmbH und 
Gesellschafter von Estonian Fib-
re gab anhand des Cisco-Studien-
berichts von 2018 einen Einblick, 
wie Europäer den Prozess der Digi-
talisierung erleben. Demnach neh-
men wir die zunehmende Digitali-
sierung vor allem in unserer Frei-
zeit wahr (35,8 %), erst danach 
folgt die Arbeit (23,4 %). Bei unse-
ren Gefühlen dominiert die Neu-
gier (23,5 %) nur ganz knapp vor 
der Genervtheit (22,8 %). Ganz an-
ders in Estland: „e-Estonia – the 
coolest digital society“ sei eine un-
glaubliche Erfolgsgeschichte, die 
aus einer Partnerschaft zwischen 
einer zukunftsorientierten Regie-
rung, einem aktiven IT-Sektor und 
einer technisch versierten Bevöl-
kerung entstand, so Voss. Die Es-
ten seien sehr stolz auf diese Ent-
wicklung, nähmen sich selbst als 
digitale Gesellschaft wahr und hät-
ten weniger Ängste. Kernziele der 
estnischen Regierung sind verbes-
serte Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft, Wohlstand der Be-
völkerung und einfache sowie ef-
fiziente öffentliche Verwaltung. 
„Herzstück der Digitalisierung in 
Estland ist die 2002 eingeführte 
elektronische ID, die von 98 Pro-
zent der Bürger genutzt wird“, er-
läuterte Voss das Erfolgskonzept 
der dortigen Digitalisierung.

Mit 1,2 Millionen Kunden, 9.000 
Mitarbeitern und einem Um-

satz von rund 7,2 Milliarden Eu-
ro zählen die Stadtwerke Mün-
chen (SWM) zu den größten deut-
schen Energieversorgern. Wie ei-
ne Großstadt die Digitalisierung 
vorantreibt und neue Geschäfts-
felder durch den Breitbandaus-
bau erschließt, schilderte Dr. Jörg 
Ochs, Geschäftsführer SWM Infra-
struktur GmbH & Co. KG. 

S  igitalisierung  
einer Infrastruktur  
aus dem letzten ahrhundert

Eine moderne Glasfaserinfra-
struktur mit 9.000 Kilometern 
Länge bilde in München die Basis 
für die Digitalisierung, erläuterte 
er in seinem Vortrag. Für den ge-
planten 5G-Ausbau habe man bei-
spielsweise bereits alle Bushäus-
chen mit Glasfaser vernetzt. Ein 
kostenloses WLAN mit 1.500 Ac-
cess Points verbindet die Bürger, 
das größte öffentliche TETRA-Netz 
sorgt für eine krisensichere Infra-
struktur und ein LoRaWAN dient 
als e ziente Sensorvernetzung 
im Umfeld von IoT und Smart City. 
Neue Technologien werden bei-
spielsweise im Wasserverlustma-
nagement eingesetzt. „Unser Ziel 
ist die KI-basierte Analyse von Au-
dio-Daten“, erzählte Ochs. Dafür 
werden an Hydranten Sensoren 
angebracht, um herauszufinden, 
wo eine Wasserleckage entstehen 
wird. Jährliches Investitionsvolu-
men in die TK-Infrastruktur: 50 
Millionen Euro. 

Fabian Stadelmeier, verantwort-
lich für Sonderverlegetechnologie 
bei der Leonhard Weiss GmbH & 
Co. KG, gab aus der Perspektive ei-
nes Tie auunternehmens Einbli-
cke in die Entwicklung von Tren-
ching in Deutschland. Beim so ge-
nannten H-Trenching (H steht für 
hochwertig) handelt es sich um ei-
ne Verlegetechnik im Netzausbau, 
bei der Asphaltoberflächen aufge-
fräst werden, um darin Leerrohre 
zu verlegen.

Dieses Verfahren, das bei Leon- 
hard Weiss bereits seit einigen 
Jahren erfolgreich eingesetzt wird, 
kann die Ausbaugeschwindigkeit 
um das Sechsfache erhöhen, die 
E zienz von Bauabläufen steigern 
und die Kosten um zehn bis 15 Pro-
zent minimieren. Dass es für den 
erfolgreichen Einsatz dieser Me-
thode zwingend notwendig ist, 
spezifische Qualitätskriterien ein-
zuhalten und sie keine Patentlö-
sung für jede Verkehrsfläche ist, 

machte er anhand eines Praxis-
berichts aus dem eigenen Hause 
deutlich. Es bestehe Verwirrung 
bei Kommunen, Netzbetreibern 
und Bauunternehmen, wie das 
Verfahren genau aussieht, da un-
terschiedliche Technologien an-
gewandt werden, so Stadelmeier. 
Seine Empfehlung an Vertreter 
des Bundes, der Länder und Kom-
munen: „Wir müssen das Wis-
sensdokument ‚H-Trenching‘ zu 
einem Normentwurf entwickeln, 
das die Einhaltung der Qualitäts-
stufen vorgibt.“ 

renching im ie au

Die im Anschluss geführte Podi-
umsdiskussion drehte sich um die 
Frage, ob das Trenching eher als al-
ternative Verlegetechnik der Zu-
kunft oder als potentielle Fehler-
quelle im Netzausbau zu bewer-
ten sei. Ein Grundkonsens bestand 
darin, dass der Einsatz vom Einzel-
fall abhänge. Ein Vorschlag lautete, 
Trenching für Strecken zu nutzen 
und mit konventionellem Tie au 
zu kombinieren. Von vielen Seiten 
wurde gefordert, wie bereits von 
Fabian Stadelmeier zuvor in seinem 
Vortrag, für das Trenching einen 
klaren Qualitätsstandard festzule-
gen, der zur Norm werden sollte.

Um den Schutz kritischer Infra-
strukturen (KRITIS) und die Aus-
wirkungen aktueller Gesetzge-
bungsvorhaben auf nationaler 
und supranationaler Ebene, ging 
es in dem Vortrag von Matias  
Krempel. Der stellvertretende Lei-
ter des Arbeitskreises „Audits 
und Standards“ machte die Zu-

hörer auf die Bedrohungsszenari-
en aufmerksam, die durch unse-
re Abhängigkeit  von Telekommu-
nikation und Strom in unserer di-
gitalen Welt bestehen. „Wenn wir 
von Schutz reden, reden wir über 
unsere bedrohten Assets, um die-
se zu schützen“, stellte Krempel 
klar. Die EU sei gerade in der End-
phase eines neuen Gesetzes, dem 
„Cybersecurity Act“, das die „Es-
sential Services“ zum Gegenstand 
habe und in Deutschland im Rah-
men des IT-Sicherheitsgesetzes 
umgesetzt wird. Damit werde der 
Fokus auf Sicherheit in der Liefer-
kette erweitert, auf Produkte, Ser-
vices und Prozesse. Seine Empfeh-
lung: „Wir sollten Schicksalsge-
meinschaften von Herstellern und 
KRITIS-Dienstleistern organisieren, 
um die Standards mitzugestalten 
und in die bestehenden Prozesse 
zu integrieren.“

Welche Produkte ein Hersteller 
zum Schutz kritischer Infrastruktur 
entwickelt, war Gegenstand des 
Referats von Curt Badstieber, bei 
Langmatz für das Technical Busi-
ness Development zuständig. „Be-
reits seit Ende der 90er Jahre er-
leben wir im Rahmen von Vanda-
lismus und Terrorismus Angriffe 
auf die Glasfaser“, stellte er einlei-
tend fest. Die Antwort von Lang-
matz auf Bedrohungen der Infra-
struktur lautet: Erschwerter An-
griff mit einfachen Maßnahmen. 
Dazu gehören Entwicklungen wie 
eine mechanische Schachtdeckel-
sicherung mit einem verschraub-
ten Deckel und kodierten Schrau-
benköpfen. Wichtig sei dabei, 
Schachtdeckel oder Außenschrän-

ke nie mit Logos zu versehen, um 
niemand durch diese Signale anzu-
locken. Es gelte, wirksame Hürden 
für potentielle Angreifer aufzubau-
en, so Badstieber. Bei der Mecha-
nischen Zugangssicherung 2.0 et-
wa, wird in den Kabelschacht ein 
Deckel mit Schwenkhebelschloss 
eingebaut, der verhindert, dass 
ein Täter mit einfachen Werkzeu-
gen das verschlossene und verrie-
gelte Bauteil au rechen kann. Un-
terflurlösungen, so ein anderes 
Beispiel, dienen dem „Verstecken 
der Infrastruktur.“ Kaum einer 
würde realisieren, dass etwa eine 
Mobilfunkstation unter der Erde 
liegt. Für den Schutz der Glasfaser 
hat Langmatz überdies optische 

berwachungssysteme im Portfo-
lio. Diese machen eine lückenlose 

berwachung von aktiven Fasern 
und unbeschalteten Kabeln mög-
lich und erkennen einen unbefug-
ten Zugriff auf Schächte oder Au-
ßenschränke – dazu gewährleisten 
sie absolute Abhörsicherheit.

igitale Agenda  Anspruch 
und deutsche irklichkeit

Dass der Anspruch der digita-
len Agenda und die Wirklichkeit 
hierzulande weit auseinanderklaf-
fen, schilderte Jürgen Vogler, Ge-
schäftsführer der procilon IT-Solu-
tions GmbH, in einem amüsanten 
Vortrag zum Abschluss des Ver-
anstaltungstages. Vogler sieht in 
der Digitalisierung keinen Selbst-
zweck: „Wir müssen das intelligent 
tun.“ Er wünsche sich eine Digita-
lisierung mit Verstand – und mög-
lichst sicher – so sein Credo. r
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20. Bayerische Abfall- und Deponietage in Augsburg:

Wege zur 
nachhaltigen Kreislaufwirtschaft

Rund 400 Teilnehmer verzeichneten die dies ährigen Bayerischen Ab-
fall- und Deponietage in Augsburg, veranstaltet vom KUMAS Umwelt-
netzwerk in Kooperation mit AU Consult GmbH, Bayerisches Landes-
amt für Umwelt und bifa Umweltinstitut GmbH. Neben dem Update 
zu abfallrechtlichen und deponietechnischen Fragestellungen dien-
te die Veranstaltung auch dem Austausch zwischen Anlagenbetrei-
bern, entsorgungspflichtigen Körperschaften, Genehmigungsbehör-
den, Fachbüros und Fachanwälten. Begleitet wurde der zweitägige 
Kongress von einer Fachausstellung, in der sich branchenspezifische 
Unternehmen und Dienstleister den Teilnehmern präsentierten. 

„Kreislaufwirtschaft“ darf nach 
Auffassung von Dr. Andreas Jaron 
vom Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit nicht mehr isoliert be-
trachtet werden, sondern muss 
in einen größeren, globalen Kon-
text gestellt werden. Die Produk-
tion von Verbrauchsgütern, Op-
timierung des Ressourcenein-
satzes, der umweltverträgliche 
Rohstoffabbau und die Verwirkli-
chung einer echten Kreislaufwirt-
schaft durch die Gewinnung hoch-
wertiger Sekundärrohstoffe und 
deren Einsatz als echtes Substitut 
für frische Rohstoffe seien essen-
zielle Bestandteile.

Verwertungsquoten

Bis zur Verwirklichung ist es aus 
Jarons Sicht noch ein weiter Weg 
und die Neuberechnung der Ver-
wertungsquoten, bei der künf-
tig nicht mehr nur die erfassten 
Wertstoffmengen erheblich sind, 
machten deutlich, dass erhebli-
che Potenziale noch nicht geho-
ben sind. Bei Glas, Papier, Metall-
schrott und Bioabfällen könnten 
Recyclingquoten von nahezu 100 
Prozent erreicht werden. Sorgen-
kinder hinsichtlich der Quoten sei-
en dagegen Leichtverpackungen 
(nur rund 20 Prozent), aber auch 
Sperrmüll (rund 15 Prozent). Auf-
grund der inhomogenen Zusam-
mensetzung dieser Wertsto las-
sen seien aber bedeutsame Stei-
gerungen bei ökologisch und öko-
nomisch vertretbarem Aufwand 
wohl kaum erreichbar. 

Wie Abfallexperte Siegfried 
Kreibe vom bifa Umweltinstitut 
hervorhob, machten berechtigte 
wirtschaftliche Einzelinteressen 
in den einzelnen Stufen der Wert-
schöpfungskette eines Produktes 
und die mangelnde Abstimmung 
zwischen den Handelnden es na-
hezu unmöglich, das globale Ziel 
„Reduzierung des Ressourcenein-
satzes und bestmöglicher Um-
weltschutz“ mit vorzeigbaren Er-
folgsquoten zu erreichen. Ob eine 
weitgehende CO2-Besteuerung 
hier die Lösung bringen kann, 
hänge davon ab, ob die Einfüh-
rung einer solchen nicht nur auf 
einzelne Wirtschaftsregionen be-
schränkt bliebe, da sonst die in-
ternationale Wettbewerbsfähig-
keit unter Umständen nicht mehr 
gegeben wäre. 

Neuverordnung AbfKlärVNOV

Im Jahr 2017 wurde die Ver-
ordnung zur Neuordnung der 
Klärschlammverwertung (Abf-
KlärVNOV) verabschiedet. Klär-
schlamm soll als Wertstoff be-
handelt und nicht als Abfall ent-
sorgt werden. Phosphor und re-
generative Energiegewinnung 
stehen im Mittelpunkt der ber-
legungen. Nach den Worten von 
Burkard Hagspiel, Stadtentwäs-
serung und Umweltanalytik Nürn-
berg, ist die Neuverordnung von 
epochaler Bedeutung. 

Von der aufkommenden Dis-
kussion des Phosphorproblems 
bis zu den gesetzlichen Konse-
quenzen vergingen deshalb fast 
zwei Jahrzehnte. Nach einem wei-
teren Jahrzehnt soll nun bis 2032 
die Entsorgung des Klärschlamms 
in der Landwirtschaft bis auf Ba-
gatellmengen beendet und hoch-
wertiger Phosphor zurückgewon-
nen werden. In Deutschland unge-
wohnt, erwartet der Gesetzgeber, 

Unter dem Motto „Teil des Kreislaufs“ wirbt die Initiative für den Beruf des Kraftfahrers in der  
Entsorgungsbranche. Bild: vbs

Arbeitgeberkampagne für 
neue Müllfahrer

Zusammen mit acht Mitgliedsbetrieben hat der Verband der Bayeri-
schen Entsorgungsunternehmen eine Kampagne gestartet, um für den 
Beruf des Kraftfahrers in der Entsorgungsbranche zu werben. Denn die 
o enen Stellen sind immer schwerer zu besetzen. Bei der Auftaktver-
anstaltung stellten die Betriebe zusammen mit dem Verband die Web-
site und Flyer, sowie den Imagefilm und weitere geplante Maßnahmen 
vor, die auf die Vorteile der Beschäftigung in der Entsorgung hinweisen.

Unter dem Motto „Teil des Kreis-
laufs“ macht die Initiative darauf 
aufmerksam, dass es längst nicht 
mehr nur darum geht, Müll ab-
zuholen und auf der Deponie ab-
zuladen. Kreislaufpiloten liefern 
hochwertige Rohstoffe an die In-
dustrie und führen sie somit dem 
Recycling-Kreislauf zu. Weil diese 
Fachkräfte dringend gesucht wer-
den, sensibilisieren der VBS und 
die beteiligten Unternehmen – Eh-
gartner Entsorgung, Friedrich Hof-
mann Betriebsgesellschaft, Ru-
dolf Ernst Städtereinigung, Knittel 
Städtereinigung, Veolia Umwelt- 
service, HEINZ Entsorgung, RE-
MONDIS, Wittmann Entsorgungs-
wirtschaft – für die vielen Vorteile, 
die der Beruf mit sich bringt.

„Wir stellen in Gesprächen mit 
Bewerben immer wieder fest, 
dass es vor allem die attraktiven, 
festen Gehälter und die geregel-
te Arbeitszeiten sind, mit denen 
die privaten Entsorger punkten“, 
sagte VBS-Präsident Otto Heinz. 
„Wer einen Lkw-Führerschein 
hat, aber trotzdem den Feier-
abend mit Familie und Freunden 
verbringen will, ist als Kreislauf-
pilot bestens aufgehoben.“ Doch 
auch für Umsteiger bietet das 
Projekt Kreislaufpiloten Optio-
nen: Einige Unternehmen haben 
betriebsinterne Fahrschulen ge-
gründet und unterstützen Mitar-
beiter bei der Fortbildung.

„Fakt ist: Die Entsorgungswirt-
schaft ist auf Umsteiger angewie-

sen. Und dieser Bedarf lässt sich 
nicht ausschließlich mit deut-
schen Arbeitnehmern decken. 
Unserer Branche ist auch auf die 
Integration ausländischer Fach-
kräfte angewiesen“, betont Heinz.

Unter www.kreislaufwirtschaft.
bayern stellen die Initiatoren den 
Beruf des Kreislaufpiloten und die 
Vorteile der Beschäftigung in der 
privaten Entsorgung vor. In Bayern 
ist die Entsorgungswirtschaft mit-
telständisch geprägt – entspre- 
chend handelt es sich auch bei 
den teilnehmenden Betrieben 
überwiegend um traditionsrei-
che, etablierte Familienunterneh-
men, die Fahrer suchen, mit de-
nen sie partnerschaftlich zusam-
menarbeiten können.

Interessenten, die sich für den 
Beruf begeistern können, haben 
die Möglichkeit, online Interviews 
mit Mitarbeitern anzusehen, zu-
sätzliche Informationen herun-
terzuladen und direkt mit den 
privaten Entsorgen Kontakt auf-
zunehmen. r

dass sich die Strategie und Techno-
logie zum Vollzug der Verordnung 
im Wettbewerb erst noch entwi-
ckeln. Hagspiel zufolge wurden die 
Leitplanken dieser Entwicklung da-
für scheinbar weit gefasst. Den-
noch gestalteten sich die Bedin-
gungen und die fachliche Umset-
zung der Ziele am Beispiel Nürn-
berg komplizierter als erwartet. 

Wie Hagspiel ausführte, sei 
es wichtig, dass zur Förderung 
von Großprojekten künftig glei-
che Wettbewerbsbedingungen 
mit summarisch gleichen Min-
destrecyclingquoten für die Ent-
wickler und Betreiber von Anla-
gen bestehen. Die AbfKlärVNOV 
bedürfe zwischen 2021 und 2022 
eines Relaunchs zur Berücksichti-
gung der Ergebnisse aus den ak-
tuellen technischen und organi-
satorischen Entwicklungen. Zu-
dem sollten die energetische 
Integration und die Mehrproduk-
tion an regenerativem Strom un-
ter angemessenen, rechtlichen 
Bedingungen (z. B. EEG) höher 
bewertet werden. Nicht zuletzt 
sei die bundesweite Harmoni-
sierung der Gebührenpflicht der 
Abfallverwertung aus Abwasser 
zielführend. 

Umfrageergebnisse

Dr. Dieter Tronecker vom bifa 
Umweltinstitut, Augsburg, infor-
mierte darüber, dass Ende 2018 
im Auftrag des Bayerischen Lan-
desamtes für Umwelt eine Umfra-
ge bei den Marktakteuren (Klär-
anlagen, Beauftragte Dritte und 
Entsorgungsunternehmen) durch-
geführt wurde. Neben dem Punkt 
Entsorgungskosten sei dabei auch 
die derzeitige Entsorgungssitua-
tion zur Sprache gekommen. Da-
bei sieht fast die Hälfte der Be-
fragten den Markt als kritisch an, 
da aus ihrer Sicht gravierende Ent-
sorgungsengpässe bestehen. Der 
Trend gehe verstärkt zur thermi-
schen Klärschlammbehandlung, 
die Entsorgungspreise stiegen. 

Handlungsbedarf besteht aus 
Sicht der Befragten bei der Schaf-
fung neuer thermischer Behand-
lungsanlagen in Bayern, um den 
bundesweiten Klärschlammtou-
rismus und die Transportaufwen-
dungen zu verhindern. Darüber 
hinaus müssten Zwischenlager 
bereitgestellt werden, um Ent-
sorgungsengpässe zu überbrü-
cken. Erforderlich sei der Bau von 
Monoverbrennungsanlagen mit 
Phosphor-Rückgewinnung in in-
terkommunaler Kooperation.

Auf größeren Kläranlagen soll-
ten zudem Trocknungsanlagen 
installiert werden (Vorbehand-
lung vor Verbrennung). Anzustre-
ben seien Entsorgungssicherheit 
und akzeptable Abwassergebüh-
ren sowie die Optimierung der 
chemisch-technischen P-Rückge-
winnung bis zur Praxisreife. Auch 
sollte die landwirtschaftliche 
Klärschlammverwertung prakti-
kabler gestaltet werden und als 
weiterer Entsorgungsweg Be-
stand haben. 

Infolge der guten konjunktu-
rellen Entwicklung und einer da-
mit einhergehenden regen Bautä-
tigkeit fallen große Mengen Bau- 
und Abbruchabfälle an. Aktuel-
le Zahlen zeigen, dass in Bayern 
im Jahr 2016 insgesamt rund 50 
Mio. Tonnen Bauabfälle angefal-
len sind, davon allein rund 32 Mio. 
Tonnen Bodenaushub und Stei-
ne. Der überwiegende Teil dieser 

Abfälle wird am freien Markt ver-
wertet. Die Nachfrage nach Ent-
sorgungskapazitäten sowohl im 
Verwertungs- als auch im Beseiti-
gungsbereich ist hoch. 

„Sowohl bundesweit als auch 
in Bayern ist die Entsorgungssi-
tuation für Bau- und Abbruchab-
fälle angespannt“, betonte Dirk 
Hensel-Schikora vom Bayerischen 
Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz. Daher 
seien vom Abfallerzeuger bis zum 
Entsorger alle Beteiligten am Ent-
sorgungsmarkt gefordert, Entsor-
gungsmöglichkeiten für diese Ab-
fälle zu schaffen. Deponien stell-
ten hierbei ein unverzichtbares 
Kernelement einer leistungsfähi-
gen Abfallwirtschaft dar. 

Deponiebedarfsprognose

Eine wichtige Planungsgrund-
lage für die Entwicklung der  
bayerischen Deponieinfrastruk-
tur stelle die vom LfU beauftragte 
Fortschreibung der Deponiebe-
darfsprognose dar. Sie sei Teil ei-
nes Sechs-Punkte-Maßnahmen-
plans der Bayerischen Staatsre-
gierung. Dieser habe zum Ziel, 
eine Entspannung des freien Ent-
sorgungsmarktes für Bodenaus-
hub und Bauschutt zu erreichen. 
„Es wird jedoch auch ganz ent-
scheidend darauf ankommen, 
dass am freien Entsorgungsmarkt 
selbst tragfähige Entsorgungslö-
sungen entwickelt werden“, so 
Hensel-Schikora.

Von vielen mit Spannung er-
wartet wurde die Fortschreibung 
der Deponiebedarfsprognose aus 
dem Jahr 2015. Dr. Gabriele Be-
cker vom Institut für Abfall, Ab-
wasser und Infrastruktur- Ma-
nagement (INFA) und Andreas 
Schweizer (LfU) stellten die we-
sentlichen Ergebnisse vor. Grund-
sätzlich besteht mittelfristig Be-
darf entweder am Ausbau be-
reits genehmigter Deponiekapazi-
täten oder in der Schaffung neuen 
Deponieraums. 

Wesentlicher Einflussfaktor ist 
dabei die sog. Mantelverordnung, 
die die Verwertung und Verfüg-
barkeit von Ersatzbaustoffen bzw. 
Bauabfällen regeln soll. Soweit 
nach Inkrafttreten der Verord-
nung keine länderübergreifende 
Entsorgung und keine Verfüllung 
in aufgelassenen Gruben mehr 
möglich seien, würden die aktu-
ellen Kapazitäten für DK 0-Depo-
nien nur noch für rund drei Jah-
re ausreichen. Dringender Hand-
lungsbedarf ist in diesem Fall 
dann gegeben. 

Steiniger Weg

„Der Weg zu neuem Deponie-
raum ist zwar steiniger geworden, 
unpassierbar ist er aber nicht“, 
unterstrich Rechsanwalt Josef 
Geislinger, Seufert Rechtsanwäl-
te Partnerschaft mbB, München. 
Tatsache sei: „Der jedenfalls in 
Bayern insbesondere für minera-
lische Abfälle bestehende Bedarf 
an Deponiekapazitäten zwingt 
uns auf den Weg zu neuem Depo-
nieraum. Jedes Negativprojekt  
tri  auf mehr oder minder ausge-
prägte Widerstände.“

Das Zulassungsverfahren für 
Deponien sei komplex, aber 
rechtlich determiniert, stellte 
der Anwalt fest. Daher seien die 
Verfahren nicht schon deswe-
gen undurchführbar, weil Gegen-
wind erzeugt wird. Ein kompeten-
tes Planungsteam auf der Seite 
des Vorhabenträgers mit natur-
wissenschaftlichem und techni-
schem Sachverstand, „erprobt“ 
in Planfeststellungsverfahren, 
schaffe zusammen mit rechtli-
cher Expertise die besten Voraus-
setzungen, auch steinige Wege zu 
bewältigen. „Also nur Mut, denn 
am Mute hängt der Erfolg “, so 

Geislinger abschließend. DK
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Saubere Leistung.
Der Unimog hat auf zahlreiche Reinigungsanforder-
ungen die passende Antwort. Mit dem Unimog 
Geräteträger lassen sich öffentlicher Raum und Betriebs-
flächen schnell und einfach säubern. Frontkehrbesen 
halten beispielsweise Baustellenbereiche sauber, Hoch-
druck reinigungsbalken entfernen Staub und Schmutz 
flächendeckend und Spezial geräte wie Tunnelwasch-

geräte ersetzen eine ganze Flotte an Spezialfahrzeugen. 
Mit der ab Werk lieferbaren Vorrüstung für Aufbaukehr-
maschinen ist selbst ein Kehraufbau in kurzer Zeit auf- 
und wieder abgebaut. Der schnelle Geräte wechsel 
ermöglicht, dass in einer Arbeitsschicht gleich mehrere 
Geräte eingesetzt werden können. Mehr unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Der Unimog auf der bauma 2019
vom 08. bis 14. April 2019 | Halle B4, Stand 324/236/248

Mark Küpper, Leiter Kommunal/Gewerbe/Forst bei der BayWa AG 
stellt den batteriebetriebenen StreetScooter Work vor. Die Ladeinfra-
struktur kann ebenfalls über die BayWa bescha  werden.  Bild: CH

BayWa zeigt Kommunaltechnik fürs ganze Jahr:

Von der Schneefräse 
bis zum Mäher

Schon Tradition geworden sind die alle zwei Jahre sta indenden 
„Winterdienst-Vorführtage“ der BayWa – die aber schon länger 
nicht mehr nur Maschinen für den Winter, sondern für ede Sai-
son präsentieren. 

Die insgesamt fünf Veranstal-
tungen in Oberwiesenthal, Bi-
schofsheim, Straubing, Kirchheim 
und Spitzingsee richten sich ins-
besondere an Städte und Gemein-
den, Autobahnmeistereien und 
Wasserwirtschaftsämter sowie an 
Lohnunternehmen und Standort-
betreiber mit grünen, grauen und 
weißen Flächen. Etwa 2.500 Besu-
cher wurden insgesamt erwartet, 
wobei sich allein zum Finale am 
Spitzingsee über 1.000 Gäste an-
gemeldet haben. Zu sehen und zu 
erleben gab es knapp 100 Maschi-
nen und Geräte fürs Streuen und 
Räumen, Kehren und Saugen, Mä-
hen und Mulchen. Neben einer 
kurzen Vorstellung jeder Maschi-
nenkombination lag der Schwer-
punkt der Veranstaltung auf dem 
persönlichen Ausprobieren und 
„Erfahren“ sowie der individuel-
len Beratung. 

Steigende Nachfrage  
nach alternati en Antrie en

Mark Küpper, Leiter Kommu-
nal/Gewerbe/Forst bei der Bay-
Wa AG, führte durch die Veran-
staltung und griff dabei aktuel-
le Trends wie die zunehmende 
Nachfrage der Kommunen und 
des Gewerbes nach alternati-
ven Antrieben auf. „Vor allem 
dort, wo überwiegend Kurzstre-
ckenprofile bis maximal 200 Ki-
lometer zu fahren sind, kann ein 
Elektronutzfahrzeug eine sinn-
volle Alternative sein, gerade 
auch angesichts der Debatte um 
CO2-Ausstoß und Luftreinheit in 
Gemeinden und Städten.“ 

Um dieser Entwicklung Rech-

nung zu tragen, zeigte die Bay-
Wa auf den Winterdiensttagen 
erstmals den StreetScooter Work, 
ein elektrobetriebenes Transport-
nutzfahrzeug für den kommu-
nalen und gewerblichen Bereich 
wie etwa dem Garten- und Land-
schaftsbau, dem Facility Manage-
ment und dem Handwerk. 

Möglich sind Au auvarianten 
wie zum Beispiel Pritschenau au, 
Kofferau au, Müllsammelau au, 
Streuer oder Kipper. „Bei der Ent-
scheidung für ein E-Fahrzeug stel-
len sich die Kommunen auch im-
mer die Frage nach der Ladeinfra-
struktur“, merkte Küpper an. Hier 
bietet die BayWa entsprechende 
Pakete an: die Montage und War-
tung einer passenden Ladesäu-
le oder einer Wallbox, die Liefe-
rung von Ökostrom und den Ab-
rechnungsservice. Kunden kön-
nen zudem ihre Flotte analysieren 
und sich zum Umstieg in die Elekt-
romobilität beraten lassen. 

rientierung an  Stage 

Weniger Emissionswerte ver-
sprechen auch die jüngsten diesel-
betriebenen anmar Kompakttrak-
toren zwischen 21 und 59 PS. „Hier 
hat sich der Hersteller als einer der 

Unimog Winter-Tour 2019 erfolgreich beendet: Mehr als 1.650 Be-
sucher und Kunden aus Kommunen, Bauhöfen, Straßenmeiste- 
reien und Dienstleistungsbetrieben aus Südwestdeutschland er-
lebten den Mercedes-Benz Unimog mit seinen diversen Anbauge-
räten. In Bopfingen (Ostalbkreis), Wigratzbad (Landkreis Lindau), 
Schluchsee im Hochschwarzwald und Aspach bei Waiblingen zeig-
ten knapp 30 Universal-Motorgeräte (Unimog) bei unterschied-
lichsten Witterungsverhältnissen – inklusive Schneetreiben in Bop-
fingen – ihr Können.  r Ersten im Markt an der neuen Ab-

gasnorm EU Stage 5 orientiert, die 
ab 2020 für Neufahrzeuge bindend 
ist“, erläuterte Küpper. 

Ganz weg vom Diesel geht der 
Hersteller Holder mit seinem 45i, 
der als Knicklenker-Multifunkti-
onsfahrzeug in der 40-PS-Klas-
se über einen Benzinmotor ver-
fügt und vielseitige Au auten 
ermöglicht. Neben diesen Fahr-
zeugen kombiniert mit Anbauge-
räteprogrammen von Herstellern 
wie etwa Kugelmann, Hydrac, Dü-
cker, Mulag, Wiedenmann und 
Heatweed waren auf den Veran-
staltungen ebenfalls zu sehen: 
die Fendt-Traktoren der 200er 
bis 700er Baureihe  die komplet-
te Produktpalette des Herstellers 
Max Holder  verschiedene Groß-
lastwagen und Transporter von 
MAN  Zweiachsmäher und Gerä-
teträger von Sauerburger  Holz-

hackmaschinen von Heizomat  
Mähraupen von Hymach, Menke 
und Pfanzelt  Maschinen von Ag-
ria, Amazone Caterpillar, Etesia, 
Husqvarna. 

Wer als Anwender von dieselbe-
triebenen Kleingeräten, Minibag-
gern, Aufsitzmähern  Co. Emis-
sionen und Geruchsbildung ge-
ring halten will, kann auf Eco-Die-
sel der BayWa Marke TECTROL 
zurückgreifen. Dieser Kraftstoff 
auf Pflanzenbasis ist leicht biolo-
gisch abbaubar und für alle Diesel-
motoren geeignet. Aufgrund der 
Temperaturbeständigkeit bis -30 
C ist TECTROL ECO DIESEL ganz-

jährig einsetzbar. Es reduziert zu-
dem in erheblichem Maße die 
Schadsto elastung für Mensch 
und Natur. Das ganze Schmier-
stoff-Sortiment und seine Einsatz-
möglichkeiten wurden bei den 
Veranstaltungen vorgestellt.  r 

Fachtagung Urban Gardening in Veitshöchheim:

Stadt grün erleben, 
Genuss ernten

Passend zum Frühlingsanfang setzte die Bayerische Landesanstalt 
für Weinbau und Gartenbau LWG  mit der Fachtagung „Urban 
Gardening – Stadt grün erleben, Genuss ernten“ in Veitshöchheim 
grüne Akzente zum Anfassen und Staunen. Die Veranstaltung 
wartete mit einem breiten Angebot an Beispielen und Lösungs-
wegen auf, die den Stadtverwaltungen neue Anregungen geben.  

Rund 100 Hektar Natur ver-
schwinden allein in Deutschland 
für den Straßen- und Wohnungs-
bau unter Stein und Beton – und 
das nur an einem Tag. Urban Gar-
dening sorgt für grüne Farbkleck-
se in Stadt und dichten Siedlungs-
bereichen und erfreut nicht nur 
das Auge. Die Grünflächen wir-
ken vielmehr als natürliche Kli-
maanlage und dämpfen die Som-
merhitze ab, bieten Lebensraum 
für Schmetterlinge, Bienen  Co. 
und liefern gleichzeitig wertvolle 
Lebensmittel. So vielfältig wie der 
Nutzen ist auch die Herangehens-
weise und Umsetzung: In bildge-
waltigen Vorträgen entführten 
Referenten in die visionären Mög-
lichkeiten des Urban Gardenings 
in den schnell wachsenden Städ-
ten Südost-Asiens und zeigten, 
wie der grüne Gedanke in Paris 
gelebt, erlebt und genossen wird. 

as grüne mfeld 
akti  gestalten

Einfach selbst zum Gärtner 
werden, das ist der Grundge-
danke von Urban Gardening. Die 
Bürger möchten nicht mehr nur 
die Kreativität im eigenen Gar-
ten ausleben, sondern vielmehr 
bei der Gestaltung ihres grünen 
Umfeldes aktiv beteiligt werden. 
Von der beispielgebenden Begrü-
nung der Stadt Andernach be-
richtete Dr. Lutz Kosack (Stadt-
planungsamt Andernach). Ausge-
suchte öffentliche Grünanlagen 
wurden zu Gemüsegärten um-
gewandelt und den Bürgern das 
„Mit-Garteln“ wie auch das Ern-
ten von frischem Gemüse und Sa-
lat erlaubt. Dabei geht es laut Ko-
sack darum, die Stadt nicht nur 
als Lebens-Mittelpunkt, sondern 
auch als Lebens-Mittel erlebbar 
zu machen. Die städtische Bevöl-

kerung soll dabei noch stärker für 
das öffentliche Grün sensibilisiert 
und auch aktiv in Nutzung und 
Pflege eingebunden werden. Da-
bei eroberten nicht nur Obst und 
Gemüse innerstädtische Flächen 
zurück  auch Hühner und Scha-
fe lebten in der „Essbaren Stadt“. 
Daneben stehe auch die Biodiver-
sität im Fokus. Auf Rasenflächen 
würden dafür beispielsweise ver-
mehrt Blühinseln eingerichtet.

emüsean au auf  
ach und assaden

Florian Demling, Institut für 
Stadtgrün und Landschaftsbau, 
informierte über Forschungs-
projekte zum Gemüseanbau auf 
Dach und Fassaden. Auf dem 
Dach wächst Gemüse mit weni-
gen technischen Vorgaben recht 
problemlos, während beim An-
bau an der Fassade ein größerer 
Technikeinsatz notwendig ist und 
Fragen einer reibungslosen Be-
wässerung noch zu klären sind. 

Gundula Holm (Amt für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Fors-
ten Erlangen, AELF) betreut seit 
2017 den in Zusammenarbeit mit 
der Bayerischen Gartenakade-
mie angelegten Demonstrations-
garten am AELF Erlangen. Neben 
eher klassischen Anwendungs-
bereichen wie Hochbeet und Kis-
tengarten werden dort auch inno-
vative Ansätze wie Pflanztürme, 
Deep-Water-System und vertikale 
Anbautechniken präsentiert. Auf-
grund des großen Zuspruches der 
Bevölkerung soll der Demonstra-
tionsgarten das Vorbild für weite-
re urbane Demoflächen in jedem 
bayerischen Regierungsbezirk 
werden. Für 2019 ist geplant, die 
nächsten zwei Demonstrations-
gärten entstehen zu lassen  wei-
tere folgen in 2020 und 2021.

Ulrich Schäfer, Ehrenpräsident 
des Verbandes Garten-, Land-
schafts- und Sportplatzbau Bay-
ern, berichtete von Garten- und 
Landschaftsbau-Unternehmen, 
die verschiedene Urban-Garde-
ning-Aktionen unterstützt haben. 
So entstand für zwei Tage der 
„Boulevard Babel“ in der Nürn-
berger Innenstadt. Dabei wurde 
auf über einen Kilometer Länge 
Rollrasen ausgelegt, der nach der 
Aktion von Anwohnern für Gar-
ten und Balkon genutzt wurde. 
Auch wurde ein Klimahain mit 56 
Bäumen in der Nürnberger Innen-
stadt angelegt.

nser arten ruck

Einer der erfolgreichsten Ge-
meinschaftsgärten ist „Unser 
Garten Bruck“. Ursula Kern (Stadt 
Erlangen) schilderte die ersten 
Ideen und schwierigen Anfänge 
bis zum heutigen, blühenden Pa-
radies. Heute ist die weitläufige 
Gartenanlage im Stadtteil Bruck 
nicht mehr wegzudenken und 
vereint mehrere Gärten, die sich 
in Beete für einzelne Nutzer und 
in Gemeinschaftsflächen auftei-
len. Dabei stehen nicht nur Anbau 
und Ernte im Mittelpunkt  ein ge-
lebtes Miteinander und der stän-
dige Austausch sorgen für eine 
starke Gemeinschaft, die weiter 
nach „Mitmachern“ sucht.

Mit „Gartenfräulein“ führt die 
Würzburgerin Silvia Appel ei-
nen der erfolgreichsten Garten-
blogs in Deutschland. Sie berich-
tete über die Anfänge der Stadt-
gärtner Würzburg, einer Initia-
tive für das Gärtnern im Herzen 
der Stadt. Tätig waren die Stadt-
gärtner in einem reich gestalte-
ten Bereich mitten auf dem Ge-
lände der Landesgartenschau 
Würzburg 2018. Eine tragende 
Säule des Erfolges ist auch hier 
die öffentliche Darstellung über 
alle medialen Kanäle.  DK

demopark 2019 in Eisenach:

„Kommunaltechnik unter Strom“ 
Immer mehr Kommunen und Dienstleister setzen bei Ma-

schinen und Geräten auf den Elektroantrieb als leise, günstige 
und emissionsarme Alternative zum Verbrennungsmotor. Ak-
tuelle Modelle aller namhafter Hersteller gibt es vom 23. bis 
25. Juni auch auf der demopark 2019 in Eisenach zu sehen –
Europas größter Freilandausstellung für die Flächenpflege und
andere kommunale Dienstleistungen. Auf dem 25 Hektar gro-
ßen Gelände können Interessenten die Modelle hautnah be-
gutachten und selbst testen.

„Strom als Antrieb wird immer beliebter – auch in den Kom-
munen. Die einsetzende Massenproduktion macht Batterien 
kleiner, leistungsstärker und günstiger“, sagt Messedirektor 
Dr. Bernd Scherer. Bei jeder Verdopplung der weltweiten Pro-
duktionsmenge sinken die Preise um sechs bis neun Prozent, 
zeige die bisherige Lernkurve. Auch in der Land- und Kommu-
naltechnik gibt es daher immer mehr Einsatzszenarien für den 
elektrischen Antrieb.  r
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Gemeinde Ismaning  
baut freies WLAN weiter aus

In Ismaning können sich Einwohner und Besucher inzwischen an 
10 Standorten mit dem freien WLAN-Angebot der Gemeinde ver-
binden. Zu den Standorten zählen der Bahnhofsvorplatz ebenso wie 
der Bürgersaal, das Kulturzentrum Seidlmühle mit Bibliothek, Mu-
sikschule und Volkshochschule sowie der Sportpark. Alle Standorte 
sind einfach und direkt als Angebot der Gemeinde zu erkennen, da 
die Namen – die sogenannten SSIDs – immer „Ismaning“ enthalten.

„Wir bieten unseren Bürgern 
schon seit 2016 das kostenfreie 
Surfen an und die Nutzungszah-
len bestätigen uns, dass wir damit 
auf dem richtigen Weg sind. Dar-
um bauen wir auch sukzessive das 
Netz weiter aus.“, erklärt Dr. Al-
exander Greulich, Erster Bürger-

meister der Gemeinde Ismaning. 
„Gemeinsam mit der Hotsplots 
GmbH realisieren wir die Hotspots 
für unsere Einwohner. Wir freu-
en uns, dass wir mit der Hotsplots 
GmbH einen zuverlässigen Partner 
und eine Anlaufstelle rund um alle 
Fragen gefunden haben.“

Der Login zu den von Ismaning 
angebotenen Hotspots erfolgt 
überall durch einfache Bestä-
tigung der Nutzungsbedingun-
gen. Zusätzlich ist in Ismaning 
über alle Standorte hinweg ein 
Roaming aktiviert, so dass sich 
Nutzer nicht an jedem Hotspot 
neu mit dem WLAN verbinden 
müssen. Ein Jugendschutzfilter 
ist aktiv. 

Hotsplots als  
erster Ansprechpartner

„Wir haben uns nicht nur mit 
der Frage des Jugendschutzes 
bei der Auswahl des Anbieters 
beschäftigt“, erläutert Bürger-
meister Dr. Greulich weiter, „Die 
aktuelle Rechtslage hat sich in 
den Jahren, in denen wir den 
Zugang inzwischen anbieten, 
immer wieder geändert. Dabei 
ist der Wegfall der sogenannten 
„Störerhaftung“ aus dem letz-
ten Jahr nur ein kleiner Teil. Mit 
allen neuen oder angepassten 
Regelungen, aktuellen Recht-
sprechungen oder den Anforde-
rungen aus unterschiedlichsten 
Bereichen müssen wir uns aber 
dank Hotsplots  nicht immer wie-
der auseinandersetzen. Der An-
bieter ist erster Ansprechpart-
ner für die Behörden und garan-
tiert der Gemeinde die Rechtssi-
cherheit.“

„Fragen rund um Rechtssi-
cherheit oder Verbraucher-
schutz erreichen uns immer 
wieder“, ergänzt Karsten Mi-
cke, Head of International Sales 
bei der Hotsplots GmbH. „Da-
bei steht aktuell meist die DS-
GVO im Vordergrund. Für die 
Kunden und Nutzer ist es nicht 
immer klar, welche Daten bei 
der Nutzung anfallen, verar-
beitet werden und teilweise in 

Im Kultur- und Bildungszentrum Seidl-Mühle gibt es kostenfreies 
WLAN. Bild: Klaus Leidorf für die Gemeinde Ismaning

den gesetzlichen Fristen gespei-
chert werden müssen. Sobald 
Hotsplots Betreiber des WLANs 
ist, sind Standortinhaber wie 
die Gemeinde Ismaning entlas-
tet, da wir Ansprechpartner für 
Endnutzer und auch Behörden 
sind.“ 

„Es überrascht heutzutage 
nicht, dass freie WLAN-Zugän-
ge gerade auf kommunaler Ebe-
ne sehr gefragt sind.“, erläutert 
Karsten Micke weiter. „Nicht 
nur Einwohner freuen sich 
über das Angebot, auch Touris-
ten oder Besucher vor Ort nut-
zen gerne ein freies WLAN. Die 
Kommunen können ihre Zugän-
ge so für aktives Stadtmarketing 
nutzen.“ 

Wie auch in Ismaning vermit-
teln die Gemeinden über die An-
zeige des WLAN-Namens oder 
die Darstellung des Stadtwap-
pens oder Logos auf den Lo-
gin-Seiten allen Nutzern die Zu-
gehörigkeit zur jeweiligen Ge-
meinde. Auch aktuelle Veran-
staltungen oder besondere An- 
gebote können direkt auf der 
Login-Seite eingestellt werden. 
Des weiteren können die mobi-
len Endgeräte der Nutzer nach 
erfolgreichem Verbindung mit 
dem Internet direkt auf die On-
line-Präsenz der Gemeinde wei-
tergeleitet werden. So sind die 
Angebote der Kommune dann 
auch einfach zu erreichen und 
bei den Besuchern automatisch 
im Fokus.

Karsten Micke meint hierzu: 
„Mit den Hotspots erreichen die 
Kommunen außerdem ganz un-
terschiedliche Zielgruppen. So 
werden in Ismaning beispiels-
weise Pendler am Bahnhofs-
vorplatz erreicht, das jüngere 
Publikum im Sportpark beson-
ders angesprochen und für Po-
litik- oder Kulturinteressierte 
wird ein Angebot im Bürgerhaus 
oder im Kulturzentrum angebo-
ten. Die Gemeinde ist so für alle 
Alters- und Interessensgruppen 
präsent.“ r

Geplanter Jugendkreistag im 
Landkreis Fürstenfeldbruck

Politische Teilhabe ist ein zentraler Faktor für den Erfolg eines freiheit-
lich-demokratischen Zusammenlebens. Auch und gerade die ungen, 
noch nicht wahlberechtigten Menschen sollen dies tun können  po-
litisch teilhaben. Bei Debatten über Themen, zu denen im Landkreis 
wohnende Jugendliche einen Bezug haben, können diese demokrati-
sche Abläufe erlernen. Sie erhalten zudem die Gelegenheit, unmittel-
bar und in einem ernsthaften Rahmen auf politische Prozesse Einfluss 
zu nehmen. Der Landkreis Fürstenfeldbruck schlägt dem Jugendhil-
feausschuss und dem Kreistag vor, einen Jugendkreistag einzurichten.

„Geopark Ries kulinarisch“ laden 
zu Ausflügen und Urlaubsreisen in 
den Geopark Ries ein und fördern 
damit den „Geotourismus“, der ein 
wichtiges Instrument der regiona-
len Entwicklung darstellt. r

NINA warnt bei regionalen 
Gefahrensituationen

Bamberg Forchheim - Nach dem Sturm ist vor dem Sturm. Auch 
die üngsten Schadensereignisse zeigen, wie wichtig es für die 
Abwehr von Schäden an Leib und Leben sowie Hab und Gut ist, 
dass die Bevölkerung frühzeitig, gezielt und umfassend informiert 
wird. Ab sofort steht ein weiteres wichtiges Werkzeug auch für re-
gionale Gefahrenmeldungen zur Verfügung.

Das Modulare Warnsystem 
des Bundes (MoWaS) war bisher 
bundesweit (zum Beispiel vom 
Wetterdienst) mit Warnmeldun-
gen gespeist worden. Ausge-
spielt werden die Informationen 
zum Beispiel über die Warn-App 
des Bundes, NINA. Nun kann die-
ses System auch von Landkrei-
sen und Gemeinden für War-
nungen vor regionalen Gefah-
ren genutzt werden. Darüber in-
formierten die Vorsitzenden des 
Zweckverbandes für Rettungs-
dienst und Feuerwehralarmie-
rung Bamberg-Forchheim, Ober-
bürgermeister Andreas Starke 
und die Landräte Hans Kalb und 
Hermann Ulm bei einer Presse-
konferenz in Bamberg. 

Oberbürgermeister Andreas 
Starke: „Es ist Pflicht der Kreis-
verwaltungsbehörden die Bevöl-
kerung bei Großschadenslagen, 
Unwettern und Katastrophen 
bestmöglich und rasch zu infor-
mieren. NINA kann dazu beitra-
gen, dass wir die Bevölkerung 
noch schneller und umfassender 
mit Informationen versorgen kön-
nen. Darum werbe ich dafür, dass 
möglichst viele Menschen die 
WarnApp NINA oder andere Warn 
Apps auf ihr Smartphone laden.“ 

Schäden von  
Leib und Leben abwenden

„Je mehr Menschen eine Ge-
fahrensituation kennen, des-
to besser lassen sich Schäden 
von Leib und Leben, Hab und 
Gut unserer Bürgerinnen und 
Bürger fern halten“, warb Land-
rat Johann Kalb für die Nutzung 
der Warn-App, die sehr gezielt 
bis auf einzelne Postleitzahlene-
benen ausgespielt werden kann. 
„Gleichzeitig ist das wahrschein-
lich die einzige App, der wir wün-
schen, dass sie möglichst selten 
zum Einsatz kommt.“

„Wir haben das System bei 
uns im Landkreis Forchheim bei 
der letzten Katastrophenschutz-

übung erfolgreich getestet. Die 
Rückmeldungen der Mitarbeiter 
und Betroffenen waren sehr po-
sitiv“, berichtet Landrat Dr. Her-
mann Ulm.

Christine Feldbauer, Geschäfts-
führerin des ZRF: „Der Zweck-
verband für Rettungsdienst und  
Feuerwehralarmierung Bamberg- 
Forchheim (ZRF) begrüßt es, dass 
nun alle Mitglieder diese mo-
derne Technologie nutzen kön-
nen, um die Bevölkerung schnell 
auf mögliche Gefahren hinzuwei-
sen und ihr Verhaltenstipps an 
die Hand zu geben. Menschen, 
die umfassend informiert wer-
den, können umsichtig handeln 
und andere unterstützen. Zu-
dem bleiben so wichtige Kom-
munikationswege für Rettungs-
dienst und Feuerwehr, wie zum 
Beispiel die Leitungen der Leit-
stelle, frei.“

Drei-Stufen-Warnsystem

Beispiel: Nehmen wir einen 
Unfall eines Gefahrguttranspor-
tes auf der A 73 bei Hirschaid. 
Sofern sich hieraus eine Gefahr 
für die Bevölkerung des Marktes 
Hirschaid und der Fahrzeuglen-
ker auf der A 73 ergibt, kann 
z.B. der Katastrophenschutz des 
Landkreises für den Postleitzah-
lenbereich 96114 eine Warnung 
vor zum Beispiel giftigen Dämp-
fen ausspielen. Diejenigen, die in 
der App dieses Gebiet eingestellt 
haben und alle, die sich mit ihrem 
Smartphone in diesem Bereich 
aufhalten (Standortlokalisierung 
eingeschaltet), werden eine ent-
sprechende Warnung mit Verhal-
tenshinweisen erhalten.

Das Warnsystem ist in der La-
ge, Meldungen in drei Stufen 
auszuspielen. Bei höchster Pri-
orität hat die Warn-App unab-
hängig von den Einstellungen 
des Nutzers Weckfunktion. Mel-
dungen mit niedriger Priorität 
werden behandelt wie sonstige 
Nachrichten. r

Die Verantwortlichen des Zweckverbandes für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung Bamberg-Forchheim, die Landräte Johann 
Kalb und Dr. Hermann Ulm sowie Oberbürgermeister Andreas Star-
ke stellen mit den Verantwortlichen der ILS das Warnsystem vor. 
 Bild: LRA Bamberg

Temporäres Innovationshub 
als Prototyp erö net

Landkreise Miesbach und Bad Tölz-Wolfratshausen schließen 
strategische Partnerschaft zur Innovationsförderung

Innovationshubs und Kreativzentren gibt es vor allem in großen 
Städten. Doch gerade die ländlichen Regionen könnten beson-
ders von Innovationsräumen profitieren. Im wirtschaftsstarken 
Oberland wagen zwei Landkreise das Experiment.

Die Initiative Servus ZUKUNFT der Standortmarketing-Ge-
sellschaft Landkreis Miesbach mbH und des WirtschaftsForum 
Oberland e.V. erschuf kürzlich ein temporäres Innovationshub 
in den Fabrikhallen von Gmund Papier. Besucher konnten an 
über 50 Workshops, Vorträgen und Seminaren zu Themen wie 
zukunftsgerichtete Unternehmensführung, Generationen- und 
Teamarbeit, Digitalisierung, künstliche Intelligenz und Design 
Thinking teilnehmen. Mehr als 320 Mitarbeiter regionaler Unter-
nehmen, Querdenker, kreative Köpfe und Macher ließen sich das 
nicht entgehen. Gedacht war das Event als Testprojekt für ein 
permanentes Innovationshub in der Region. r

Nationaler Geopark Ries etzt  
auf der Naturparke-Website

Seit 2018 kooperiert der Verband Deutscher Naturparke VDN  mit 
anerkannten Nationalen Geoparks und stellt diese etzt auf seiner 
Website www.naturparke.de vor. Als Nationaler Geopark werden Re-
gionen ausgezeichnet, welche aufgrund ihrer geowissenschaftlichen 
Bedeutung, Seltenheit oder Schönheit charakteristisch für eine Land-
schaft sind und für ihre Entstehungsgeschichte stehen. So auch der 
Nationale Geopark Ries mit seinem einzigartigen Meteoritenkrater.

Naturparke und Geoparks ha-
ben in ihren Aufgaben und in ihrer 
Struktur viele Gemeinsamkeiten. 
Diese bilden die Grundlage für die 
Kooperation, in der jetzt eine Zu-
sammenarbeit unter dem Dach 
des VDN erprobt wird. Ziel ist, zur 
Bündelung der Kräfte im ländli-
chen Räumen beizutragen. Dabei 
sollen die unterschiedlichen Pro-
file der Naturparke und der Geo-
parks erhalten bleiben.

hnliche Ziele werden in den 
Bereichen Bildung, Erholung und  
nachhaltiger Tourismus sowie  
nachhaltige Regionalentwicklung 
verfolgt. Die Geoparks konzen-
trieren sich dabei etwas stär-
ker auf die Themen Geologie, Erd-

geschichte sowie den Erhalt von 
Geotopen, wohingegen bei den 
Naturparken die belebte Natur so-
wie deren Schutz im Zentrum ste-
hen. Beide leisten einen wichtigen 
Beitrag in der Umweltbildung.

Förderung des Geotourismus

Der Geopark Ries ist, neben fünf 
weiteren Geoparks, nun neuer Ko-
operationspartner des VDN. In-
fozentren und Infostellen, gut zu-
gängliche Erlebnis-Geotope als 
„Fenster in die Erdgeschichte“, na-
turverträgliche Führungen mit den 
Geopark Ries Führern, eigene Geo-
park Ries Wanderwege und nicht 
zuletzt die Partner der Initiative 

Landrat Thomas Karmasin hat 
ausgesprochen positive Erwar-
tungen an einen künftigen Ju-
gendkreistag: „Es wäre mir ein 
Vergnügen, die Sitzungen zu lei-
ten und mit engagierten jungen 
Menschen zu arbeiten, die mo-
tiviert sind, die Politik im Land-
kreis mitzugestalten und auf die 
Lebensbedingungen von Jugend-
lichen Einfluss zu nehmen. Meine 
Hoffnung ist, dass der ein oder die 
andere Geschmack an der Poli-
tik findet und sich weiter politisch 
engagiert.“ Auch der Jugendrefe-
rent des Kreistags, Stefan Floe-
recke, zeigt sich optimistisch und 
beschreibt den geplanten Jugend-
kreistag als geeignete Pla orm, 
um auf die Belange der im Land-
kreis wohnhaften Jugendlichen 
aufmerksam machen zu können. 
Die Sitzungen sollen zwei bis drei-
mal im Jahr im Großen Sitzungs-
saal des Landratsamtes sta in-
den, die erste öffentliche Sitzung 
ist für den 17. Mai 2019 geplant.

Zur Vorstellung des Projektes 
waren auch Vertreter einiger teil-
nehmender Schulen geladen. Sa-
bine Kehr, die an der Mittelschu-
le Fürstenfeldbruck das dortige 
Schülerparlament gegründet hat 
und nun in der Julius-Maximili-
ans-Universität Würzburg über 
Didaktik der Sozialkunde lehrt, 
lobte die Chance, auch auf Ebene 
des Landkreises eine politische 
Stimme für Schülerinnen und 
Schüler zu installieren und nun 
effektiv auf unterschiedlichen po-
litischen Ebenen zusammenarbei-
ten zu können. Jakob Rauh, Schü-
lersprecher des Graf-Rasso-Gym-
nasiums in Fürstenfeldbruck und 
künftiger Jugendkreisrat: „Ich 
freue mich auf die Arbeit im Ju-
gendkreistag und bin schon sehr 
gespannt. Die Wünsche meiner 
Mitschüler will ich in den Jugend-
kreistag mitnehmen und so ver-
suchen, etwas zu bewegen.“

Laut Landrat Thomas Karmasin 
legt der Landkreis darauf Wert, 
dass alle Schularten am Projekt 
beteiligt werden sollen, also ne-
ben den Gymnasien und Real-
schulen auch die Mittelschulen, 
Privatschulen und Förderzen-
tren des Landkreises. Gabriele 
Pfob, Schulleiterin des Förderzen-
trums Eugen-Papst-Schule in Ger-
mering, hebt den inklusiven Ge-
danken und das Engagement des 
Landkreises hervor: „Zum Trans-
port der Schülerinnen und Schü-
ler sollen sogar Busse zur Ver-
fügung gestellt werden. Ich bin 
froh, dass wirklich alle jungen 
Menschen die Gelegenheit erhal-
ten, ihre Meinung zu finden und 

zu artikulieren  dabei spielen auch 
Herkunft und Milieu keine Rolle.“ 

Der geplante Jugendkreistag 
ist mit ca. 60 Delegierten aus den 
26 beteiligten Schulen besetzt. 
Schülerinnen und Schüler, die an 
dem Gremium mehrfach teilneh-
men, sollen außerdem ein Zerti-
fikat als Wertschätzung ihres En-
gagements erhalten. r
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„Die Jugend ist auf der 
Straße. An den Fridays for 
Future demonstrieren sie 
für mehr Klimaschutz und 
ziehen gegen eine europäi-
sche Richtlinie zur Regelung 
des Urheberrechts zu Felde. 
Aber jetzt so zu tun, als sei 
alle Welt verpflichtet, die-
sen Forderungen nachzu-
kommen, ist doch etwas da-
neben.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, sieht im Umgang 
mit den Jugendprotesten auch so etwas wie 
eine Lehrstunde in Demokratie. 

Wir haben es mit zwei Internetphänome-
nen zu tun. Das erste handelt von einer jun-
gen Frau mit dem Habitus eines schüchternen 
Mädchens, das in Schweden an Freitagen die 
Schule schwänzt und dies mit der Forderung 
verknüpft, die ganze Menschheit solle mehr 

für den Klimaschutz tun, sonst würde sie wei-
terhin im kalten Stockholm mit einem selbst-
gemalten Pappschild in der Hand auf der Stra-
ße vor dem Reichstag stehen, statt am Unter-
richt teilzunehmen. Eigentlich eine Nichtnach-
richt aus einer Gegend Europas, die nur selten 
im Fokus des Interesses steht. Greta Thun-
berg aber wurde zur Heldin der Sozialen Me-
dien. Der Hashtag #FridaysForFuture hat erst 
die Kids in Schweden aufgestachelt, dann ist 
die Idee auf ganz Europa übergesprungen und 
breitet sich nun wie eine Krake in der ganzen 
Welt aus. Der australische Bildungsminister 
hat die gleichen Probleme wie der bayerische!

Dabei hat diese so genannte Bewegung ei-
gentlich keine konkreten, grei aren Forderun-
gen, außer es muss irgendwie was anders wer-
den. Mittlerweile sieht man auch immer we-
niger selbstgebastelte Pappschilder und mehr 
professionell von K-Gruppen erstellte Banner, 
auf denen der Kapitalismus als eigentliches Pro-
blem und Verursacher der Erderwärmung iden-
tifiziert wird. Dennoch spricht Greta Thunberg 
vor dem Weltwirtschaftsgipfel in Davos, wird 
von Forschungsinstituten eingeladen und war 
Gaststar der UN-Klimakonferenz, einschließlich 
Gespräch mit dem UN-Generalsekretär.

Was die junge Frau legitimiert und welche 
Expertise sie hat, wird gar nicht mehr hinter-
fragt. Auch nicht, dass sie sich wohl keinen Ge-
fallen tut, wenn sie sich als Gallionsfigur her-

umreichen lässt. So sollten 
all die Preise und all die Auf-
merksamkeit weniger ihren 
Klimaideen gelten, als dafür 
vergeben werden, dass sie 
es gescha  hat, mittels des 
Netzes von einem spleeni-
gen Backfisch zu einer globa-
len Ikone zu werden.

Das andere Phänomen war 
der Protest gegen die neue Ur-
heberrichtlinie der EU. Mein 
Gott Urheberrecht  Das sollte 

doch für einen gesunden 18-Jährigen so inter-
essant sein wie die Blasenteewerbung vor der 
heute-Sendung. Und dennoch haben buch-
stäblich zehntausende Teens und Twens über 
Wochen mit wissender A tüde auf den Markt-
plätzen deutlich zu machen versucht, wie tief 
der Einschnitt in ihr Leben ist, wenn Schöpfer 
und Kreative für ihre Leistungen an die Gesell-
schaft ein paar Kreuzer mehr erhalten.

Ihr Informationsmedium war natürlich wie-
der das Internet, waren so genannte Influen-
zer, die eine ganze komplexe Regelungsma-
terie auf das kurze Desiderat „Artikel 13 ist 
Mist“ gebracht und ihre Follower zu Aktionen 
aufgerufen haben. Anders als in anderen eu-
ropäischen Ländern, in denen der Empörungs-
level nur knapp über die Wahrnehmbarkeits-
grenze schlug, haben sie in Deutschland die 
Politszene gut durcheinander gebracht. Die 
Bundesjustizministerin legt Eiertänze hin, wa-
rum sie eigentlich schon immer gegen das eu-
ropäische Teufelszeug war und auch die CDU 
sucht jetzt pfi ge Wege, die Kreativen und die 
Netzaktivisten zu versöhnen.

Mein Chef, der Bürgermeister, sieht das En-
gagement mit Wohlwollen, solange der Pro-
test friedlich und demokratisch bleibt. Nicht 
verstehen kann er allerdings Stimmen, die 
der Politik Versagen vorwerfen, weil den For-
derungen der jungen Leute nicht nachgege-
ben wurde. Meinungsäußerung ist in der De-
mokratie doch das Eine, Mehrheiten sind das 
Andere. Das mussten schon die 68er und die 
Atomkraftgegner erfahren und haben dann 
den Weg durch die Institutionen angetreten. 
Ich selbst halte es mit Stefan Zweig: „Was ist 
Jugend: Die unbändige Lust, die eigenen Ge-
fühle und Ideen noch ganz heiß aus sich her-
auszustoßen.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Lehrstunde  
in emokratie

Zusammenarbeit im DANUBE- 
PARKS-Netzwerk wird fortgesetzt

Landkreis Passau unterzeichnet Kooperationsvereinbarung – E zienz von Maßnahmen steigern

Passau Wien. Vertreterinnen und Vertreter von 1  Naturschutz-
gebieten aus 9 Donauländern trafen sich in Wien zur alljährlichen 
Hauptversammlung des Netzwerks der Donau-Schutzgebiete. Die 
erfolgreiche ra von Präsident Carl Manzano geht zu Ende – 10 
Millionen Euro wurden unter seiner Präsidentschaft von DANU-
BEPARKS für den donauweiten Naturschutz investiert. Die Wei-
chen für die zukünftige Zusammenarbeit wurden dabei gestellt.

Die Donau ist für die Artenviel-
falt Europas von herausragender 
Bedeutung. Dieser Naturraum ist 
Heimat für seltene Tier- und Pflan-
zenarten und Lebensraum für 110 
Millionen Bewohner im Donau-
raum. Die Naturschutzreservate 
an der Donau sind die wichtigsten 
Gebiete, um diese Landschaften in 
ihrer Vielfalt auch für die kommen-
den Generationen zu erhalten.

Seit 2007 arbeiten die National-
parks, Biosphärenreservate und 
Naturparks im DANUBEPARKS- 
Netzwerk zusammen. Mehr als 10 
Jahre lenkte dessen Geschicke der 
Nationalpark Donau-Auen mit Prä-
sident Carl Manzano an der Spitze. 
DANUBEPARKS hat sich von einer 
kleinen Interessensgemeinschaft 
zu einer europaweit ausgezeich-
neten Naturschutz-Dachmarke 
entwickelt. Mehrere transnatio-
nale EU-Projekte wurden von DA-
NUBEPARKS abgewickelt, 10 Mil-
lionen Euro wurden in donauwei-
te Maßnahmen für den Schutz der 
Fluss-Ökosysteme, in den grenz- 
übergreifenden Artenschutz und in 
den Naturtourismus investiert. 

Bei der Jahreshauptversamm-
lung in Wien verabschiedete sich 
Carl Manzano, scheidender Direk-
tor des Nationalpark Donau-Auen 
auch als Präsident von DANUBE-
PARKS. Seine Nachfolge tritt Vlat-
ko Ro ac aus dem kroatischen 
Naturpark Kopacki rit an.

Außerdem wurde die Koopera-
tionsvereinbarung der Donau-Ca-
nyons unterzeichnet. „Überall 
dort, wo die Donau enge Schluch-
ten oder malerische Täler formt, 
finden wir ganz besonders spek-
takuläre Schutzgebiete“, erklär-
te DANUBEPARKS Generalsekre-
tär Georg Frank. Fachleute aus 
Deutschland (Donauengtal bei 
Passau) und Österreich (Wachau, 
ausgezeichnet als Weltkulturerbe 
der UNESCO), vom „Donauknie“ 
in Ungarn, aus Serbien (National-
park Djerdap) und Rumänien (Na-
turpark Eisernes Tor) haben im 
Vorfeld zwei Jahre lang gemein-
same Strategien ausgearbeitet.

„Der Wiener Leopoldsberg mit 
seinem grandiosen Blick über die 
Donau ist ein würdiger Standort 
für die Unterzeichnung dieses Ko-

operationsabkommens“, beton-
te der neue DANUBEPARKS Präsi-
dent Vlatko Ro ac im Rahmen der 
Veranstaltung.

Auch der Stellvertreter des 
Landrats aus Passau, Raimund 
Kneidinger hat die entsprechen-
de Kooperationsvereinbarung un-
terzeichnet. Denn auch das Pas-
sauer Land mit seinem über 50 
Kilometer langen Donauabschnitt 
ist Mitglied des Netzwerks. Bei 
der nun geschlossenen Verein-
barung geht es um den Erhalt der 
Lebensräume und der Artenviel-
falt in den Donauengtälern und –
schluchten. Mit der Zusammenar-
beit der einzelnen Regionen soll 
die E zienz lokaler Maßnahmen 
gesteigert werden. 

Für den Landkreis Passau ist 
der Erfahrungs- und Wissensaus-
tausch mit Kommunen anderer 
Donauschutzgebiete ein großer 
Mehrwert. Die Zusammenarbeit 
auf internationaler Ebene wäre 
auch bei Schutzgebieten ähnli-
cher Struktur wünschenswert.

Die Danube Canyons als her-
ausragend attraktive Schutzge-
biete gehören zu den landschaft-
lichen Highlights im Donauraum. 
Mit dem Projekt DANUBEPARKS-
CONNECTED, finanziert im EU-In-
terreg Danube Transnational Pro-
gramme, verstärkt das Netzwerk 
DANUBEPARKS nun sein Engage-
ment für diese Naturjuwele. r

Gemeinsam für Europa im deutsch-französischen Jugendaustausch
Augsburg. Bereits zum 14. Mal lud das Europabüro des Bezirks Schwaben Vertreter aus den schwäbi-
schen Gemeinden und Partnerschaftsvereinen mit Beziehungen zum französischen D partement de la 
Mayenne zum Erfahrungsaustausch bei der Durchführung von Jugendbegegnungen ein. Die 14 Aktiven 
aus den sieben schwäbischen Gemeinden Diedorf, Ichenhausen, Irsee, Kirchheim, Langerringen, Oy-Mit-
telberg und Waltenhofen hatten viel zu berichten. Chantal Sell, zuständig für die Partnerschaft mit dem 
französischen D partement de la Mayenne beim Bezirk Schwaben und Organisatorin des Seminars, be-
grüßte die Teilnehmer, die in ihren Gemeinden ehrenamtlich den Jugendaustausch mit ihrer französi-
schen Partnergemeinde organisieren und begleiten. 
Im Rahmen eines sogenannten World-Caf s wurden die Aktivitäten und Höhepunkte der jeweiligen Aus-
tausche aus dem vergangenen Jahr sowie Wünsche und Erwartungen für den Austausch in diesem Jahr 
vorgestellt. Einig war man sich, dass der gemeinsame Jugendaustausch das Verständnis für die andere 
Kultur fördert, zu neuen Freundschaften führt und damit auch zu positiven Emotionen im Rahmen der 
europäischen Verständigung beiträgt. Bild: Chantal Sell/Bezirk Schwaben

Neu-Ulm feiert 150. Stadtjubiläum:

Viele Gesichter
Die Stadt Neu-Ulm startet in die umfangreichsten Feierlichkeiten  
ihrer noch ungen Geschichte. Es gilt, 150 Jahre Stadterhebung zu 
begehen  – und das sechs Monate lang. Das gesamte Jubiläum steht 
unter dem Leitgedanken „Wir leben neu“.

Im Jahr 1869 verlieh Ludwig 
II. Neu-Ulm „in allergnädigs-
tem Wohlwollen“ die Stadtrech-
te. 58 Jahre, nachdem das Ge-
meindeleben von „Ulm auf dem 
rechten Donauufer“ begann, er-
wachte durch die Stadterhe-
bung in der Gemeinde ein neu-
es Selbstbewusstsein, eine neue 
Ära war eingeläutet. Seitdem 
war und ist Neu-Ulm ein Ort, an 
dem das Neue einen besonde-
ren Stellenwert genießt.

Gefeiert wird vom 7. April bis 
29. September 2019. Das Datum 
flankiert die Termine 7. April 
1811 und 29. September 1869: 
Am 7. April 1811 gab König Max 
I. Joseph die Erlaubnis, dass ei-
ne Gemeinde gegründet werden 
durfte. Am 29. September 1869 
erhob König Ludwig II. Neu-Ulm 
„in allergnädigstem Wohlwollen 
(…)“ in die Reihe der Städte des 
Königreichs Bayern. 

in emeinschaftspro ekt

Im Jubiläumsjahr wird es nicht 
nur von der Stadt organisier-
te neue und außergewöhnli-
che Projekte und Veranstaltun-
gen geben, sondern auch be-
sondere Projekte aus der Bür-
gerschaft heraus. Das Jubiläum 
ist gewissermaßen ein Gemein-
schaftsprojekt aller Neu-Ulmer 
für Neu-Ulmer und Gäste aus 
der gesamten Region.

Neu-Ulm neu sehen? Dazu la-
den die Streifzüge mit auswär-
tigen Künstlern ein, die sich auf 
Einladung des Edwin Scharff Mu-
seums der Stadt und ihrem öf-
fentlichen Raum auf unkonven-
tionelle Weise nähern. Nicht nur 
das historisch Bedeutsame oder 
die Kunst in der Stadt, sondern 
das im Geheimen Gewachsene, 
Zufällige und nur beiläufig Wahr-
genommene steht bei den Streif-
zügen im Mittelpunkt. Mal wird 
einem Performance-Duo gefolgt, 
mal erklingt Musik an ungewöhn-
lichen Orten. Eine teils poetische, 
teils skurrile, immer aber hin-
ter- und eigensinnige Auseinan-
dersetzung mit dem öffentlichen 
Raum, der zur Diskussion anregt.

Regionalromane sind ange-
sagt. Neu-Ulm denkt hier neu 
und weiter: Die Stadt freut sich, 
mit der Konstanzer Autorin Cons-

tance Hotz die erste Neu-Ulmer 
Stadtschreiberin bekannt geben 
zu können. Constance Hotz wird 
2019 zum 150-jährigen Jubiläum 
der Stadt Neu-Ulm für vier Mo-
nate in der Stadt leben und ar-
beiten, vor Ort recherchieren und 
Jubiläumsveranstaltungen beglei-
ten. Geplant sind neben der Prä-
senz im Sozial- und Kulturleben 
auch Beiträge bei Literaturveran-
staltungen und ein Blog, der ei-
nen Einblick in die „Erste Stadt-
schreiberstelle Neu-Ulms“ bie-
tet. Ihre Erfahrungen und Erleb-
nisse in Neu-Ulm sind Grundlage 
für ein Buch, das Constance Hotz 
über Neu-Ulm verfassen wird.

Ein weiteres Projekt ist eine  
App zur Kunst im öffentlichen 
Raum, die die Stadt programmie-
ren lässt. Sie soll per an Kunstwer-
ken angebrachtem QR-Code Infor-
mationen und Kommentare zu 30 
Skulpturen oder Plätzen liefern. 
Die Codes bleiben auch nach dem 
Feiersommer bestehen. Streifzüge 
mit Künstlern durch die Stadt sol-
len zur Auseinandersetzung mit 
dem öffentlichen Raum anregen. 
Sie starten im Innenhof des Ed-
win-Scharff-Museums.

rklär lm für inder

Diverse Projekte binden auch 
die jüngsten Neu-Ulmer in die 
Feierlichkeiten ein. 150 Jahre  
jung soll ein Erklärfilm heißen, in 
dem Kinder im Alter von sechs 
bis elf Jahren über ihre Stadt 
sprechen: über lässige Freizeit- 
aktivitäten, über allgemein Ge-
schichtliches oder persönliche 
Erlebnisse, über die gemütlichs-
ten Plauderecken, die leckers-
ten Mittags-Snacks, aufregenden 
Skater-Kurven, vom Chillen auf 
dem Schwal, vom Spielen im Gla-
cis und von ihren Lieblingsplät-
zen. Darüber hinaus verraten sie 
auch ihre Wünsche für die künfti-
ge Stadtentwicklung. So entsteht 
in Kooperation mit dem Bayeri-
schen Rundfunk ein charmanter 
Erklärfilm von Kindern für alle In-
teressierten.

In der fotoAusstellung „Neu-
Ulm früher und heute“ werden 
Aufnahmen von Neu-Ulmer Ge-
bäuden, Straßenzügen und von 
Neu-Ulmer Stadtbereichen ge-
zeigt. Wie hat sich Neu-Ulm in 

den vergangenen Jahrzehnten 
und bis heute verändert und op-
tisch entwickelt? In Neu-Ulmer 
Geschäften wird die Entwicklung 
des Innenstadtbereichs auf Lein-
wänden Fotos präsentiert. Eben-
so auch in der Glacis-Galerie.

Dort steigt auch die Neu-Ul-
mer Geburtstagsparty. Auf drei 
Dancefloors werden Ulmer und 
Neu-Ulm DJs mit Hip-Hop, R’n’B, 
Soul, House, Electro, Oldies, 
Schlagern, 80er und 90er Dis-
co-Hits sowie Pop und Rock für 
die richtige Stimmung sorgen. 
Auch Stars aus der Blogger- und 
Youtube-Szene werden erwartet. 
Als Beiprogramm dürfen sich die 
Gäste auf ein gehobenes Enter-
tainment-Programm von und mit 
Veranstaltern aus Ibiza sowie ei-
ne ausgefallene Erlebnisgastro-
nomie freuen.

usical zeanflieger

Flugpionier und Pilotenlegen-
de: Dem Neu-Ulmer Hermann 
Köhl gelang mit einer Junkers 
33 der erste Atlantik- berflug in 
Ost-West-Richtung. Die Musik-
schule der Stadt Neu-Ulm prä-
sentiert das Musical „Ozeanflie-
ger“ zum Mythos, das für das 
Stadtjubiläum eigens kompo-
niert wurde. Musiker und Chor 
der Musikschule übernehmen 
die Aufführung. 

Und schließlich geht es dar-
um, Neu-Ulm mit historischem 
Auge neu zu erleben und mit 
dem Fahrrad größere Kreise zu 
ziehen. Drei Gästeführer zeigen 
die Stadt jeweils aus einem neu-
en Blickpunkt. Der erste Bürger-
meister Dr. Wilhelm Sick wird 
die Gäste bei der Führung „Nun 
endlich sind wir Städter“ durch 
das Neu-Ulm zur Zeit der Stadt- 
erhebung führen. 

Eine Gärtnerin zeigt im Rah-
men der Führung „Neu-Ulm als 
Gartenstadt“ das grüne Neu-
Ulm. Die Institution der Garten-
gesellschaft, die Glacisanlage, 
der Kollmannspark und die vie-
len kleinen grünen Inseln der 
Stadt stehen im Fokus. Schluss- 
endlich haben Interessierte auch  
die Möglichkeit, sich aufs Fahr-
rad zu schwingen und bei den 
Radtouren „Mit dem Zweirad 
durch die Zweilandstadt Neu-
Ulm“ aus der Innenstadt hin-
aus zu radeln und beispielswe-
se die historische Seite des Wi-
leys oder Offenhausens zu ent-
decken. DK
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Vorschau auf GZ 8
In unserer Ausgabe Nr. 8, die am 18. April 2019 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Energiethemen
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
• Kommunale Bauthemen
• Kommunale Museen und Bibliotheken

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Fahnenmasten / Fahnen

 Gewerbebau

Kommunalfahrzeuge

 Kommunalfi nanzierung

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen
Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Absperrpfosten Fahnenmasten

Heinkelstraße 44, 
71384 Weinstadt
Tel.: 07151/ 99 51 643 
 Hugo Knödler GmbH 

www.absperrpfosten.com

Heinkelstraße 44, 
71384 Weinstadt
Tel.: 07151/ 99 51 641 
 Hugo Knödler GmbH 

www.fahnenmast.com

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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Kommunale IT

www. .de

Recyclingbaustoff e

erdgas-schwaben.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern
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  Kommunale Neuigkeiten
Legen Sie für die Rufnummer +49 1579 2451592
einen Kontakt an und senden Sie die Nachricht 

„Start“ per WhatsApp an diese Nummer.

Mühldorfs Landrat Georg Huber (3. v. r.) mit den erfolgreichen Absolventinnen und Absolventen. r

Masterstudiengang Public Management an HföD und THD:

Akademische Abschlussfeier 
mit Landrat Georg Huber

Die Hochschule für den ö entlichen Dienst in Bayern HföD  und der 
Technischen Hochschule Deggendorf THD  feierten zum siebten Mal 
die Akademische Abschlussfeier für den Masterstudiengang Public 
Management. Festredner Landrat Georg Huber, Landkreis Mühldorf 
a. Inn, sprach über die aktuellen Themen der ö entlichen Verwaltun-
gen  Digitalisierung, Innovationen und Personalentwicklung. 

„So ein Studium ist kein Spa-
ziergang“, lobte Landrat Huber 
die Absolventinnen und Absol-
venten. Alle hätten während ih-
res berufsbegleitenden Studien-
gangs hart arbeiten müssen. Wer 
dann noch einen Notendurch-
schnitt von 1,1 scha , leiste Au-
ßergewöhnliches.

Die gebürtige Kulmbacherin Ka-
tharina Reuschlein ist so eine Leis-
tungsträgerin. Nach ihrem Ab-
schluss als Diplom-Verwaltungs-
wirtin in Hof ist sie nach Verwal-
tungsstationen bei Regierung und 
Landratsamt jetzt im bayerischen 
Gesundheitsministerium in einer 
Stabsstelle für strategische Auf-
gaben tätig. Die junge Frau wurde 
nicht nur als Jahrgangsbeste aus-
gezeichnet. Katharina Reuschlein 
und ihre Mitstudentin Irmgard 
Schwarz (Landgericht München) 
haben beide die Note 1 in ihren 
Masterarbeiten erzielt.

Die Studierenden des Mas-
terstudiengangs küren traditio-
nell auch ihren „Besten Dozen-
ten“. Diese Würdigung wurde 
dem Hofer Hochschullehrer Ar-
min Thoma zuteil. Er unterrich-
tet in den Modulen Doppik, Jah-
resabschlussanalyse sowie Inter-
kommunale Zusammenarbeit. 
Thoma hat 2012 selbst den aka-
demischen Titel „Master of Arts“ 
im Public-Management-Studium 
erworben.

Bildung und  
Personalentwicklung  
sind Chefsache

„Bildung war und ist für mich 
immer eines der zentralen prag-

matischen Handlungsfelder mei-
ner politischen Arbeit“, erklärte 
Festredner Georg Huber, der 22 
Jahre lang Bürgermeister war 
und seit fast 18 Jahren Landrat 
des Landkreises Mühldorf a. Inn 
ist. Aktuell baut er seinen Land-
kreis von einer zertifizierten zu 
einer digitalen Bildungsregion 
in Bayern aus. Um die Forderun-
gen aus Politik und Wirtschaft 
zeitnah umzusetzen, sollen die 
Landkreis-Schulen sowie Städ-
te und Gemeinden digital aus-
gestattet und durch die Land-
kreis-EDV unterstützt werden. 

„Was die Fachkräfte betri , 
steht die Verwaltung hier vor 
einer sehr großen Herausfor-
derung“, so der Landkreischef. 
„Die Verwaltung muss weiter-
hin sehr intensiv dafür sorgen, 
dass Dienstleistungen rund um 
die Uhr, zeitnah und bürgernah 
geleistet werden können.“ Dazu 
brauche man mehr denn je gut 
ausgebildete Fachkräfte. 

Masterstudiengang für  
interne uali zierung

Landrat Huber zeigte sich des-
halb besonders zufrieden, dass 
die Hochschule für den öffentli-
chen Dienst in Hof und die Tech-
nische Hochschule Deggendorf 
den Studiengang „Public Ma-
nagement“ seit 2010 gemein-
sam anbieten. Drei Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im Land-
ratsamt Mühldorf haben diesen 
Studiengang bereits erfolgreich 
abgeschlossen. Ein Mitarbeiter 
ist gerade im zweiten Semester. 
Auf seine junge Führungstrup-

pe, die bereichsübergreifend 
zusammenarbeitet, sich gegen-
seitig vertritt und unterstützt, 
sei er sehr stolz, hob der Land-
rat hervor. „Deshalb werden wir 
auch in Zukunft diese Art von 
Personalentwicklung sehr stark 
ausbauen und unterstützen!“ 

Aufgrund seiner positiven Er-
fahrungen mit dem berufsbe-
gleitenden Masterstudiengang 
„Public Management“ rät Huber 
Bürgermeistern, Landräten so-
wie staatlichen Behördenleitern 
und Personalverantwortlichen 
dieses Instrument der internen 
Qualifizierung zu nutzen.

Digitalisierung von  
Verwaltungsleistungen

Die Digitalisierung ist „von 
der Wucht her vergleichbar mit 
der Reformation“, zitierte Ge-
org Huber den Hauptgeschäfts-
führer des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebundes, Dr. 
Gerd Landsberg. Huber ist Leiter 
der Projektgruppe „Organisati-
on E-Government“ des Innova-
tionsrings des Bayerischen Land-
kreistages. Bei der Entwicklung 
und Umsetzung digitaler Projek-
te ist das Landratsamt Mühldorf 
a. Inn vielfach Vorreiter. 

So wurde 2012 ein Doku-
menten-Management-System 
(DMS) im Landratsamt einge-
führt und Ende 2018 vollständig 
auf die E-Akte umgestellt. Alle 
Bestandsdaten sind verscannt 
und auch das Fachpersonal ent-
sprechend aufgestockt. Um das 
Landratsamt Mühldorf a. Inn als 
modernes Dienstleistungsun-
ternehmen nachhaltig zu plat-
zieren, wurden die Kommuni-
kationskanäle digitalisiert und 
in den letzten zwei Jahren rund 
300 Schulungen durchgeführt. 

Die Anforderungen sind hoch: 
Nach einem aktuellen Kabi-
nettsbeschluss sollen in Bayern 
bereits bis Ende 2020 die wich-
tigsten Verwaltungsleistungen 
online bereitstehen. 

igitalkompetenz aus auen

Für die Zukunft komme es da-
her entscheidend darauf an, die 
Digitalkompetenz der Beschäf-

tigten weiter auszubauen, un-
terstrich Huber und nannte die 
Verschlüsselung von E-Mails, 
Datensicherheit, den Umgang 
mit der E-Akte, aber auch die 
Vermarktung des eigenen Fach-
bereichs nach außen. „Ich bin 
daher froh, dass Digitalisierung 
ein Teil des Lehrplanes ist, wie 
auch die Fächer Kommunikati-
on, Interkulturelle Kommunika-
tion oder Marketing.“

Silodenken  ü er inden  
Inno ationen schaffen

An die Absolventinnen und 
Absolventen gewandt, forder-
te Landrat Huber, den Prozess 
der Digitalisierung als Anlass zu 
nehmen, um herkömmliche und 
bewährte Strukturen zu hinter-
fragen. „Es wird für Sie eine der 
vielen Anforderungen sein, fle-
xibel und agil auf neue Entwick-
lungen zu agieren. Es geht dar-
um das oft zitierte Silodenken  
zu überwinden.“ 

So hat der Landkreis Mühldorf 
a. Inn in Abstimmung mit ande-
ren Landratsämtern die „Bür-
ger-Informations- und Warn-
App“ (BIWAPP) entwickelt. Die 
Smartphone-App warnt vor Ge-
fahrensituationen im Landkreis 
und informiert zu Themen der 
Abfallwirtschaft, Straßensper-
rungen, Schulausfälle oder neu 
Öffnungszeiten der Wertstoff-
höfe.

Zusammen mit anderen Land-
ratsämtern beteiligt sich der 

Landkreis Mühldorf auch am Pi-
lotprojekt „Chatbot“ des Inno-
vationsrings des Bayerischen 
Landkreistages. Durch den Ein-
satz von künstlicher Intelligenz 
soll ein automatisiertes Chat-
programm die Fragen der Bür-
gerinnen und Bürger beantwor-
ten. Dies ist an 24 Stunden pro 
Tag und 7 Tage die Woche mög-
lich, ohne Personalaufwand 
bei voller Barrierefreiheit. „Der 
Chatbot wird zu Beginn nicht al-
le Fragen beantworten können. 
Es werden Auswertungen erfol-
gen und Verbesserungen vor-
genommen werden,“ erklär-
te Landrat Huber und fügt be-
stimmt hinzu, „aber so ist das 
bei Innovationen “

Gestalten durch  
ooperation und eam ork 

„Ich bin mir sicher, als zukünf-
tige Führungskräfte sind Sie gut 
aufgestellt und vorbereitet, um 
nicht (nur) zu verwalten, son-
dern auch um zu gestalten“, gab 
der Landrat den Master-Absol-
ventinnen und -Absolventen auf 
den Weg. „Sie werden während 
Ihrer Studienzeit sicherlich auch 
gute Kontakte geknüpft haben: 
Nutzen Sie diese und denken Sie 
immer auch daran, dass sich mit 
Kooperation und Teamwork vie-
le Herausforderungen und Pro-
bleme wesentlich leichter behe-
ben lassen.“

Die Glückwünsche an die Ab-
solventinnen und Absolventen zu 

ihrem akademischen Abschluss 
kamen von allen Seiten. Fach-
bereichsleiter Harald Wilhelm 
wünschte ihnen viel Erfolg für ihr 
berufliches Weiterkommen. Stu-
diengangleiterin Dr. Hildegard 
Zeilinger stellte in einer launigen 
Rückschau den bisherigen Karrie-
reweg und die persönlichen Bei-
träge der Einzelnen vor, die alle 
zu einer Studiengruppe zusam-
menwachsen ließen.

era schiedungen

Der Sprecher des Studienjahr-
gangs 2017-2019, Matthias Mei-
er, ließ in einem Rückblick auf 
die persönlichen und fachlichen 
Anforderungen, aber auch die 
Highlights der vergangenen vier 
Semester, wichtige Meilenstei-
ne des Studiums noch einmal 
Revue passieren. 

Vor dem Hütewerfen im In-
nenhof der Hochschule und 
dem festlichen Abendessen 
wurde Dr. Josef Ibler verabschie-
det. Er geht Ende des Jahres in 
Pension. Studiengangleiter Prof. 
Dr. Konrad Schindlbeck (Techni-
sche Hochschule Deggendorf) 
erinnerte an die gemeinsame 
Au auarbeit für das Weiter-
bildungsstudium seit 2006 und 
lobte das Engagement seines 
Hofer Kollegen, das schließlich 
2010 zum Studienstart führte. 
Dr. Ibler war Studiengangleiter 
und lehrte in den Fächern Rech-
nungswesen und Beteiligungs-
management. r




